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1 Einführung
1 Auf den freiflächigen Teilen des Flurstücks (Flst.) 230/17 der Gemarkung Thurm sollen die Voraussetzungen

zur Errichtung

a) einer Wohnanlage für Betreutes Wohnen mit zugehöriger Einrichtung eines Pflegedienstes sowie von

Arztpraxen,

b) die Erhaltung und Revitalisierung des anstehenden denkmalgeschützten Gehöfts und

c) weiterer Wohngebäude, die auch künftigen Mitarbeiter der Einrichtungen des Betreuten Wohnens bzw.

der Arztpraxen zur Wohnnutzung dienen sollen.

im Rahmen eines allgemeinen Wohngebiet (WA) nach § 4 BauNVO zulässigen Nutzungen ermöglicht wer-

den. Insgesamt sollen im Endausbau des Plangebiets (PG), neben der Wohnanlage für Betreutes Wohnen so-

wie der Sanierung und Revitalisierung des anstehenden Gehöfts, sieben Baugrundstücke für ein Mehr- und

sechs Einfamilienhäuser entstehen.

2 Der anstehende, denkmalgeschützte, aber insgesamt stark sanierungsbedürftige Vierseithof inkl. Zuwegung

und Nebenanlagen, die Erschließungsstraße von der Buswendeschleife Thurmer Nebenstraße zum PG des

rechtskräftigen Bebauungsplanes (BBP) „Rathausweg“ sowie der, die standortbezogene Versickerungsanlage

außen umgreifende und wasserrechtlich genehmigte Stauraumkanal zur sicheren Entwässerung der bereits 20

errichteten Wohneinheiten1 innerhalb des BBP „Rathausweg“ nördlich des Gehöfts sind bebaut bzw. anthro-

pogen überprägt. Die weiteren einbezogenen Bereiche von Flst. 230/17 sind unbebaut. Das PG liegt auch

vollständig außerhalb des festgesetzten Überschwemmungsgebiets (ÜSG) des Mülsenbachs (Überschwem-

mungsbereich HQ 100) und dessen daran anschließende überschwemmungsgefährdete Bereiche (ügB) inner-

halb eines 200-jährigen Hochwasserereignisses (Überschwemmungsbereich HQ 200).

3 Um insbesondere die Errichtung der Wohnanlage für Betreutes Wohnen stellte der Grundstückseigentümer mit

Datum vom 17.06.2022 bei der Gemeinde Mülsen einen Antrag auf Einleitung eines Bebauungsplanverfahrens.

Der Gemeinderat der Gemeinde Mülsen hat nach pflichtgemäßem Ermessen am 12.09.2022 über den Antrag des

Grundstückseigentümers entschieden und den Aufstellungsbeschluss zur Aufstellung des BBP Wohngebiet „Mühl-

berg“ gefasst.

4 Bei der nachfolgenden Umsetzung der Planung sollen jedoch die künftigen Gebäude nicht durch den Antragstel-

ler und Grundstückseigentümer selbst errichtet werden. Die bebauungsfähigen noch unbebauten, aber erschlos-

senen Baugrundstücke sollen an den Träger der Wohnanlage für das Betreute Wohnen bzw. versierte Bauträger

u/o bauwillige Bürger der Gemeinde Mülsen veräußert werden. Die Errichtung der Gebäude auf den zur Veräu-

ßerung vorgesehenen Bauflächen des PG soll dann Sache der Erwerber werden. Das entstehende Wohnangebot

soll insbesondere auch Bürgern der Gemeinde Mülsen zum Eigentumserwerb angeboten werden.

5 Die exakte Lage der Gebäude innerhalb der festzusetzenden Baufenster und deren Ausgestaltung soll Sache der

künftigen Bauherren bleiben. Auch lässt sich wegen der Veräußerungsabsichten an bauwillige Dritte bzw. Einwer-

bung künftiger Nutzer eine Frist bis zum vollständigen Abschluss der Bebauung nicht verlässlich abschätzen.

1 entspricht ca. 75% der max. geplanten Wohneinheiten in nur knapp 2 Jahren!
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6 Infolge dessen trifft der Status eines Vorhabenträgers i.S. von § 12 BauGB für den Antragsteller beim vorlie-

genden Antrag nicht zu. Der BBP soll deswegen als kommunaler bzw. angebotsbezogener BBP entsprechend

der §§ 30 I i.V.m. 9 BauGB im Regelverfahren mit Umweltprüfung aufgestellt werden.

7 Die Planung hat mit der durchgeführten förmlichen Beteiligung nach den §§ 3 II und 4 II BauGB im August /

September 2023 das regelmäßige Verfahren durchlaufen. Im Zuge dieser Offenlegung waren jedoch Stellung-

nahmen zu berücksichtigen, die für eine rechtssichere Genehmigung, Inkraftsetzung und Bestand des Plans

beachtlich sind. Daher wurde die Planung nochmals bzgl.

a) der geplanten Wohnnutzung bedarfsseitig überprüft, unter Überarbeitung er Bedarfsermittlung auf Grund-

lage der inzwischen vorliegenden 8. Regionalisierten Bevölkerungsvorausberechnung (RBV);

b) die Umweltbewertung nochmals durchgearbeitet und vertieft sowie

c) insbesondere die Ausgleichskonzeption festsetzungsseitig überarbeitet.

8 Daher ist die Planung gemäß § 4a III BauGB erneut nach § 3 II im Internet zu veröffentlichen und sind die

Stellungnahmen der Öffentlichkeit und der Träger öffentlicher Belange erneut einzuholen. Dabei soll die

Dauer der Veröffentlichungsfrist im Internet und der Frist zur Stellungnahme gemäß § 4a III Satz 3 BauGB

auf 2 Wochen verkürzt werden. Dies wird diesseits als vertretbar angesehen, da die vorgenommenen Ände-

rungen an den Festsetzungen die Grundzüge der Planung innerhalb des PG nicht substanziell verändern und

damit berühren. Ausschließlich die erforderlichen Ausgleichsmaßnahmen bzw. dbzgl. Pflanzgebote werden

jetzt vollständig innerhalb des PG festgesetzt.

2 Beschreibung der Planungskonzeption
1 Das Konzept des Antragstellers sieht vor, die Errichtung

a) einer Wohnanlage für Betreutes Wohnen mit Einrichtung Pflegedienst sowie Arztpraxen (Teil von WA

1)Geplant sind nach derzeitigem Stand 30 Wohneinheiten (WE) für Senioren, zzgl. der Einrichtung eines

Pflegedienstes mit den entsprechenden stationären, aber auch ambulanten Dienstleistungsangeboten und

von Arztpraxen in Form eingerichteter Räume innerhalb der Gesamtanlage auf einer Grundfläche von ca.

3.700 m² unmittelbar nach der Zufahrt von der Thurmer Nebenstraße (Buswendeschleife) ins PG. Damit

soll die Daseinsvorsorge rund um das Service-Wohnangebot des Betreuten Wohnen ansprechend ergänzt

werden. Auch für die ambulante Pflege in Mülsen ist ein steigender Bedarf erkennbar (vgl. Zi. 3.3, Rn. 3).

b) die Revitalisierung des überwiegend denkmalgeschützten Vierseithofs Thurmer Nebenstraße 22 (WA

2)Die Einbeziehung in den BBP erfolgt zunächst mit dem Ziel, die Gebäude zu erhalten, denkmalgerecht

zu sanieren (was inzwischen tlw. bereits erfolgt ist [Dachsanierungen]) und sie anschließend insgesamt

einer oder mehreren neuen Nutzung(en) zuzuführen.Zunächst ist dabei an eine Wohnnutzung gedacht, die

i.V.m. einer freiberuflichen oder das Wohnen nicht störende gewerbliche Nutzung Wohnen und Arbeiten

miteinander verbindet. Aber auch die Einrichtung eine Begegnungsstätte i.V.m. der Einrichtung des be-

treuten Wohnens im WA 1, so in Form eines Cafés wird als Option geprüft. Die Gebäude geben dafür

unter Erhalt und Erneuerung des kulturhistorischen Dokumentationswertes der Wirtschaftsgebäude hin-

reichend Gestaltungsraum.
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c) weiterhin die Errichtung weiterer sieben Wohngebäude (WA 1 und WA 3)

5 Dabei soll im WA 1 Eigentumswohnraum in Form eines Mehrfamilienhauses (MFH) als Solitärbau mit vier Voll-

geschossen bzw. drei Vollgeschossen zzgl. Penthouse in Form eines variabel gestaltbaren Staffelgeschosses mit

gebäudeintegrierter, dieses unterbauende Tiefgarage (TGa) von ca. 600 m² angeboten werden. Im BG 3 sollen

Baugrundstücke für die Errichtung von sechs Einfamilienhäusern entstehen.

6 Dabei sollen sich die Wohnangebote durchaus auch unterschiedliche Einkommensgruppen und Nachfragen

nach unterschiedlichen Wohneigentumsarten berücksichtigen.

7 Die Wohnangebote richten sich insbesondere auch an die Bevölkerungsgruppe der 25 – 40 Jährigen. Die Zahl

dieser familien- und niederlassungsgründenden Bevölkerungsgruppe ist in der Gemeinde Mülsen insgesamt,

aber auch gegenüber der Gruppe der bis 25 Jährigen stark rückläufig. Die Bildung von Wohneigentum, insbe-

sondere für die Bevölkerungsgruppen der 25 - 40 Jährigen und der 20 - 25 Jährigen, zu fördern und diesen

Gruppen hinreichend zeit- und anspruchsgemäße Wohnangebote zum Verbleib in Mülsen anbieten zu können,

ist auch vordringliches städtebauliches Ziel der Gemeinde Mülsen (vgl. Zi. 3, Rn. 4). Diese Gruppe fragt er-

fahrungsgemäß eher Baugrundstücke mit Einfamilienhäusern (EFH) nach.

8 Aber auch die in Mülsen im Bevölkerungsmix stark zunehmende Gruppe der älteren Altersgruppen soll, wenn

auch nicht mehr so hervorgehoben wie in den vormaligen Entwürfen, entsprechend Zielsetzung der Zi. 3, Rn.

4 weiterhin Berücksichtigung finden. Dem folgend sollen neben die Veräußerung von Bau- bzw. Eigentums-

grundstücken nach dem inzwischen präzisierten Konzept vermehrt Eigentumswohnungen angeboten werden.

Die Gruppe der Älteren fragt eher Eigentums- bzw. Mietwohnungen in MFH nach.

9 Darüber hinaus soll für Mitarbeiter der ergänzenden Einrichtungen damit Wohnen und Arbeiten auf kurzen

Wegen miteinander verbindbar werden. Dabei sollen durchaus auch leitende Mitarbeiter angesprochen wer-

den. Vor diesem Hintergrund sollen die Grundstücke im WA 3 großzügiger konzipiert werden. Diese Ziel-

richtung erscheint insbesondere vor dem Hintergrund der aktuellen Entwicklungen (Steigerung der Energie-

preise) und den Herausforderungen der Klimaveränderungen (drastisch erforderliche Verringerung der CO2 –

Emissionen, z.B. durch Verkehrswegereduzierungen) angemessen.

3 Ziele und Erfordernis der Planung
3.1 Städtebauliche Grundsatzziele zu Entwicklung der Ortsteile und Bevölkerungs-

struktur
1 Bereits in der Ursprungsplanung des wirksamen Flächennutzungsplans (FNPwirk) wurde für den Ortsteil Thurm

die Bedeutung als funktionsteiliger Siedlungs- und Versorgungsschwerpunkt für Mülsen zugewiesen und die

Festigung dieser Funktion in der weiteren Entwicklung der Gemeinde definiert. Neben der Entwicklung der ge-

werblichen Wirtschaft sowie als teilräumlicher Versorgungs- und Verkehrsknoten für die nördlichen Ortsteile

bildet die Wohnentwicklung dabei den dritten Entwicklungsschwerpunkt2. Das Integrierte Gemeindeentwick-

lungskonzept (IGEK) schreibt diese Bedeutung fort. Das IGEK sieht die Potenziale und Entwicklungsperspekti-

ven Thurms wesentlich als

2 vgl. Begründung FNPwirk; Kap. 6.2, Ortsteilsbezogene Leitsätze, S. 21ff; Mai 2006
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· vielgestaltiger Wohnstandort für unterschiedliche Wohnbedürfnisse

o mit Potenzialen im Eigenheimbereich und

o baulichen Verdichtungsmöglichkeiten in den verschiedenen Bereichen des Ortsteils3.

2 Dabei liegt der Fokus unter Berücksichtigung übergeordneter Zielstellungen einer flächensparenden Sied-

lungsentwicklung in der Herausbildung kompakter Siedlungsbereiche und Ortskerne. Damit sollen vorhan-

dene Infrastrukturen wirtschaftlicher genutzt, Neuinvestitionen in zusätzliche Infrastrukturen deutlich redu-

ziert und die Inanspruchnahme landwirtschaftlich genutzter Flächen im Außenbereich jenseits der äußeren

Grenzen eines Siedlungsbereichs weitgehend vermieden bzw. minimiert werden.

3 Ein zentrales städtebauliches Ziel der Gemeinde Mülsen besteht bzgl. der weiteren Bevölkerungsentwicklung

darin, die von starker Abwanderung betroffenen Bevölkerungsgruppen der familien- und niederlassungsgrün-

denden Gruppe der 25 - 40 Jährigen4 und der noch „sesshaften“ Gruppe der 20 - 25 Jährigen durch hinreichend

zeit- und anspruchsgemäße sowie preiswerte Wohnangebot in der Gemeinde Mülsen zu halten.

4 Zu diesem Ergebnis kommt, in Auswertung der durchgeführten Bürgerbeteiligung, auch das IGEK, das im

vorgenannten Sinn attraktive Wohnangebote als Bindungsfaktor ableitet und dem erkannten weiteren Abwan-

derungsrisiko jüngerer Bürger und als Chance für Fortentwicklung die Gemeinde Mülsen gegenüberstellt.

3.2 Erfordernisse zur Fortführung des Planungsverfahrens
1 In der Beteiligung zum Entwurf des vorangegangenen BBP-Verfahrens wurde in mehreren Stellungnahmen

eine Nachweisführung für den Bedarf / Erfordernis des BBP gefordert. Dem wird mit eine Bedarfsermittlung

auf Grundlage der 8. Regionalisierten Bevölkerungsvorausberechnung (8. RBV) des Statistischen Landesamts

(StatLA) nachgekommen. Die Berechnungen der 8. RBV zur voraussichtlichen Bevölkerungsentwicklung

sind, gemäß dortiger Aussage, wiederum rein demografisch mit einem deterministischen Ansatz modelliert.

2 Nach Erläuterungen des StatLA werden Vorausberechnungen mit zunehmender Regionalisierung immer un-

sicherer, weil die demografischen Komponenten Geburten, Sterbefälle und Wanderungen stark durch Schwan-

kungen, Zufälligkeiten oder singuläre Ereignisse geprägt sind. Bei der Annahmenbildung kann somit in allen

RBV’en der Fokus nicht auf einzelne Gemeinden gelegt werden, weil individuelle Anpassungen immer indi-

rekte Auswirkungen mit anderen Gemeinden zur Folge haben. Damit unterscheidet sich die 8. RBV grund-

sätzlich von z. B. externen Vorausberechnungen für einzelne Gemeinden5. D.h. im Klartext, gemeindespezi-

fische Bedingungen und Entwicklungen gingen in die 8. RBV nicht ein. Sie erhebt keinen Anspruch die Ent-

wicklung für die jeweilige Gemeinde unter Berücksichtigung deren spezifischer Entwicklungen und Bedin-

gungen vorauszuberechnen und beinhaltet diesen auch nicht.

3 Nach diesseitiger Auffassung sind die gemeindespezifischen Bedingungen und Entwicklungen aber sehr wohl

von Bedeutung für die Ermittlung des weiteren Baulandbedarfs. Dazu gibt es ausführliche Erläuterungen in der

beigefügten Baulandbedarfsermittlung (vgl. Anl. 4).

3 vgl. Begründung IGEK; Kap. 1.6.5, Siedlungsstruktur und Gemeindegliederung, S. 36f; Februar 2022
4 Dieses (Ab-)Wanderungsverhalten in der Gemeinde Mülsen gemäß Tab. 1 weicht von der langfristigen Binnenwanderung der deutschen

Mehrheitsbevölkerung in Sachsen deutlich ab. In Sachsen wandert vor allem die Gruppe der 20 - 25 Jährigen ausbildungs- und berufs-
findungsbedingt. Ab 25 Jahren sinkt das Binnenwanderungsverhalten in Sachsen deutlich ab (vgl. www.bevoelkerungsmonitor.sach-
sen.de)

5  vgl. StatLA; 8. RBV, Methodische Hinweise; Kamenz 2023
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4 Für größere Potenzialflächen innerhalb der relevanten Flächenreserven sind zwar Planverfahren eingeleitet bzw.

weit fortgeschritten (BBP „Brückenstraße“ im Ortsteil Niedermülsen6, BBP Waldstraße / August-Bebel-Straße

im Ortsteil St. Niclas7). Deren Umsetzung ist jedoch kurzfristig nicht zu erwarten. Darüber hinaus reichen deren

geplante Wohnangebote auch nicht zur Deckung der Bedarfslücke aus. Es müssen also weitere, bislang baulich

nicht genutzte Flächen zur Bedarfsbefriedigung herangezogen werden.

5 Der Bedarf an der geplanten Heranziehung des PG zur Nutzung als Wohngebiet liegt vor (vgl. Anl. 4). Gemäß

der vorgenommenen Bauflächenbedarfsermittlung besteht über die Verfügbarkeitsreserve von aktuell 3,7 ha

Bruttobaufläche der FNP-Ebene (umgerechnet auf Nettobauland der BBP-Ebene von 35 Baugrundstücken) ein

darüber hinausgehender kurzfristiger Bedarf bis 2025 von ca. 47 - 51 Baugrundstücken. Bringt man weiter die

im BBP „Oberer Rathausweg“ geplanten 15 Baugrundstücke in Abzug, verbleibt noch immer ein Bedarfsüber-

hang über die Verfügungsreserve von 32 - 36 Baugrundstücken.

6 Das Vorliegen eines aktuellen und kurzfristigen Baubedarfs bestätigt auch die sehr schnelle Errichtung von 20

der bis zu 27 Wohneinheiten im angrenzenden Baugebiet Rathausweg in weniger als zwei Jahren nach dessen

Wirksamwerden.

7 Gemäß dem Vorrang der Innenentwicklung des BauGB (§§ 1a und 13a), aber auch des § 1 V Satz 2 BNatSchG

und der Systematik des gültigen Landesentwicklungsplans des Freistaats Sachsen aus 2013 (LEP 2013) sind

nach den o.g. Flächenreserven sogenannte Außenbereichsinseln im Innenbereich8 als Nächste heranziehbar.

8 Der aktuelle Bedarfsüberhang ist nach Rn. 5 so groß, dass der gegenständige BBP Wohngebiet „Mühlberg“,

Ortsteil Thurm mit seinen geplanten 7 Neu-Baugrundstücken für die allgemeine Wohnnutzung zur kurzfristi-

gen Bedarfsdeckung und Schließung der Lücke nachweislich zur Deckung des bestehenden Bedarfs i.S. des §

1 III BauGB erforderlich.

9 Die geplante Errichtung der Wohnanlage Betreutes Wohnen und der begleitenden Zielstellung die Wohnange-

bote im WA 3 auch Mitarbeitern der Wohnanlage i.V.m. Zusammenführung von Wohnen (hier Schicht- und

Bereitschaftsdienste) und Arbeiten zur Verkehrsreduzierung und Verbesserung der Work-Life-Balance ist sinni-

gerweise auch in einem Gebiet umzusetzen.

10 Nach den ortsteilbezogenen Leitsätzen des FNP aus 2006 ist dabei die Funktion des OT Thurm als funktions-

teilig mit dem OT Mülsen St. Jacob kooperierender Siedlungs- und Versorgungskern zu festigen. Nun sind

aber gemäß Hochwasserrisikomanagement-Planung allein im OT Thurm ca. 9,3 ha Bauflächen im zusammen-

hängend bebauten OT mit Lage innerhalb des festgesetzten ÜGS und der ügB des Mülsenbachs von den dbzgl.

baubezogenen Restriktionen betroffen bzw. sind dort die Hochwasserrisiken besonders zu berücksichtigen.

Nachverdichtungen sind in diesen Bereichen nicht oder nur noch sehr eingeschränkt möglich.

11 In den betroffenen Bereichen wurde bereits Wohngebäude abgerissen und durch risikoarme Nutzungen ersetzt9.

12 Die Verfügungsreserve in Thurm beschränkt sich auf nur noch einzelne kleinteilige Flächen. Insbesondere für die

geplante Ansiedelung der Anlage für Betreutes Wohnen und der begleitenden Nutzungen ist dort kein Platz mehr.

6 Für dessen, dem dörflichen Umfeld Niedermülsens nach Art, Umfang und Gestaltung entsprechendes Bauangebot, dass sich infolge der
noch zu klärenden Gebietsentwässerung mittelfristig noch verzögert, liegt ein Übernahmeangebot für über 80% der verfügbaren Bau-
flächen beim Grundstückseigentümer und Antragsteller des BBP vor. Die Bauflächen stehen für die avisierte kurzfristige Umsetzung
der Mustersiedlung zur Befriedigung aktuell vorliegender Bauanfragen nicht zur Verfügung.

7 Dessen Umsetzung verzögert sich ebenfalls noch wegen noch zu klärender Erschießungsfragen. Dessen Bauangebot ist darüber hinaus
mit verfestigten Anfragen bereits überzeichnet.

8 vgl. LEP 2013, Begründung zu Z 2.2.1.4, S. 60
9 z.B. das Wohngebäude Thurmer Hauptstraße 42 (Lage in ÜSG Mülsenbach; 2022 Ersatz durch Stellplatzanlage FFW Thurm)
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14 Als Alternativstandort für das betreute Wohnen wurde im Vorfeld auch das Schloss (Herrenhaus) geprüft.

Dieses liegt im Geltungsbereich des BBP „Rittergut/Schoss/Park“ Thurm. Die Fläche ist rechtskräftig als

Mischgebiet festgesetzt. Wohnen ist dort nur ausnahmsweise i.V.m. der Errichtung einer gewerblichen u/o

freiberuflichen Nutzung zulässig. Die Wohnnutzung ist auch nur der gewerblichen Nutzung untergeordnet

zulässig. Im dortigen Baugebiet MI 7 wurde mit der inzwischen wirksamen 3. Änderung des BBP „Ritter-

gut/Schoss/Park“ Thurm das Vorhaben zur Errichtung eines Mehrgenerationenhauses aufgegeben und die

Baurechte erheblich auf einen kleinteiligen Nutzungsmix als Wohnen und Gewerbe reduziert. Eine Verlage-

rung dorthin scheidet also als vernünftige Alternative aus.

15 Vor diesem Hintergrund muss eine, der zentralen langfristigen städtebaulichen Zielstellung der Gemeinde

Mülsen verpflichtete Entwicklung, insbesondere einer hochwassersicheren Wohnentwicklung, integrierte La-

gen außerhalb der hochwassergefährdeten Gebiete der kooperierenden Siedlungs- und Versorgungskerne in-

nerhalb der Gemeinde in den Fokus nehmen (vgl. weiter Zi. 4 u. 5).

3.3 Ziele der Planung
1 Das mit diesem BBP zu überplanende Flst. 230/17 liegt am südlichen Rand des Ortskerns des Ortsteils (OT)

Thurm. Thurm übernimmt innerhalb der Gemeinde Mülsen eine wesentliche Versorgungsfunktion für die

nördlichen Ortsteile der Gemeinde. Gleichzeitig bildet der Ortsteil einen gewichtigen Siedlungskern innerhalb

der Gemeinde. Thurm bildet im raumordnerischen Sinn funktionsteilig mit dem Ortsteil Mülsen St. Jacob den

Versorgungs- und Siedlungsschwerpunkt der Gemeinde Mülsen.

2 Der Standort unmittelbar an der Buswendeschleife und dem bereits überwiegend aufgesiedelten Baugebiet „Rat-

hausweg“ im südlichen Kernbereich bietet also sehr gute Voraussetzungen,

· ein qualitativ hochwertiges Angebot für Betreutes Wohnen sowie

· sonstiges qualitativ hochwertiges Wohnen für unterschiedliche Bevölkerungsgruppen der Gemeinde

auf kurzen Wegen mit verschiedenen, räumlich nahe liegenden Funktionen und Angeboten, wie z.B. Versorgen

und Einkaufen, Anschluss an den öffentlichen Nahverkehr sowie Freizeit und Erholung zu verknüpfen. Dabei liegt

das PG auch außerhalb des baulich hoch restriktiven festgesetzten ÜSG und der ebenfalls mit baulichen Restrikti-

onen belegten ügB des Mülsenbachs. Das PG ist also Teil eines präferierten Wohnentwicklungsstandorts in der

Gemeinde Mülsen.

3 Die mit dem Vorhaben verfolgten Ziele sind:

· die an die Lebensbedingungen und -vorstellungen einer alternden Bevölkerung in der Gemeinde Mülsen

angepasste Verbesserung des Angebot an altersgerechten Wohnungen (Betreutes Wohnen),

o In Mülsen bestehen derzeit ca. 30 Wohneinheiten (WE) für betreutes Wohnen in 3 Einrichtungen.

Für diese Angebote gibt es eine beständige Nachfrage und z.T. auch Wartelisten. Darüber hinaus

steigt der Anteil der Zielgruppe für Seniorenwohnen in Mülsen stetig an, von 2019 (ca. 30% über

65-jährige - ca. 3.250 EW) bis 2035 auf ca. 37% (ca. 3.430 EW), also auch eine Steigerung der

absoluten Zahl um nochmals knapp 200 Personen.
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o Die Nutzung von Versorgungsangeboten in Form eines „Service-Wohnens“, z.B. Betreutes Woh-

nen können sich lt. Gesundheitsmonitor 2013 der Bertelsmann Stiftung/BarmerGEK ca. 18% vor-

stellen. Betreutes Wohnen wird sogar von insgesamt über 40% der dazu Befragten ab 50 Jahren

für sich als Alterswohnen präferiert10. Übertragen auf die örtlichen Verhältnisse ergibt sich kon-

servativ geschätzt allein in der Altersgruppe Ü65 aus der örtlichen Bevölkerungsentwicklung eine

potenzielle Nachfrage von ca. 300 WE nach Service-Wohnen. Stellt man der potenziellen Nach-

frage das bestehende Angebot in der Gemeinde gegenüber, ergibt sich auch perspektivisch ein

erkennbar deutliches Angebotsdefizit.

· die Verbesserung der sozialen sowie Versorgungsbedürfnisse dieser wachsenden Bevölkerungsgruppe

durch die Mischung von altersgerechten und normalen Wohnbestand und die weitere Verbesserung der

Teilhabe am sozialen Leben durch Anordnung im dieser zentralen Stelle innerhalb des für das nördliche

Gemeindegebiet zentralen Ortsteil;

· dazu das Ausgestalten eines Wohngebiets mit hoher Wohnqualität im Nahbereich vorgenannter Infrastruk-

turen der Daseinsvorsorge zzgl. des öffentlichen Personennahverkehr

o Die Wohnqualität von Wohngebieten ist durch eine Mehrzahl von Parametern der unmittelbaren Le-

bensgestaltung, wie Anbindung an Siedlung (Einkaufen, Schulen), Landschaft (Naherholung), öffent-

lichem Verkehr, geringe Verkehrs- und Lärmbelastung in der Umgebung, Vorhandensein von Frei-

zeitangeboten gekennzeichnet. Im unmittelbaren und näheren Umfeld des Standorts sind sowohl An-

gebote siedlungsbezogener (wie Einkaufen, Schulen, Ärzte, Gastronomie) wie landschafts- und erho-

lungsbezogener Art (u.a. Rittergutspark) vorhanden.

o Darüber hinaus besteht über die fußläufig unmittelbar erreichbare ÖPNV - Haltestelle „Thurm Wen-

destelle“ eine Anbindung an derartige Angebote im Umland.

· die Stützung vorhandener Leistungsangebote der örtlichen Infrastruktur und Daseinsvorsorge (Grundver-

sorgung Waren täglicher Bedarf, Ärzte, Grundschule) und deren Ergänzung (hier Pflegedienst, mit statio-

nären und ambulanten Angeboten, Arztpraxen) sowie damit auch

· die Fortentwicklung des Ortsteils Thurm in seiner Funktion als Versorgungs- und Siedlungsschwerpunkt

im nördlichen Gemeindegebiet zu fördern;

· die Förderung des Denkmalschutzes und der Baukultur durch die Sanierung des Vierseithofs, Belebung

mit neuen Nutzungen und dessen Integration in das örtliche Baugefüge und i.V. damit die

· Erhaltung, weitere Stützung sowie Schaffen sozial stabiler Bevölkerungsstrukturen im Ortsteil, nicht zuletzt auch

durch Bereitstellen von Wohnangeboten für Mitarbeiter der ergänzenden Einrichtungen der Service-Wohnanlage

des betreuten Wohnen (Leitungspersonal / Mitarbeiter Arztpraxen, Pflegedienst, Betreutes Wohnen).

4 Das Vorhaben fügt sich mit seinen Zielen in die städtebaulichen Entwicklungsziele der Gemeinde Mülsen ein.

Anknüpfungspunkte für die Einordnung in die städtebauliche Zielkulisse der Gemeinde Mülsen sind

· die Errichtung unterschiedlicher Wohngebäude mit qualitativ hochwertigen Angeboten an unterschiedli-

che Bevölkerungsgruppen u.a. zur

10  vgl. Jacobs et al, Pflege-Report 2015; Die Attraktivität des Betreuten Wohnens steigt mit zunehmendem Alter der befragten Alters-
gruppen (50+, 60+, 70+).
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o Bildung von Wohneigentum zur Befriedigung zeitgemäßer Wohnbedürfnisse insbesondere für

junge Familien der in der Gemeinde von starker Abwanderung betroffenen Bevölkerungsgruppen

der 25 - 40 Jährigen11.  und der  noch „sesshaften“ Gruppe der  20 -  25 Jährigen,  zu fördern und

diesen Gruppen so hinreichend zeit- und anspruchsgemäße Wohnangebot zum Verbleib in der Ge-

meinde Mülsen anbieten sowie verkehrsmindernd auch Angebote für künftige Mitarbeiter  zu kön-

nen sowie der

o Ausgestaltung von Wohngebieten mit hoher Wohnqualität.

· der Lenkung der baulichen Fortentwicklung auf Bereiche außerhalb des festgesetzten ÜSG des Mülsenbachs

und ügB (Überschwemmungsbereich HQ 200) und damit hinreichend restriktions- und risikoarme, weitge-

hend hochwasser- und klimaresiliente sowie nachhaltige Bauentwicklungsflächen für die nächsten Jahre zu

ermitteln und zur Verfügung stellen zu können;

· Berücksichtigung des trotz sinkender Einwohnerzahlen noch steigenden Wohnbedarfs aus Veränderungen

der Haushaltsstrukturen einer insgesamt alternden Bevölkerung (u.a. geringere Haushaltgrößen, steigen-

der Wohnflächenbedarf / Haushalt) in der Gemeinde sowie des erhöhten Ersatzbedarfs aus den Beschrän-

kungen aus der Festsetzung des ÜSG sowie der ügB des Mülsenbachs;

· die Auslastung der wohnnahen Infrastruktur (z.B. kleinteiliger Einzelhandel) im Ortsteil zu sichern sowie

· dem sparsamen Umgang mit Grund und Boden durch die Mobilisierung nachverdichtungsfähiger Brachen

und Flächen im bebauten OT zu entsprechen.

4 Abgrenzung des Plangebiets / Einbezogene Flurstücke
1 Das Plangebiet (PG) liegt am südlichen Rand des Ortskerns des Ortsteils Thurm. Es wird entlang der gesamten

südöstlichen Geltungsbereichsgrenze von den PG der BBP „Rathausweg“ (rechtskräftig, Erschließung läuft)

und „Oberer Rathausweg“ (in Aufstellung) begrenzt. Im Westen grenzt es an die Waldflächen des eigenen

Flst. sowie der Flst. 219 – 221. Der gesamte nördliche Geltungsbereich grenzt an den im Zusammenhang

bebauten Ortsteil entlang der Thurmer Nebenstraße. Innerhalb des Geltungsbereichs ist das planintegrierte

nördliche Baugebiet (BG) mit einem Vierseit-Gehöft bebaut. Das Gehöft selbst ist derzeit unbewohnt. Dessen

Wohnhaus wird in Teilen als Baubüro genutzt.

2 Das PG liegt mit den BG 1 und 2, der Haupterschließungsstraße, der Versickerungsanlage und der diese tlw.

überlagernden Stellplatzanlage auf dem Niveau der Ortslage. Das BG 3 liegt umfänglich auf dem Oberhang

des in die Ortslage geneigten Hanges. Das Höhenniveau liegt im Bereich der Ortslage zwischen ca. 277 bis

ca. 280 m ü NN im Tiefenbereich des Mülsengrunds, nach Südwesten steigt es auf ca. 306 - 307 m ü NN meist

lehn-, in Teilen, insbesondere im Kulminationsbereich aber auch flachhängig an. Der äußere Randbereich

südwestlich der noch im PG liegenden Kulminationslinie neigt sich dagegen bereits in Richtung Alte Siedlung

/ Schneeberger Straße.

11  Dieses (Ab-)Wanderungsverhalten in der Gemeinde Mülsen gemäß Tab. 1 weicht von der langfristigen Binnenwanderung der deut-
schen Mehrheitsbevölkerung in Sachsen deutlich ab. In Sachsen wandert vor allem die Gruppe der 20 - 25 Jährigen ausbildungs- und
berufsfindungsbedingt. Ab 25 Jahren sinkt das Binnenwanderungsverhalten in Sachsen deutlich ab (vgl. www.bevoelkerungsmoni-
tor.sachsen.de)
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4 Das PG umgreift die bereits bebauten und freiflächigen Bereiche des Flst. 230/17 ab Thurmer Nebenstraße /

Radweg Alter Bahndamm bis auf den Kulminationsbereich mit einer Größe von ca. 26.400 m², inkl. des An-

schlusses bis zur geplanten Straße Am Mühlberg auf Flst. 232/5 mit ca. 220 m² (vgl. Zi. 6.2). Nach Südwesten

wird es von dem westlich stockenden Laubmischwald und einem Streifen vorgelagerten Weide- und Wirt-

schaftsgrünlands des eigenen Flst. begrenzt.

5 Planungsrechtliche Einfügung
1 Der LEP 2013 weist dem PG der im Verdichtungsraum liegenden Gemeinde Mülsen keine gebietsspezifischen

Vorgaben zu. Es bestehen keine Zuweisungen hinsichtlich großflächiger bzw. überregional bedeutsamer Frei-

raumnutzungen oder dbzgl. besonderer Schutzanforderungen. In den Verdichtungsräumen soll zur Ausgewo-

genheit zwischen den wirtschaftlichen Entwicklungspotenzialen und der Ressourcenschonung eine effiziente

Flächennutzung umgesetzt werden.

2 Die Planung ordnet sich mit Nachverdichtungszielen im Anschluss an den bestehenden Bebauungszusammen-

hang im Ortskernbereich von Thurm in die allgemeinen Ziele und Grundsätze (u.a. Z 2.2.1.3, Z 2.2.1.9 / G

2.2.2.2, Z 2.2.1.10) der Landesentwicklung ein.

3 Das Plangebiet ist Teil des geplanten Wohnstandorts Rathausweg – Mühlberg. Der nördliche Teil des Mühlbergs

mit seinen ostseitigen Freiflächen in den Talzug des Mülsengrunds ist allseitig von Siedlungsflächen ab ca. 200

m Breite umgeben. Diese sind alle als im Zusammenhang bebauter Ortsteil zu bewerten. Das PG umgreift den

nördlichen Teil der ostseitigen Freifläche in die bebaute Ortslage des Mülsengrunds. Planungsrechtlich ist das

PG damit als Teil eines Außenbereichs im Innenbereich anzusprechen. Lagemäßig grenzt es mit seiner Nordost-

seite an den bestehenden Siedlungsbereich des hier im Zusammenhang bebauten Ortsteils des Mülsengrunds an,

tlw. ragt er ins bereits in das PG hinein (Vierseitgehöft Thurmer Nebenstraße 22). Weiter nach Südosten grenzt

das tlw. bereits bebaute Teilgebiet Rathausweg des Wohnstandorts Rathausweg – Mühlberg an.

4 Das Planverfahren liegt gemäß den voranstehenden Ausführungen vollständig innerhalb des Siedlungsbereichs

von Thurm. Damit entspricht dessen bauliche Entwicklung nicht nur der gebotenen Innenentwicklung der §§ 1a

und 13a BauGB, sondern auch Z 2.2.1.4 des LEP 2013. Nach dessen Systematik sind nach Baurechts-, Brach-

und freien Innenbereichsflächen sogenannte Außenbereichsinseln im Innenbereich12 als nächste, vor einer Ent-

wicklung nach außen aus dem Siedlungskörper heraus, zur baulichen Nutzung heranzuziehen.

5 Die Landesdirektion Sachsen (LDS) attestierte dem BBP in ihrer Stellungnahme zum Entwurf, Belange der

Raumordnung stehen dem Vorhaben nicht entgegen. Es bestehe aber die Notwendigkeit die vorgenommene

Bedarfsermittlung zur Wohnbauflächenausweisung zu überarbeiten. Dies ist auf Basis der inzwischen 8. Re-

gionalisierten Bevölkerungsvorausberechnung des StatLA bis 2040 (8. RBV) erfolgt. Der Wohnbauflächen-

bedarf für die gegenständige Planung ist gegeben (vgl. Zi. 3.2 u. Anl. 7). Hinterfragte gemeindespezifische

Bedingungen und Entwicklungen werden dort bzgl. ihrer Anwendung noch ausführlich erläutert und begründet.

Mit dem Nachweis steht der BBP auch in Einklang mit Z 2.2.1.6 des LEP 2013.

12 vgl. LEP 2013, Begründung zu Z 2.2.1.4, S. 60
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7 Die Gesamtfortschreibung des Regionalplans Südwestsachsen (REP SWS) in der Fassung der Bekanntma-

chung vom 06.10.2011 spricht, wie auch der Regionalplan Region Chemnitz in der Fassung seines Satzungs-

beschlusses vom 20.06.2023 (RPl RC_SF 2023), der Gemeinde Mülsen, trotz des nachweislichen Vorhan-

denseins aller grundzentralen Einrichtungen gemäß LEP 2013, Z 1.3.8, nur die Eigenentwicklung zu. Darüber

hinaus hält die Gemeinde Mülsen mit der Jacobus-Oberschule auch eine weiterführende Schule sowie eine

Förderschule vor.

8 Bauflächenentwicklungen für Wohnnutzungen sollen sich in Sachsen an mehreren Faktoren ausrichten,

· der natürlichen Bevölkerungsentwicklung in Gemeinde13,

· den Ansprüchen der ortsansässigen Bevölkerung an zeitgemäße Wohnangebote, d.h. nach diesseitigem

Verständnis aber auch

o die (bereits kurzfristige) Schaffung entsprechender Angebote

a) an die in der Gemeinde seit langem überproportional schrumpfende Bevölkerungsgruppe der fa-

milien- und niederlassungsgründenden jungen Erwachsenen und

b) der im Verhältnis der gemeindlichen Bevölkerungsentwicklung relativ stabilen Gruppe der Her-

anwachsenden der 20 - 25 Jährigen, um diese in der Gemeinde zu halten14 sowie

· dem Auflockerungs- und Ersatzbedarf innerhalb der Gemeinde.

9 Dieser letzte Punkt ist an dieser Stelle gerade auch vor dem Hintergrund der Ziele und Grundsätze des Kap. 1.1

des REP SWS (Kap. 1.2 RPl RC-E 2021) zur regionalen Siedlungsentwicklung unter den spezifischen topogra-

fischen, siedlungsstrukturellen und baulichen Bedingungen der Gemeinde Mülsen bzgl. des Bauflächenbedarfs

doch näher zu untersetzen. Die Frage der städtebaulichen Entwicklung kann deshalb auch nicht ohne Rücksicht

auf die tatsächlichen, also gemeindespezifischen, innerörtlichen Entwicklungsgegebenheiten und -möglichkeiten

entschieden werden.

10 Der Anteil der Wohnungen in vor 1948 errichteten Gebäuden in der Gemeinde liegt ca. 1,3% über dem Kreis-

durchschnitt. Die vorhandene Altbausubstanz genügt oftmals den heutigen, moderneren Wohn- und Rauman-

forderungen nicht (steigende Anzahl der Ein- bzw. Zweipersonenhaushalte, damit i.V. steigender Quadratme-

terbedarf an individueller Wohnfläche pro Kopf). Darüber hinaus sind die bestehenden Altbauten einerseits

nicht bzw. nicht wirtschaftlich nach den geltenden Rechtsvorschriften von Energie-Einsparungs-Verordnung

und Brandschutz umzubauen bzw. zu modernisieren. Dies gilt in ähnlicher Weise für die Plattenbauten, die

insbesondere zum Wohnungsanteil von ca. 20,8% für die Periode 1979 – 1990 in der Gemeinde beitragen und

insbesondere hier in Thurm zu einem Leerstandsanteil von ca. 26,3% beitragen. Da sich diese Leerstände auf

viele Plattenbauten in Privateigentum verteilen, blockieren sie siedlungsstrukturell viel Fläche für eine Folge-

nutzung. Die Gemeinde ist z.B. in Thurm nur Miteigentümer einzelner Wohnung (Anteil insgesamt ca. 5,1%).

13 Ein wesentliches Ziel der städtebaulichen Entwicklung der Gemeinde und damit auch dieser Planung ist dabei die Bereitstellung an-
sprechender Wohnangebote an heranwachsende Bevölkerungsgruppen um diese in der Gemeinde zu halten. Insbesondere die Bevölke-
rungsgruppe der 25 - 40 Jährigen verlässt nach der Ausbildung bislang die Gemeinde und beeinflusst so besonders negativ die abneh-
mende Bevölkerungsentwicklung (vgl. Zi. 5, Rn. 2 u. Tab. 1 sowie Integriertes Gemeindeentwicklungskonzept vom Februar 2022).

14 Dies ist umso mehr Ziel der Gemeinde, da in Sachsen Eigenentwicklergemeinden eine Planung auf Wanderungs(rück)gewinne verwehrt ist.
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11 Andererseits liegt die Altbausubstanz oftmals innerhalb von Siedlungsbereichen, die von Beschränkungen im

Zusammenhang mit der Lage in ÜSG und weiteren hochwassergefährdeten Bereichen (vgl. u.a. Zi. 1, Rn. 315).

Allein im planungsgegenständigen Ortsteil Thurm betrifft die dbzgl. Einschlägige Streichung ca. 1,25 ha be-

reits bebauter Bauflächen bzw. Entwicklungsflächen, wie die an der Alten Brauerei16,  die für bauliche Ent-

wicklungen nicht mehr verfügbar sind.

12 Diese gemeindespezifischen Gegebenheiten fanden Eingang ist die, im Zuge der Fortschreibung des FNP für das

Gemeindegebiet erarbeiteten Bedarfsermittlung zur Wohnbauflächenausweisung. Diese wurde auf Basis der

inzwischen anzuwendenden 8. RBV für diesen BBP wiederholt. Der Wohnbauflächenbedarf für die gegen-

ständige Planung ist gegeben (vgl. Zi. 3.2 u. Anl. 4).

13 Gemäß der siedlungsstrukturellen Einordnung der Zi. 4 ist das PG Teil einer Außenbereichsinsel im Innenbereich

des Ortsteils Thurm. Bei der Abgrenzung von Innen- und Außenentwicklung ist auf die tatsächliche Lage, und eben

nicht auf die planungsrechtliche Qualität der Flächen abzustellen17. Neben anderen Maßnahmen unterfällt danach

auch die Einbeziehung solcher Außenbereichsinseln der Innenentwicklung i.S. der §§ 1a II und 13a BauGB unter

die Innenentwicklung, die nach der Verkehrsauffassung der geordneten städtebaulichen Entwicklung entsprechen.

Das bestätigt die Entscheidung des BVerwG vom 25.04.2023, Az. 4 CN 5.21 eindrücklich18. An der dazu ergange-

nen Begründung gemessen, fällt das PG dieses BBP unter die Innenentwicklung (vgl. ausführlich Zi. 6.1).

14 Außenbereichsinseln im Innenbereich sind auch nach der Systematik des BauGB Bestandteil des Siedlungsbe-

reichs. Das hat das BVerwG in seiner Entscheidung Weiterhin sind auch nach der Systematik des LEP 2013 nach

Baurechts-, Brach- und freien Innenbereichsflächen sogenannte Außenbereichsinseln im Innenbereich19 als

nächste, vor einer Entwicklung nach außen aus dem Siedlungskörper heraus, zur baulichen Nutzung heranzuziehen.

15 Deswegen wird, trotz kritischer Stellungnahme des Planungsverbands Region Chemnitz (PV RC) an der ge-

planten Größe des Planvorhabens festgehalten. Der Bedarfsnachweis weist, über die relevanten Flächenreser-

ven hinausgehend, bereits für den kurzfristigen Bedarf bis 2025 ein deutliches Baubedarfspotenzial (47 - 51

Baugrundstücke) aus, das so groß ist, das auch der gegenständige BBP - über die 15 Baugrundstücke des BBP

„Oberer Rathausweg“ hinaus - mit seinen geplanten 7 Baugrundstücken für allgemeinen Wohnungsneubau

auch in vollem Umfang zu Deckung erforderlich ist.

16 Mit der geplanten Größe ordnet sich das gegenständige Planvorhaben, unmittelbar an den örtlichen Bebau-

ungszusammenhang angrenzend aber außerhalb des festgesetzten ÜSG, ausgewiesener ÜB 100, ügB und ero-

siver Abflussrinnen liegend sowie obiger Aussagen zur örtlichen Bausubstanz, in die Vorstellungen der Raum-

ordnungspläne (LEP 2013, REP SWS u. RPl RC_SF 2023) zur Siedlungsentwicklung ein.

15 vgl. dazu ausführlich, Vorentwurf der Gesamtfortschreibung (GF) des FNP; Begründung, Zi. 4, S. 17ff); Insgesamt wurden der GF
bereits ca. 13,18 ha vormals dargestellter baulicher Bestands- und Entwicklungsflächen mit Lage innerhalb festgesetzter ÜSG, nicht
rechtlich festgesetzter ÜB 100 (den ÜSG der Wirkung faktisch gleichzusetzen) und ügB sowie der Lage innerhalb erosionsgefährdeter
Abflussrinnen in der Vorentwurfsplanung wegen ihrer hohen Wasserschadensgefährdung gestrichen. Sie scheiden damit vollständig
bzw. fast ausschließlich für eine weitere bauliche Entwicklung aus. Die ausfallenden Flächen werden als Wasser-, Flächen zur Regu-
lierung des Wasserabflusses-, Grün- oder Flächen für die Landwirtschaft dargestellt. Weitere ca. 21,79 ha Wohn- und Mischbauflächen
insbesondere in den Ortskernen und der gemeindlichen Hauptentwicklungsachse unterfallen besonderen Planungserfordernissen der
Beachtung / Berücksichtigung des Hochwasserschutzes bei der weiteren baulichen Innenentwicklung (hier u.a. keine Nachverdichtun-
gen). Darin sind die flächig nicht hinreichend genau fassbaren, nur linear dargestellten Bereiche zur Beachtung/ Berücksichtigung des
Wasserabflusses im Bereich reliefbedingter Wasser-Abflussrinnen weit überwiegend noch nicht mit eingerechnet.

16 davon allein der Flächenverlust der Entwicklungsfläche an der Alten Brauerei ca. 8.700 m²
17 vgl. Battis in Battis/Krautzberger/Löhr; BauGB Kommentar; Rn. 4 zu § 13a, S. 471; 15. Auflage, München 2022
18 vgl. Battis in Battis/Krautzberger/Löhr; BauGB Kommentar; Rn. 4 zu § 13a, S. 471; 15. Auflage, München 2022
19 Die diesseitige planungsrechtliche Einschätzung teilt auch das LRA Zwickau, SG Kreisentwicklung, auf Anfrage der Gemeinde, ob das

gegenständige Planverfahren hätte auch nach den Regeln des § 13a BauGB rechtskonform zu Ende geführt werden können (vgl. Anl. 5).
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17 Explizite Flächenausweisungen in Form von Vorrang- und Vorbehaltsgebieten enthält der REP SWS für das

PG nicht. Die vorgenannten Aussagen gelten in gleicher Weise für den RPl RC_SF 2023, so dass dbzgl. auch

keine Änderungen in der Wirkung des RPl RC-SF 2023 auf die Planung zu erwarten sind. Dies bestätigt die

Aussage des PV RC in seiner Stellungnahme zum offengelegten Entwurf.

18 Weiterhin liegt das PG innerhalb eines großflächig ausgewiesenen Gebiets mit besonderen Anforderungen an

den Grundwasserschutz. Dabei sollen u.a. nicht schädlich verunreinigte Niederschlagswässer vor Ort versi-

ckert werden (G 2.2.1.1). Die Niederschlagsentwässerung für das gegenständige PG soll im Rahmen der Ent-

wicklung des Wohnstandorts Rathausweg - Mühlberg auf Flst.230/17 innerhalb dieses PG für den Gesamt-

standort erfolgen. Die Entsorgungsanlage ist in logischer Fortfolge des Vorausgesagten als Gesamtanlage kon-

zipiert. Sie besteht in der dafür vorgesehenen Fläche aus drei Teilen, die da sind,

a) der Kiesfilter im Kern der Anlage zur Versickerung ankommenden Niederschlagswassers in den gemäß

der Anl. 8 der Begründung beigefügten Unterlagen nachweislich versickerungsfähigen Untergrund (noch

nicht wasserrechtlich genehmigt),

b) der diesen außen umfassende Stauraumkanal mit einer Überleitung zum Mülsenbach, in den 10 l/s Nie-

derschlagswasser eingeleitet werden dürfen (wasserrechtlich genehmigt am 13.10.2022) und

c) der mit einem zusätzlichen Rückstauvolumen ausgestatteten Stellplatzanlage (wiederum noch nicht was-

serrechtlich genehmigt).

19 Im Zuge der Planung für die Entsorgungsanlage wurde auch eine Gesamtermittlung zu den anfallenden Nie-

derschlagswassermengen getätigt. Danach kann mittels der im PG dieses BBP verorteten und räumlich fest-

gesetzten Fläche für Stauraumkanal, Kiesfilter-Versickerungsanlage zzgl. des zusätzlichen Rückstauvolumens

der oberirdisch darüber geplanten und festgesetzten Stellflächen für alle anzuschließenden Flächen der BBP

„Rathausweg“, „Oberer Rathausweg“ und dieses BBP abgebildet werden. Gemäß der aktualisierten Berech-

nung sind insgesamt an die Anlage 18.872 m² undurchlässige Fläche anzuschließen. Das erforderliche Rück-

haltevermögen beträgt 527,5 m³, das gesamte Rückhaltevolumen mit Versickerung beträgt 636,6 m³.

20 Standort Ausführung und Berechnung des Rückhaltevolumens sind in Anl. 11 dargestellt (vgl. auch Zi. 5.6, lit. a)).

21 Darüber hinaus weist der PV RC in seiner Stellungnahme zum offengelegenen Entwurf auf mehrere regional-

planerische Rahmensetzungen hin, Lage in regional bedeutsamen Gebieten

a) Schwerpunktgebiet der Grundwassersanierung

b) Gebiet mit besonderer potentieller Wassererosionsgefährdung des Ackerbodens

c) siedlungsrelevantem Frisch-/Kaltluftentstehungsgebiet bzw. innerhalb Frisch-/ Kaltluftbahnen

22 Weiter führt der PV RC zu lit. c) aus, im BBP-Verfahren regelmäßig sind nachteilige Auswirkungen des Vor-

habens  auf  das  lokale  Klima  zu  prüfen.  Es  sei  zu  prüfen  auf  Festsetzungen  nach  §  9  (1)  Nr.  23b  u.  Nr.25

BauGB (Vorgaben zu Nutzung regenerativer Energien bei Errichtung von Gebäuden / baulichen Anlagen,

Nutzung oder Speicherung von Strom, Wärme oder Kälte aus erneuerbaren Energien oder Kraft-Wärme-

Kopplung sowie Fassaden- u. Dachbegrünung und Ausschluss von Schottergärten).
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23 Dem wurde entgegnet, dass die vorgebrachten Rahmensetzungen einerseits bereits berücksichtigt sind. Die ge-

planten Wohn- und wohnnahen freiberuflich - handwerklich, kleingewerblichen Nutzungen erzeugen in aller

Regel keine grundwassergefährdenden Stoffeinträge und Abwässer. Alles anfallende Niederschlagswasser kann

an Ort und Stelle in den Untergrund versickert werden. Damit werden weder in die lokale Wasserbilanz noch die

örtliche Grundwasserneubildung beeinträchtigt. Der Lage in einem Gebiet mit besonderer potentieller Was-

sererosionsgefährdung des Ackerbodens wird im BBP über die Regelungen der Textfestsetzungen (TF) 1.5 - 1.7

und 2.3, Abs. 4 entsprochen,

a) zu einer umfänglichen Verwendung wasserdurchlässiger Materialien für Zufahrten, Stellplätze etc. sowie

der Vorgabe mindestens 60 (WA1, 2, 4) bis 70% (WA3) der Grundstückfläche als Grünflächen zu gestalten,

b) der in diesem Entwurf vorgenommenen weiteren Reduzierung der max. zulässigen Grundflächenzahl (GRZ)

inkl. Anlagen gemäß § 19 IV BauNVO in den WA1, 2 und 4 auf GRZ 0,35,

c) den festgesetzten Geboten zur Pflanzung von Laub- / Obstbäumen und Hecken sowie zur

d) Vorgabe von ausschließlichen Heckenpflanzungen zur Begrenzung der seitlichen, quer zur Hangfalllinie

verlaufenden, Grundstücksgrenzen (vgl. Zi. 6.4).

24 Die Auswirkungen auf das lokale Klima sind geprüft worden vgl. Teil B, Zi. 3.1 u. 3.2 i.V.m. Anl. 2). In die

Prüfung wurden die Aussagen der Karte 14 des RPl RC_SF 2023, die Aussagen des Landschaftsplans (LSP) der

Gemeinde Mülsen und die örtlichen Gegebenheiten einbezogen sowie der Inanspruchnahme der Fläche und den

getroffenen Festsetzungen gegenübergestellt.

25 Dazu ist festzuhalten, bei Prüfung benannter Karte 14 das PG nicht als relevante Kaltluftentstehungsfläche oder

-abflussbahn festgestellt wurde (vgl. Abb. 3, links zu Teil B, Zi. 3.1). Das deckt sich mit der Aussage des LSP

der Gemeinde, der der Fläche nicht als Gebiet mit hoher bzw. mittlerer Intensität für die Kalt- und Frischluftent-

stehung klassifiziert (vgl. Abb. 3, rechts; ebenda). Darüber hinaus liegt das PG mindestens bis zur Gebietsmitte

im Abstrahlbereich der Neuen Siedlung, was ebenfalls eine Kaltluftentstehung mindert.

26 Grundsätzlich haben auch obere Hangzonen mit ihren geringen Neigungsgraden, hier die südwestlichen Teile

des WA 3 eine nur geringe Wirkung bzgl. des Kaltluftabflusses, Talzüge mit einer Breite von 400 m nur einen

mäßigen Wirkungsgrad.

27 Die geplante lockere Bebauung im PG gemäß obigen Ausführungen der Rn. 21 stellt zwar eine Reduzierung der

bereits eingeschränkten Kaltluftwirksamkeit dar. Sie ist aber nicht als erheblich nachteilig zu qualifizieren, insbe-

sondere da die lineare Anordnung der Bebauung längs der Hangfalllinie angelegt ist. Das soll die Abflusshemmung

mindern.

28 Weitergehend äußert sich der PV RC, dass die Artenschutzbelange hinreichend zu würdigen sind (§§ 44 BNatSchG

u. 1 (6) Nr. 7 BauGB; Verweis auf Karte 13 Gebiete mit besonderer Bedeutung für Fledermäuse i. V. m. Kap. -

relevante Multifunktionsräume). Dies sei noch in die Begründung einzuarbeiten. Dies ist und wird im Weiteren

berücksichtigt (vgl. Zi. Teil B, Zi. 3.1 u. Anl. 2).

29 Die Gemeinde Mülsen hat einen rechtswirksamen FNP. Dessen noch wirksame Fassung in seiner 1. Änderung

aus dem Jahr 2012 stellte für das Gebiet Grünfläche dar. Das Planvorhaben dieses BBP Wohngebiet „Mühl-

berg“ steht also nicht im Kontext zu den Darstellungen des rechtswirksamen FNP.
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30 Die Planung beeinträchtigt aber trotzdem nicht die geordnete städtebauliche Entwicklung der Gemeinde. Die

Gemeinde Mülsen hat mit dem in Aufstellung befindlichen, in den Gemeindegremien und in Erörterungen mit

der Bevölkerung abgestimmten Vorentwurf zur Fortschreibung des FNP ein planerisches Grundkonzept für

das ganze Gemeindegebiet formuliert, in welches sich der BBP als Teil des dortigen Entwicklungsfläche (EF)

6.2 einfügt. Der inzwischen erfolgte Bauflächenbedarfsnachweis stützt das geplante Vorhaben erheblich. Es

besteht ein bereits kurzfristiger Bedarfsüberhang an Bauland.

31 Gemäß den obigen Ausführungen der Rn. 12ff ist das PG Teil einer Außenbereichsinsel im Innenbereich des

Ortsteils Thurm. D.h. es liegt innerhalb des Siedlungsbereichs, ist städtebaulich vorgeprägt und nach wertender

Verkehrsauffassung der Innenentwicklung zugänglich.

32 Das Wohngebiet entsteht am Nahbereich erreichbarer örtlicher Infrastrukturen der Daseinsvorsorge (Grund-

versorgung Waren täglicher Bedarf, Ärzte, Grundschule, Öffentlicher Personenverkehr) des Versorgungs- und

Siedlungsschwerpunkts Thurm für die nördlichen Gemeindeteile. Außerdem kann damit die Auslastung wohn-

naher kleinteiliger Einzelhandelsstrukturen im Ortsteil gefördert werden.

33 EF  6.2  und  das  PG dieses  BBP werten  eine  längs  an  den  bestehenden  und  das  PG städtebaulich  erheblich

vorprägenden Siedlungskörper der Neuen Siedlung20 anschließende, planungsrechtlich dem Außenbereich im

Innenbereich zuzurechnende, als Weideland genutzte Grünlandfläche zur Baufläche auf. Zusammen mit den

nordöstlich und nordwestlich angrenzenden BBP „Rathausweg“ und BBP Wohngebiet „Mühlberg“ wird eine

Kompaktierung / Fortentwicklung des Ortsteils um dessen Kernbereich in baulich integrierter Lage erreicht.

34 Aufgrund ihres unmittelbaren Angrenzens im Südosten und inzwischen auch im Nordosten21 an den, i.S. eines im

Zusammenhang bebauten Ortsteils, bebauten Siedlungszusammenhang stellt die geplante Entwicklung dieses BBP

eine Nachverdichtung des Siedlungskörpers von Thurm dar. Außerdem können in der Straße vorhandene Infra-

struktureinrichtungen mit genutzt werden.

35 Die geplante bauliche Entwicklung des PG steht damit nicht nur nicht im Widerspruch zur geplanten Fortent-

wicklung der städtebaulichen Grundkonzeption des FNP. Die LDS hat sich trotz detailliert vorgebrachter raum-

ordnerischer Bedenken zu mehreren Entwicklungsvorschlägen des Vorentwurfs, aus raumordnerischer Sicht

nicht negativ zur EF 6.2 geäußert. Die geplante Entwicklung entspricht damit der geordneten städtebaulichen

Entwicklung. Seitens der Gemeinde Mülsen wird an der EF 6.2 auch weiterhin vollumfänglich festgehalten.

36 Der Vorentwurf lag vom 09.05.2022 bis 10.06.2022 zur frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit und Träger

öffentlicher Belange nach den §§ 3 I und 4 I BauGB aus. Damit ist das Parallelverfahren nach § 8 III BauGB

eröffnet. Für den Ablauf eines Parallelverfahrens gibt § 8 III keine sehr stringenten und detaillierten Vorgaben

her. Richtig ist, dass die einzelnen Abschnitte beider Planverfahren in einem dem Zweck angemessenen zeit-

lichen Bezug zueinander stehen müssen und dass im jeweiligen Fortgang der beiden Verfahren eine inhaltliche

Abstimmung zwischen den beiden Planentwürfen möglich und gewollt ist22.

20 Die Höhenlage der Neuen Siedlung liegt in Verlängerung der nord-nordweststreichenden Strichlinie des Hanges um mindestens 5 m
über der Geländeoberkante dieses BBP in der jeweiligen Strichlinie. Die Neue Siedlung prägt aufgrund dessen nicht nur das PG dieses
BBP „Oberer Rathausweg“ sondern auch die nordwestlich anschließenden Bereiche des Mühlbergs städtebaulich erheblich vor. Ebenso
wird das Plangebiet von der Bebauung der Ortslage im Talzug des Mülsenbachs geprägt.

21 Das PG grenzt unmittelbar an das PG des in seiner Aufstellung weit fortgeschrittenen BBP „Rathausweg“. Dessen Erschließung und
Bebauung hat in 2021 begonnen.

22  vgl. VGH BW B.v. 24.10.91, Az. 5 S 2394/90 unter zitieren von BVerwGE 70, 171, 177
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37 Der Begriff „gleichzeitig“ in § 8 III Satz 1 BauGB ist nicht dahin zu verstehen, dass alle Verfahrensabschnitte

in zeitlichem Gleichlauf stattfinden müssen. Ein bloß zeitlicher Rückstand des Flächennutzungsplan(ände-

rungs-)verfahrens gegenüber dem BBP-Verfahren schließt das Vorliegen eines Parallelverfahrens nicht aus.

38 Die Fortschreibung des FNP wird weiter bearbeitet und EF 6.2 wird darin enthalten bleiben. Sollte sich dessen

Fortschreibung dennoch weiter verzögern, wird auch über eine „Teilplanreife“ nachzudenken sein. Das Paral-

lelverfahren  wäre  nach  dem zitierten  Urteil  des  VGH BW erst  dann  nicht  mehr  gegeben,  wenn  eine  FNP-

Änderung bzw. Weiterbearbeitung erst nach dem Satzungsbeschluss dieses BBP erfolgen würde. Da der BBP

aber zur Herstellung der Rechtskonformität seines Aufstellungsverfahrens nochmals der förmlichen Veröf-

fentlichung im Internet zuzuführen ist, ist ein derartiger Verstoß gegen das Parallelverfahren derzeit nicht

erkennbar.

39 Für das beantragte PG besteht kein rechtsverbindlicher Bebauungsplan oder eine städtebauliche Satzung ge-

mäß BauGB.

6 Städtebauliche Planungskonzeption
1 Die Planungskonzeption setzt auf dem Antrag des Grundstückseigentümers auf. Es wird eine möglichst einheit-

liche Umsetzung des Entwicklungskonzepts im Plangebiet angestrebt.

2 Der Standort für das Betreute Wohnen am Ortskern von Thurm, mit seiner herausgehobenen Versorgungs-

und Siedlungsfunktion für die nördlichen Ortsteile der Gemeinde ist bewusst gewählt. Es besteht unmittelbarer

Anschluss an den ÖPNV, die Infrastrukturen der Daseinsvorsorge sind fußläufig gut erreichbar.

3 Seitens der unteren Naturschutzbehörde wurde in den Offenlegungen die Verlagerung der Wohnanlage für Be-

treutes Wohnen in Richtung Hofanlage und der Abschluss der Bebauung mit den südwestlichen Grenzen des

BBP „Rathausweg“ als Lückenschluss angeregt. Dies kann in der Planung keine Berücksichtigung finden.

4 In sachgerechter Abwägung aller öffentlichen und privaten Belange zum BBP „Rathausweg“ hat der Gemeinde-

rat sich für die ausschließliche straßenseitige Erschließung des Baugebiets von der Thurmer Nebenstraße (Bus-

wendeschleife) entschieden. Maßgebliche Gründe waren die Gewährleistung einer dauerhaft auskömmlichen

Erschließung des Baugebiets, die Erhaltung der Wohnruhe im Bereich Rathausweg / Neue Siedlung und die

Gewährleistung der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs auf dem beengten Rathausweg.

5 Die in diesem BBP festgesetzte Verkehrsfläche zwischen den WA 1 und WA 2 ist also bereits für die Er-schlie-

ßung des Baugebiets Rathausweg errichtet. Sie hat nur eine planungsrechtlich manifestierende Wirkung.

6 Der wasserrechtlich genehmigte Teil der geplanten gesamten Versickerungsanlage (Kiesfilter außen umfassen-

der Stauraumkanal) zur sicheren Ableitung anfallenden Niederschlagswasser wurde, den Gelände- und Versi-

ckerungseigenschaften des Untergrunds sowie der Anschlussfähigkeit an den Mülsenbach folgend, im Norden

des Flst. 230/17 zwischen dem Vierseitgehöft und der hergestellten Erschließungsstraße für die BG im rechts-

kräftigen BBP „Rathausweg“ errichtet. Die vom Stauraumkanal inkl. der zzgl. erforderlichen inneren Versicke-

rungsfläche umgriffene Fläche entspricht den im BBP festgesetzten Flächen für die Versickerung und die über-

lagernden Flächen zur Errichtung der Stellplätze für das Betreute Wohnen. Diese wiederum hat zusätzlich eine

Stauraumfunktion. Damit steht diese Fläche für eine Überbauung mit Gebäuden nicht zur Verfügung.
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6.1 Einordnung in das siedlungsstrukturelle Gefüge
1 Das PG ist ein Teilbereich einer Außenbereichsinsel im Innenbereich des Ortsteil Thurm. Sie umgreift den Laub-

mischwald auf der Höhe des Mühlbergs und dessen Hangbereiche in den Talzug des Mülsenbachs. Außenherum

ist die Ortslage Thurm geschlossen bebaut. Die umfassend geschlossene Bebauung entspricht zweifelsfrei der Qua-

lität eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils. Ab den äußeren Grenzen der Außenbereichsinsel bis zu den äu-

ßeren Grenzen des vollständig umfassenden Siedlungsbereichs erreicht dieser minimal bebaute Tiefen von ca. 195

m im Südosten, ca. 275 m im Südwesten, ca. 305 m im Nordwesten und ca. 330 m im Nordosten (vgl. Abb. 1).

2 Die bauliche Entwicklung im Umgebungsbereich dieses BBP wurde bereits durch die Neue Siedlung vor Mitte

des 20. Jh. bis an den, den Mühlberg nach Westen und Nordwesten sichtbegrenzenden Laubmischwald ge-

führt. Insbesondere diese prägt auf ihrer Plateaulage zwischen 20 – 35 m Geländehöhe über dem Talzug des

Mülsenbachs das Ortsbild über ihre nähere Umgebung hinaus städtebaulich erheblich mit. Insbesondere im

Südosten übersteigt  deren Höhenniveau das dieses BBP im oberen Hangbereich um bis  zu ca.  8  m und im

Bereich der randständig prominent sichtbaren Bebauung des Flst. 239/1 sogar um bis zu ca. 12 - 13 m.

Abb. 1
Einfügung Außenbereichsinsel
in den Siedlungsbereich
Quelle: https://rapis.sachsen.de III / 2023

3 Die Höhenlage der Neuen Siedlung liegt darüber hinaus auch in Verlängerung der nord-nordweststreichenden

Strichlinie des ostseitigen Hanges des Mühlbergs um mindestens 5 m über der Geländeoberkante dieses BBP

in der jeweilig verlängerten Strichlinie. Die Neue Siedlung prägt damit auch die nordwestlich anschließenden

Bereichs des Mühlbergs innerhalb dieser Planung und des BBP „Oberer Rathausweg“ bereits städtebaulich

erheblich vor. Bereits damit ist nach diesseitiger Auffassung die städtebauliche Vorprägung der, wenn auch

hobbymäßig, als Pferdeweide landwirtschaftlich genutzten offenen Grünlandfläche gegeben.

4 Ebenso wird das PG aber von der Bebauung der Ortslage im Talzug des Mülsenbachs geprägt. Darüber hinaus ist

das PG in seinem nordöstlichen Teil (zur besseren Revitalisierung einbezogen und festgesetzt als WA 2) bereits

mit dem Vierseithof Thurmer Nebenstraße 22 bebaut. Es grenzt im Norden und Westen unmittelbar an den im

Zusammenhang bebauten Ortsteil Thurms. Das an den Vierseithof östlich unmittelbar angrenzende Baugebiet „Rat-

hausweg“ ist inzwischen ebenfalls in nicht unerheblichen Teilen mit maßstabsbildenden Gebäuden bebaut23.

23 Innerhalb des BBP „Rathausweg“ sind inzwischen die Flst. 233/10, 233/11 und 233/12 mit Wohngebäuden bebaut. Für die Flst. 233/6
und 233/7 sind Anträge auf Genehmigungsfreistellung gestellt.

Breiten umschließender Siedlungskörper
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5 Diese Bebauung der mit Wohngebäuden bebauten Flst. 233/10, 233/11 und 233/12 schließt die Lücke im

Siedlungsbereich unmittelbar nordöstlich des PG über Flst. 230/17 bis an maßstabsbildende Bebauung süd-

westlich der Buswendeschleife (Flst. 217/1 und 412/2). Mit deren in die Bewertung einbeziehbarer maßstabs-

bildender Bebauung im östlich angrenzenden PG des BBP „Rathausweg“ grenzt der Siedlungsbereich inzwi-

schen ununterbrochen im Nordosten an die einbezogene Freifläche des gegenständigen PG.

6 Nach wertender Betrachtung der Verkehrsauffassung steht diesseits auch die in das PG einbezogene Freifläche

entsprechend der voranstehenden Aussagen in einem unmittelbaren funktionalen Zusammenhang mit dem Sied-

lungsbereich und eignet sich so unter Beachtung dessen siedlungsstruktureller Gegebenheiten und seiner erheb-

lichen städtebaulichen Vorprägung24, inkl. der bereits verwirklichten Bebauungen im Baugebiet „Rathausweg“,

durch den unmittelbar angrenzenden Siedlungsbereich zur baulichen Überplanung25 (vgl. Abb. 2).

Abb. 2
Höhenprofil der Ortslage in der
315 m ü NN (S Neue Siedlung)
Quelle: https://geoprtal.sachsen.de IV/2023

7 Das PG ist damit nach diesseitig wertender Ansicht insgesamt vom Bebauungszusammenhang seiner Umge-

bung erheblich geprägt und siedlungsstrukturell dem Siedlungsbereich zuzurechnen.

8 Der Einlassung der unteren Naturschutzbehörde in ihrer Stellungnahme vom 18.09.2023, die Vorhabenfläche

befindet sich nordöstlich des Siedlungsgebietes am Rathausweg in einem Offenlandbereich und sei städtebau-

lich nicht vorgeprägt, ist, an die voranstehenden Darlegungen anknüpfend, also für diesen BBP nicht zu folgen.

9 Die Einlassung enthält aber auch noch eine grundsätzliche Komponente, der ebenfalls nicht zu folgen ist. Eine

städtebauliche Prägung eines Gebiets beginnt auch nicht erst mit deren Bebauung. Dann dürfte auch keine

bislang unbebaute Baulücke im Innenbereich bebaut werden. Einbeziehungs- bzw. Ergänzungssatzungen wür-

den kraft dieser Auslegung der Vorprägung schlicht jeder Rechtsgrundlage entbehren.

24 Dessen WA2 ist damit bereits vollständig bebaut, darunter die beiden im BBP vorgesehenen Mehrfamilienhäuser. Damit sind bereits 20
Wohneinheiten (entspricht ca. 75% der avisierten max. Planzahl) innerhalb des BBP „Rathausweg“ weniger als 2 Jahre nach Eintreten der
Rechtskraft baulich realisiert. Teilweise wird im Baugebiet bereits gewohnt. Dies zeigt eindrucksvoll den Bedarf. Für alle weiteren 4 Grund-
stücke des WA1 laufen bereits Bauantragsverfahren.

25 vgl. dazu auch VGH BW U. v. 01.06.21 Az. 8 S 949/19

anstehende Neubebau-
ung BG „Rathausweg“
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10 Eine von der Gemeinde Mülsen abgeforderte Stellungnahme des Landratsamts Zwickau, SG Kreisentwicklung

vom 29.08.2023 zu einem möglichen „Umswitchen“ des angrenzenden Planverfahrens des BBP „Oberer Rathaus-

weg“ von § 13b BauGB auf die Rechtsgrundlage des § 13a I Satz 2 Nr. 1. BauGB bestätigt, dass dem gemäß der

vorgenannten siedlungsstrukturellen Gegebenheiten am Standort keine rechtlichen Bedenken entgegenstünden

(vgl. Anl. 10).

11 Diese rechtliche Einschätzung kann lagebedingt sinngemäß auch auf den gegenständigen BBP übertragen

werden. Dies findet in den weiteren Ausführungen zu diesem Planverfahren Berücksichtigung. Die Durchfüh-

rung des Planverfahrens im Regelverfahren mit Durchführen einer Umweltprüfung zur Aufstellung dieses

BBP bleibt aber weiterhin unverändert (vgl. Zi. 7).

6.2 Erschließung
1 Der von außen über die Zwickauer und sowie Thurmer Haupt- und Voigtlaidener Straße kommende und in diese

Richtung abfließende Verkehr wird über die Buswendeschleife in der Thurmer Nebenstraße aus und in alle Rich-

tungen gebündelt in den gesamten Wohnstandort der Baugebiete Rathausweg, Oberer Rathausweg und Mühlberg

geführt. Von dieser bereits in Bau befindlichen Erschließungsstraße in das Baugebiet Rathausweg werden die

BG 1 und 2 verkehrsseitig hinreichend erschlossen.

2 Das BG 3 wird als seitlicher Abzweig der Straße Am Mühlberg aus dem Baugebiet Oberer Rathausweg erschlos-

sen. Die künftigen Baugrundstücke des BG 3 sollen dabei mittels Stichstraße mit Wendeanlage, geeignet für

3-achsige Müllfahrzeuge erschlossen werden. Zwar hat das BG 3 in aller Regel nur sehr begrenzten gebietsbe-

zogenen Quell- und Zielverkehr zu erwarten. Trotzdem soll bzgl. Gewährleistung einer ungehinderten Zugän-

gigkeit aller seiner Baugrundstücke in Abstimmung mit der Gemeinde die Errichtung mit einer öffentlichen Er-

schließungsstraße erschlossen werden.

3 Daher wird der Umgriff der vormals im Geltungsbereich des BBP „Oberer Rathausweg“ festgesetzten privaten

Verkehrsfläche ab Grundstücksgrenze der Flst. 230/17 und 232/5 bis Anschluss an die geplante Straße Am

Mühlberg mit der Festsetzung öffentliche Verkehrsfläche mit der Zweckbestimmung Verkehrsberuhigter Be-

reiche in den Geltungsbereich dieses BBP einbezogen. Die davon umgriffene Fläche ist aus dem RG des BBP

„Oberer Rathausweg“ ausgegliedert. Einer überlagernden Doppelfestsetzung bedarf es nicht. Aufgrund der

Ausgliederung ist der Bereich auch nicht als Wohnbauland bebaubar. Die Zugänglichkeit des Kulminations-

und oberen Hangbereichs des plangenständigen Flst. 230/17 von der Straße am Mühlberg bliebe damit auch

ohne Verwirklichung dieses Planvorhabens möglich.

4 Alle Straßenverkehrsflächen in diesem BBP mit regelmäßigem Quell- und Zielverkehr werden entsprechend

des regelmäßig ermittelten Erschließungsbedürfnisses als öffentliche Verkehrsfläche mit der Zweckbestim-

mung Verkehrsberuhigter Bereiche festgesetzt, weil

· ein auf den gebietsbezogenen Quell- und Zielverkehr (Binnenerschließungsfunktion) für die anliegenden

bestehenden Baugrundstücke und geplanten BG bezogenes reduziertes Erschließungsbedürfnis besteht

und eine

· Stärkung der Aufenthaltsfunktion und nichtmotorisierter Verkehrsmittel angestrebt wird.
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5 Die geplanten Erschließungsstraßen werden als öffentliche Verkehrsfläche, d.h. nach Herstellung durch den

privaten Erschließungsträger öffentlich zu widmende Straße festgesetzt. Infolge der großen Nachfrage sowie

der noch offenen und nachfolgend zu klärenden Grundstückszuweisungen (Einzel-Baugrundstücke u/o Wohn-

eigentumsanlage) und der vorgenannte mögliche künftig erweiterte Funktionszuweisung ist eine gesicherte

Erschließung nur mittels Festsetzung einer öffentlicher Verkehrsfläche zu erreichen.

6 In Ergänzung des künftig öffentlichen Verkehrssystems soll bei Havariefällen für ansonsten ggf. abgeschnit-

tene Grundstücke BG 3 dieses BBP und Baugrundstücken im oberen Bereich des BBP „Oberer Rathausweg“

der Erhalt einer ungehinderten Zugängigkeit gewährleistet werden. Dazu wird ergänzend an der Grenze zu

Flst. 232/5 ein Notfahrweg von der Erschließungsstraße des BG3 zur Haupterschließungsstraße im Talgrund

angelegt. Dieser wird als beschränkt private Verkehrsfläche mit den Zweckbestimmungen „Notfahrweg“ und

„Notfahr- + Erschließungssicherungsweg“ festgesetzt. Die geteilte Zweckbestimmung berücksichtigt den tlw.

Erschließungsbedarf einer Teilfläche des BG 3.

7 Weiterhin ist der Zugang zu den Waldgrundstücken 219 – 221 in dieser Planung zu berücksichtigen. Dies soll

bis westliche Tiefe BG 1 über die Festsetzung einer privaten Verkehrsfläche und anschließend als die Grün-

fläche überlagerndes Fahr- und Gehrecht zugunsten der Grundstückseigentümer erfolgen. Entsprechende

Dienstbarkeiten bestehen bereits und werden so berücksichtigt.

8 Die getroffene Festsetzung eines eine Grünfläche überlagernden Fahr- und Gehrechts wird infolge des erfah-

rungsgemäß geringen zu erwartenden Nutzungsumfangs als hinreichend erachtet.

9 Die geplante private Stellplatzanlage der Seniorenwohnanlage (Betreutes Wohnen) soll am Gebietszugang an

die errichtete Erschließungsstraße angeschlossen werden. Durch eine möglichst frühzeitige Lenkung des Be-

sucherverkehrs für das geplante betreute Wohneinrichtung zzgl. Pflegedienst und Arztpraxen bereits am Ge-

bietszugang sollen eine übermäßige Störung der Wohnnutzung vermieden und die Aufenthaltsqualität im

nachfolgenden verkehrsberuhigten Bereich erreicht werden. Die Dimensionierung ist dafür hinreichend.

10 Ein Anschluss an den Öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) erfolgt unmittelbar vor dem PG an der Halte-

stelle „Wendestelle Thurm“ (Umsteigehaltestelle für mehrere örtliche und überörtliche Buslinien).

11 Zusätzlich ist inzwischen vom Landkreis Zwickau im Rahmen der Fortschreibung der Nahverkehrskonzeption vor-

gesehen, ergänzend eine durchgängige und stündlich getaktete Buslinie von Thurm bis Marienau einzurichten. Mit

der darin ebenso kurzfristig geplanten Verknüpfung mit den Buslinien aus Richtung Zwickau in Richtung Lichten-

stein / Chemnitz an der Haltestelle Linde in St. Jacob wird die Erreichbarkeit des Standorts mit dem ÖPNV noch-

mals erheblich verbessert.

12 Der Standort ist damit sehr gut geeignet, die Mobilität, gerade für die mobilitätsschwächer werdenden älteren Men-

schen (hier in der Wohnanlage Betreutes Wohnen) erheblich zu verbessern und darüber hinaus allgemein städte-

baulich eine geordnete Arrondierung des Siedlungsgefüges im Einzugsbereich des örtlichen öffentlichen Personen-

nahverkehrs zu erreichen und so zu einer Reduzierung der Verkehrsbelastung beizutragen.

13 Ebenso besteht ab hier unmittelbar der Anschluss an das örtliche Radwegesystem am alten Bahndamm.
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6.3 Bauliche Nutzung
a) Art der baulichen Nutzung

1 Wegen der Einrichtung des Betreuten Wohnens - angestrebten lebendigen und demografischen Mischung der

Bevölkerung i.V.m. der Veräußerung an einen breiten Nutzerkreis sollen neben der reinen Dauerwohnnutzung

vorausschauend auch die Einrichtung weiterer wohnnaher bzw. -ähnlicher, jedoch nicht störender Nutzungen

und auch Begegnungsnutzungen für die WA1 und WA2 ergänzend möglich bleiben. Für die Sanierung und

Revitalisierung des Vierseithofs im WA 2 soll ausdrücklich ein breites Nachnutzungsspektrum ermöglicht

werden. Damit soll dessen kurzfristige Fortnutzung ermöglicht werden.

2 Eingegangene Stellungnahmen zum Vorentwurf haben zur Festigung und Verdeutlichung des Vorhabens zur

Einrichtung der Anlage für Betreutes Wohnen, diese räumlich konkret im BBP festzusetzen. Dem wird nach-

gekommen. Für die angestrebte Nutzungsfläche im WA 1 wird auf Grundlage des § 9 I Nr. 8 BauGB festgesetzt,

dass in diesem Bereich Wohngebäude nur mit Wohnungen für alte Menschen zulässig sind. Damit soll das

dringliche Ansiedlungsansinnen auch besser unterstützt werden. Die in diesem Teilbereich zur errichtenden

Wohnungen müssen für die bestimmte Personengruppe - hier alte Menschen objektiv besonders geeignet sein.

Dem ist hier so. Dabei ist der Begriff „alte Menschen“ nicht diskriminierend zu verstehen, es handelt sich um

einen planungsrechtlichen Gruppen begriff.

3 Einer weitergehenden Festsetzung der Teilfläche des WA 1 als Sondergebiet wird dagegen nicht gefolgt. Das

betreute Wohnen ist eine zwar besondere, aber grundsätzlich auch nur eine Form des Dauerwohnens im pla-

nungsrechtlichen Sinn. Dies bekräftigt bereits § 3 IV BauNVO, der – über die Form des „Betreuten Wohnens“

hinaus zu den nach § 3 II und den §§ 2, 4 – 7 BauNVO zulässigen Wohngebäuden auch solche bestimmt, die

ganz oder teilweise der Betreuung und Pflege ihrer Bewohner dienen.

4 Dazu soll zweite Hauptnutzung ein Pflegedienst kommen, nach diesseitigem Verständnis eine Anlage für soziale

Zwecke. Auch Räume für Arztpraxen, die dritte angestrebte Nutzung, sind über § 13 BauNVO in einem WA all-

gemein zulässig. Dieser Nutzungsmix entspricht damit grundsätzlich den Baugebietstypen der §§ 3 und 4 BauNVO.

5 Sondergebiete dienen dagegen bauplanungsrechtlich nur Nutzungsformen und Zusammenstellungen, die in

keinem der Baugebiete nach den §§ 2 - 9 BauNVO entsprechen.

6 Für das WA 3 soll dagegen, der Zielstellung gemäß Zi. 3.3, Rn. 4 folgend, eine eher ruhige Wohnlage erreicht

werden. Dem entsprechen auch sich erfahrungsgemäß über die Zeit in Wohngebieten ausbildende kleinge-

werblich - handwerkliche bzw. freiberufliche Nutzungen. Deren gegenseitige Abgrenzung ist planungsrecht-

lich schwierig. Daher werden in allen Baugebieten sowohl nicht störende Handwerksbetriebe wie auch frei-

berufliche Nutzungen zugelassen. Letztere unter der Maßgabe einer ruhigen Wohnlage im WA 3 nur für frei-

berufliche Tätigkeiten, die keine Mitarbeiter beschäftigen.

7 In den WA 1 und WA 2 wird dagegen ein breiterer Nutzungsmix zugelassen. Dies bedingt sich einerseits in den

direkt avisierten Begleitnutzungen des Betreuten Wohnens (stationärer + ambulanter Pflegedienst, Arztpraxen).

Zwar sind Pflegedienstleistungen in aller Regel unter Anlagen sozialen / gesundheitlichen Zwecken zu subsum-

mieren und bereits über TF 1.1 (1) zulässig. Die Literatur ordnet Pflegedienste aber tlw. aber auch anderen Nutzun-

gen zu (z.B. Anlagen für Verwaltungen).
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8 Da das tatsächliche Spektrum der Pflegedienstleistungen in dieser nicht hinreichend bekannt ist, werden so auch

Anlagen für Verwaltungen ausnahmsweise zulässig. Arztpraxen beschäftigen in aller Regel Mitarbeiter. Deswegen

werden für die WA1 und WA2 freiberufliche Nutzungen, die Mitarbeiter beschäftigen zulässig.

9 Im Weiteren werden Nutzungen zugelassen, die Begegnungen zwischen den Bewohnern und Generationen zu-

lassen und begünstigen können (TF 1.1 (2) u. (3)). Auch einer schnelleren Revitalisierung des Gehöfts im WA 2

dienen die erweiterten Nutzungsfestsetzungen. Dabei sind alternativ insbesondere auch Handwerksbetriebe u.ä.

nicht störend gewerbliche Nutzungen im Blick. Hier kann eine durchaus eine Nachnutzung im Ganzen erfolgen.

10 Die Aufnahme der Unzulässigkeit der darüber hinausgehenden Nutzungen des § 4 II und III BauGB dient der

Klarstellung der Festsetzung. Ihre Unzulässigkeit ergibt sich in Fortführung der voranstehenden Aussagen aus

ihrer regelmäßig geringeren Verträglichkeit zur Wohnnutzung gegenüber den zulässigen Nutzungen.

11 Mit dem getroffenen Festsetzungsumfang wird auch im WA 3 dem Baugebietszweck des § 4 I BauNVO ent-

sprochen. Das gebotene Vorwiegen der Wohnnutzung innerhalb von WA hat die Bedeutung einer Abschich-

tung des Wohnanteils zur Gebietswahrung nach unten. Wohnnutzungen dürfen innerhalb des WA dagegen

sehr wohl auch Überwiegen bzw. weit Überwiegen. WA büßen ihren Gebietscharakter auch nicht ein wenn

95% der Fläche des Geltungsbereichs zu Wohnzwecken genutzt sind.

12 Vielmehr gilt darüber hinaus gemäß Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts sogar mit Bezug auf ein

vollständig bebautes Baugebiet, selbst wenn der Bereich sich faktisch zum reinen Wohngebiet (WR) - ohne

Nutzungen, die das WA vom WR unterscheiden - entwickelt hätte, dass dessen Festsetzung nicht funktionslos

wird26. Der Unterschied zwischen WA und WR ist nur gradueller und nicht prinzipieller Art. Auch ist er so

gering, dass es nur weniger baulicher oder Nutzungsänderungen an einzelnen Gebäuden bedarf, um aus dem

faktisch reinen auch faktisch ein WA und damit plangemäßes Wohngebiet entstehen zu lassen.

b) Maß der baulichen Nutzung

1 Mit den Festsetzungen zur maximal zulässigen Grundflächenzahl (GRZ) soll eine den örtlichen Gegebenheiten und

der Lage am Rand des Ortskerns entsprechende aufgelockerte Bebauung in den Teilbereichen des BG erreicht

werden. Diese wurde in den WA 1 und WA 2 dichter angelegt. In Umsetzung eines sparsamen Umgangs mit Grund

und Boden wird hier bei einer nahezu umfänglichen Begrenzung der Versiegelung auf dem Niveau der Regelober-

grenze des § 17 I BauNVO für WA innergebietlich eine hohe Ausnutzungsfähigkeit des PG angestrebt.

2 Innerhalb der WA 1 und WA 2 dient die Beschränkung der GRZ für Nebenanlagen, Garagen und Stellplätze

auf die zulässige GRZ für die Hauptanlagen dem Schutz des Bodens vor übermäßiger Versiegelung auf den

künftig zu bildenden Baugrundstücken. Infolge der breiter gefächerten zulässigen Nutzungen, der bereits vor-

handen baulichen Nutzung im WA 2 und der angestrebten Tiefgaragenlösung unter dem geplanten MFH im

WA 1 mit seiner im Baugrundstück erforderlichen Zufahrt wird hier eine Überschreitung bis auf eine maxi-

male GRZ von 0,5 zugelassen.

26 vgl. BVerwG, U.v.12.08.99 Az. 4 CN 4/98, Rn. 41
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3 Gleichzeitig zur avisierten Begrenzung der Versiegelung wird im WA 1 eine hohe Auslastungsfähigkeit der PG

angestrebt. Diese soll über die Festsetzungen zur maximal zulässigen Gebäudehöhe erreicht und gesteuert wer-

den. Die Zulässigkeit der höheren Flächenproduktivität wird dabei, auch zur städtebaulichen Akzentuierung, im

Anschlussbereich an die bestehende Ortslage ermöglicht (OK Gebäude max. 15 m über öffentlicher Verkehrs-

fläche). Die Festsetzung zur maximal zulässigen HbA in den Luftraum korrespondiert hier im WA 1 i.V.m. der

hier angestrebten Tiefgaragenlösung unmittelbar mit der TF 1.2.2 (2) zur maximal zulässigen Tiefe der Baukör-

per in den Untergrund hinein von maximal 1,7 m (zu deren Zwecken, vgl. unten Rn. 6ff). Die begrenzt die

Entwicklung der TGa aus Grundwasserschutzgründen nach unten.

4 Im WA 2 orientiert sich die zulässige HbA am vorhandenen Bestand. Auch wenn für die anstehende Bebauung

Bestandsschutz besteht, soll die Höhenentwicklung für die Fortentwicklung im Zuge der Revitalisierung pla-

nungsrechtlich gesichert werden.

5 Die zulässigen Gebäudehöhen sind auskömmlich bemessen die geplanten bzw. im Bestand zu erneuernden / ggf.

ersetzenden Gebäude einschließlich ihrer vorgesehenen Anzahl der Geschosse unter Berücksichtigung die Ge-

bäudewahrnehmung noch prägender Bauelemente (hier Solarpanels) aufzunehmen und evtl. erforderliche Hö-

henanpassungen bzgl. der vom Vorhabenträger vorgesehenen Tiefgarage (TGa) im WA 1 nicht zu beeinträchti-

gen27. Mit dem oberen Bezugspunkt „Oberkante“ für die Höhenfestsetzung der Gebäude sind alle Baukörperfor-

men sowie auch alle das Orts- oder Landschaftsbild noch mit prägenden Bauteile (z.B. Attika, Dachfirst, Fahr-

stuhlschacht, Solarpanels) umgriffen. Damit soll eine wirksame Begrenzung nach oben erreicht werden.

6 Die Festsetzung zur  maximal  zulässigen Tiefe der  Baukörper  stützt  sich auf  § 16 V,  2.  HS BauNVO, dass

Maßfestsetzungen auch unterhalb der Geländeoberfläche getroffen werden können. Nach FICKERT/FIESE-

LER stellt dies eine, auch für die Höhe baulicher Anlagen geltende, vernünftige Ergänzung der Festsetzungs-

möglichkeiten dar28.

7 Die maximal zulässige Tiefe der Baukörper bis 1,7 m unterhalb der festgesetzten Fahrbahnoberkante der Plan-

straße dient dazu, mögliche Grundwasserschäden im PG soweit möglich zu reduzieren. Die Bestimmung der

Unterkante der Flächenfundamente / Bodenplatten als unterer Bezugspunkt für deren Festsetzung soll dem

flächigen Bauwerksschutz dienen. Insbesondere soll damit ein Eindringen von Grundwasser in ausgebaute

Kellergeschosse vermieden werden.

8 Die Ausnahme für Fundamente sowie Anlagen zur Wasserhaltung und -speicherung soll ebenfalls dem Ziel

des Bauwerksschutzes, wie auch der Niederschlagswasserrückhaltung dienen.

9 Um die, den örtlichen Gegebenheiten der Lage am Rand des Ortskerns und der näheren Umgebung entspre-

chende aufgelockerte Bebauung unter Vermeiden einer städtebauliche Spannungen erzeugenden übermäßigen

Baukubatur in den Teilbereichen des BG zu erreichen, wird die zulässige GRZ in dem südlichen WA 3 ge-

genüber den WA 1 und 2 im Talbereich reduziert. Mit den beiden Festsetzungen lassen sich übermäßige Über-

deckungen vermeiden.

27 Zur Unterbringung des ruhenden Verkehrs werden für MFH grundstückintegrierte, das Grundstück über den Gebäudegrundriss hinaus
unterbauende TGa mit einer Tiefe von ca. 1,4 m unter Gelände avisiert.

28 vgl. Fickert/Fieseler, Baunutzungsverordnung, Kommentar, Rn. 61 zu § 16 Abs. 5, S. 1278, Stuttgart, 13. Auflage 2019; Weiter heißt
es dort, dass in besonderen Fällen, z.B. Grundwasserschutz, wie hier gegeben, bauliche Anlagen unter Festsetzung der Bezugspunkte
auch hin ihrer Tiefe begrenzt werden können. SCHWIER nennt dabei als mögliche Festsetzungen die „maximale Tiefe“ oder kombi-
nierte „Höhen- und Tiefenfestsetzungen“ für unterirdische bauliche Anlagen (vgl. Schwier, Volker; Handbuch der Bebauungsplan-
Festsetzungen, Kap. 45.52, S. 1360, München, 2002).
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10 Die Umgebung des WA 3 ist weit überwiegend von Gebäuden mit von außen wahrnehmbaren zwei Vollge-

schossen bzw. einem mit ausgebauten Dachgeschossen geprägt. Die getroffene Festsetzung von maximal zwei

zulässigen Vollgeschossen soll also die Einfügung der hinzutretenden Bebauung an diesen Rahmen bewirken.

11 Vor dem Hintergrund des anstehenden baulichen Rahmens und des topografisch ansteigenden Baugeländes

wird eine zusätzliche Regulierung über eine Festsetzung zur zulässigen Höhe baulicher Anlagen nicht für

erforderlich gehalten. Auch wird nicht in einen Bebauungszusammenhang mit schützenswerten stringenten

Höhenparametern hineingeplant. Gewisse Differenzen durch Gestaltungsfreiheiten bei der Vollgeschossaus-

bildung können an dem, am Ortskern randlich teilnehmenden Standort toleriert werden.

c) Bauweise / Überbaubare Grundstücksfläche / Nebenanlagen

1 Die zulässige Bauweise folgt, in ähnlicher Weise wie die zulässigen Maße der baulichen Grundstücksausnut-

zung, der Umgebungsbebauung (vgl. Zi. 5.2, lit. b)). Grundsätzlich soll mit der offenen Bauweise eine gegen-

seitig aufgelockerte Bebauung und damit ein Einfügen in die anstehende Bebauung erreicht werden.

2 Aus diesem Grund werden in beiden WA 1 und WA 2 neben Einzel- auch Doppelhäuser zulässig. Damit

können auch bei nachfolgenden Grundstücksteilungen optisch größer wirksame Gebäudekubaturen erreicht

werden. Im WA 3 beschränkt sich die Zulässigkeit dagegen i.V.m. den Aussagen zu lit. b), Rn. 9ff. auf Ein-

zelhäuser.

3 Dem in Rn. 1 aufgeführten städtebaulichen Gedanken folgen grundsätzlich auch die Festsetzungen zur über-

baubaren Grundstücksfläche (üGF) in den Neubau-BG. Weiterhin sollen die üGF einen, der Verkehrsführung

folgenden, Orientierungsrahmen für die Bebauung vorgeben. Dies erfolgt im WA1 parallel zur errichteten

Erschließungsstraße in das PG des BBP „Rathausweg“. Im WA 3 soll überwiegend eine gruppenförmige An-

ordnung der Bebauung um die geplante Erschließungsstraße erreicht werden.

4 Die umgriffenen Flächen und die Tiefe der üGF ist hinreichend bemessen die auf den Baugrundstücken jeweils

zulässige überdeckbare Grundfläche aufzunehmen.

5 In dem mit dem überwiegend denkmalgeschützten Vierseithof bereits bebauten WA 2 wird die Festsetzung

neben Sanierung und Revitalisierung der denkmalgeschützten Scheunen, von der Ermöglichung einer maß-

vollen flächenmäßigen Erweiterung des nicht denkmalgeschützten Wohnhauses geleitet. Damit soll künftigen

Nutzern eine hinreichende Möglichkeit zur Umsetzung heutiger Wohnansprüche ermöglicht werden. Um den

Denkmalschutzbelangen Rechnung zu tragen, wird der Umfang der räumlichen Erweiterung auf die abge-

wandte Nordseite gelegt und auf die nordseitige Verlängerung des Anbaus begrenzt.

6 Eine Beeinträchtigung der angrenzend geplanten Versickerungsanlage (hier des Kiesfilters) ist nicht zu erwar-

ten. Die Fläche zur Versickerung wurde umlaufend mit einem Pufferstreifen festgesetzt.

7 Die im zeichnerischen Teil mittels Planzeichen 5 festgesetzten Ausschlussflächen A und B für Garagen, sons-

tige Nebengebäude und Nebenanlagen mit Feuerstätten dient der Sicherung eines hinreichenden Abstandes

zum westlich außerhalb des PG stockenden Waldes und damit dem gegenseitigen Schutz der künftigen Ge-

bäude und des Waldes.
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6.4 Örtliche Bauvorschriften
1 Ziele sind die Befriedigung zeitgemäßer Wohnbedürfnisse unter Berücksichtigung zukunftsfähiger Wohnan-

sprüche insbesondere der von einer hohen Abwanderung aus der Gemeinde gekennzeichneten Bevölkerungs-

gruppe der 25 - 40 Jährigen sowie der noch offensichtlich weit überwiegend „sesshaften“ Altersgruppe 15 - 2529.

Dem muss zunächst die Raumausnutzung im Innern entsprechen. Um dem genügen zu können, sollen dem künf-

tigen Bauherren gegenüber im Bereich der äußeren Gestaltung entsprechende Räume erhalten werden.

2 Die örtlichen Bauvorschriften wurden auf diese Prämisse hin unter Gewährleistung eines Mindest-Einfügerah-

mens in die Umgebung aufgestellt.

3 Mit den im Umgebungsbereich des PG vorhandenen Bestandsbebauungen hat sich eine gewisse Vorprägung

herausgebildet (geneigte Dachformen, tlw. in sich unterschiedlich abgewinkelt bzw. von aufgesetztem Staffel-

Vollgeschoss durchbrochen, Flachdachlösungen; weit überwiegend helle Fassaden mit abgesetzten dunklen Ak-

zentuierungen [Anstriche, Verkleidungen]; Garagen mit ausgebildeten sehr flachen bis Flachdächern). Diese sol-

len aufgegriffen werden und in den zu bildenden, möglichst langfristig ausnutzungsfähigen Festsetzungsrahmen

einfließen.

4 Das PG biete sich von seiner Lage im Ortsgefüge (Randlage Ortskern, abseitig der Hauptstraßen und des

historisch prägenden Kernensembles um Kirche und Rittergut) trotz der unmittelbaren Lage zu baugeschicht-

lich wertvollen Einzelkulturdenkmalen auch dafür an, zeitgemäßen Wohnformen auch moderne und zweck-

mäßige Gestaltungsformen zu ermöglichen. Deswegen werden auch zeitgemäße Gebäudeformen mit Flach-

dachlösungen und mehr oder weniger ausgeprägten Penthouse- bzw. Staffelgeschosslösungen zulässig. Flach-

dachlösungen lassen sich ebenfalls, wie unterschiedlich abgewinkelte Dachformen (z.B. Mansarddächer) in

die Grundintension eine möglichst hohe Ausnutzungsfähigkeit der Gebäude bzw. in der Folge des Baugebiets

zu ermöglichen, einordnen.

5 Auch die zulässigen Dachneigungen geben insbesondere den angestrebten Dachformen mit hoher Gebäude-

ausnutzungsfähigkeit entsprechenden Raum. Es werden lediglich Dachformen ausgeschlossen, die von dem

bewusst offen gestalteten Rahmen deutlich abweichen und sich nicht einfügen würden.

6 Davon abweichend wird entsprechend der Stellungnahme der unteren Denkmalschutzbehörde für die ange-

strebte Sanierung des überwiegend denkmalgeschützten Ensembles der Rahmen für Dachformen und -neigun-

gen auf das Bestandsvorbild beschränkt. Damit soll eine denkmalschutzgerechte Sanierung gestaltungsseitig

unterstützt werden. Da aber alle Bauvorhaben/Reparaturen/Sanierungen an den Einzeldenkmalen der Hofan-

lage nach § 12 SächsDSchG einer denkmalschutzrechtlichen Genehmigung bedürfen, kann diesseits auf wei-

tere planungsrechtliche Festlegungen verzichtet werden. Detaillierte Auflagen und Festlegungen können im

Rahmen der denkmalschutzrechtlichen Genehmigung erteilt werden.

29 Dieses (Ab-)Wanderungsverhalten in der Gemeinde Mülsen gemäß Tab. 1 weicht von der langfristigen Binnenwanderung der deutschen
Mehrheitsbevölkerung in Sachsen deutlich ab. In Sachsen wandert vor allem die Gruppe der 20 - 25 Jährigen ausbildungs- und berufs-
findungsbedingt. Ab 25 Jahren sinkt das Binnenwanderungsverhalten in Sachsen deutlich ab (vgl. www.bevoelkerungsmonitor.sach-
sen.de)
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7 Die ausdrückliche Zulässigkeit von Solaranlagen dient der Förderung der aktiven Nutzung solarer Energien.

Dabei sollen deren Nutzungsmöglichkeiten bei allen Dachformen, auch bei Flachdachlösungen jahreszeitgerecht

möglich und die Panels ausbeuteoptimierbar ausgerichtet werden können. Von daher wird i.V.m. der zumindest

tlw. zu erwartenden Errichtung von Flachdächern sowie der außerhalb des Ausbeuteoptimums von +/- 30° Ab-

weichung der Südorientierung eine Aufständerung bis 70° für zulässig erklärt. Der zulässige Aufständerungs-

winkel wird zur Einfügung an der zulässigen maximalen Dachneigung angelehnt.

8 Weiterhin werden auch Gründächer ausdrücklich zugelassen, da sie, über die ortsverträgliche ästhetische Ein-

bindung hinaus, gleichzeitig die Rückhaltung und den verzögerten Abfluss von Niederschlagswasser begüns-

tigen und so einer Verschärfung der Hochwasserproblematik sowie einer Überwärmung des inneren Baube-

reichs entgegenwirken können.

9 Mit der Festsetzung zu den unzulässigen Dachfarben soll die Störung der vorgeprägten städtebaulichen Ord-

nung im weiteren Umgebungsbereich des PG durch die Verwendung über die Jahre wechselnder Modefarben

entgegen gewirkt werden. Bei blauen und grünen Farben, ist dies im Einzelnen zu entscheiden. Dunkelblauen

Farbtönen von Dachsteinen, denen auch die Solaranlagen entsprechen, ist eine Einfügung aufgrund ihrer Nähe

zu schwarzen bzw. dunkelgrauen Farben die Einfügung eher zuzusprechen als hellblauen Farbtönen. Für grüne

Farbtöne gilt dies sinngemäß. Bei der Bewertung auf deren Einfügung ist auch Vorhandensein von Gründä-

chern zu berücksichtigen.

10 Bei der Fassadengestaltung soll einerseits durch die Vorgaben zur Verwendung heller Farben einer zu starken

„Verdunklung“ entgegengewirkt werden. Der dazu erlassene Remissions- bzw. Hellebezugswert soll die Fest-

setzung eindeutig nachvollziehbar machen. Zum anderen dienen die Verbote der TF 2.2 (2) und 2.3 (3) dem

Ziel der gegenteiligen Vermeidung einer zu starken „Verbuntung“. Unter grell leuchtenden Farben werden

dabei Farben verstanden, die hervorstechend, aufdringlich oder sehr intensiv wirken, z.B. durch ihre Farbei-

genschaften wie neongelb oder neongrün.

11 Die weiteren Vorgaben zu den Einfriedungen sollen einerseits neben ihren Sicherheitsaspekten, im PG zu

dessen innerer Gliederung beitragen. Anderseits soll ein Entstehen einer „Verschanzung“ der einzelnen Bau-

grundstücke und somit des PG vermieden werden.

12 Neu aufgenommen wird ein Verbot von Stein-, Schotter- u/o Kiesgärten. Darunter fallen von einer Gebäudever-

bindung unabhängige Gartengestaltungen oder Schüttungen aus Stein, Kies, Split, Schotter oder vergleichba-

rem, unbelebtem Material, mit oder ohne Unterlagerung durch Vlies oder Folie. Definitionsgemäß nicht gemeint

sind damit mit Gebäuden unmittelbar verbundene bzw. gebäudeangrenzende Terrassen. Die sind bauliche Ne-

benanlagen i.S. § 14 I BauNVO oder ggf. Bestandteil der baulichen Hauptanlage. Ihr flächenmäßiger Umfang

unterliegt der festgesetzten maximal zulässigen GRZ von 40 % des ins Bauland fallenden Grundstücksanteils.

13 Als flächenhaft gelten Gestaltungselemente oder Nutzungen nach Rn. 11, Satz 1 ab einer Flächengröße von

insgesamt 2 m² je Baugrundstück.

14 Das Verbot dient einer übermäßigen Versiegelung im PG und soll weiterhin die bestehenden Bodenfunktionen

erhalten helfen. Die Ausnahme für einen gebäudeumlaufenden Bereich dient dem Gebäudeschutz.
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15 Die Regelungen zu Werbeanlagen werden wegen der Zulässigkeit nicht störender gewerblicher Nutzungen

wie Schank- und Speisewirtschaften, Freiberufler, hand- und kleingewerbliche Nutzungen für erforderlich ge-

halten. Die Einschränkungen sollen ebenfalls eine optische Beeinträchtigung des Siedlungscharakters im wei-

teren Umgebungsbereich vermeiden. Dies gilt sinngemäß auch für die weitergehende Beschränkung der Zu-

lässigkeit auf Werbeanlagen für ortsansässige Betriebe.

6.5 Denkmalschutz
1 Die Scheunen ehemaligen Gehöfts Thurmer Nebenstraße 22 (Flst. 230/17) werden als Einzeldenkmale in der

Denkmalliste geführt. Die Scheunen sind allerdings sanierungsbedürftig, tlw. sogar stark sanierungsbedürf-

tig. Soweit möglich sollen sie saniert und erhalten werden. Infolge dessen ist deren derzeitige Erlebbbarkeit

nur noch als allgemein bzw. sogar untergeordnet bedeutend einzustufen (vgl. Teil B, Zi. 3.1 i.V.m. Anl. 2, Tab.

3 Zeile „Kultur- u. Sachgüter“ u. zu den Auswirkungen Zi. 3.2, lit. g.a)). Abwertend auf die Erlebbarkeit wirkt

auch die baukulturell sehr heterogene Umgebung (vgl. Rn. 6ff).

2 Die untere Denkmalschutzbehörde (UDB) des Landkreises Zwickau formuliert in ihrer Stellungnahme vom

10.01.2023 die Forderung bei der Erhaltung der Hofanlage aus denkmalpflegerischer Sicht unter Beachtung

aller Ansprüche, das Kulturdenkmal angemessen und denkmalgerecht zu sanieren. Die Einlassung entspricht

den Zielen dieser Planung (vgl. Zi. 5, lit. b) Rn. 3f). Ein Kulturdenkmal ist am besten unter Nutzung zu erhalten.

3 Deswegen wird an dieser Stelle davon ausgegangen, dass die UDB mit dem verwendeten Begriff Ansprüche,

die geplanten Nutzungen und die die damit verbundenen Erfordernisse und Ansprüche im Blick hat. Von daher

ist kein Widerspruch zu den verfolgten planerischen Zielen zur Revitalisierung des betroffenen Vierseithofs

Thurmer Nebenstraße 22 zu erkennen. Das Landesamt (LA) für Denkmalpflege (Denkmalschutzfachbehörde)

äußerte in seinen Stellungnahmen vom 28.11.2022 und 14.08.2023 keine Einwände gegenüber der Planung.

4 Das von der UDB ausgeführte Erfordernis denkmalschutzrechtlicher Genehmigungen für Bauvorhaben/Re-

paraturen/Sanierungen an den Einzeldenkmalen der Hofanlage wird ergänzend in den Texthinweis (TH) 3.9

aufgenommen. Damit soll das grundlegende rechtliche Erfordernis für die künftigen Bau- bzw. Nutzungswil-

ligen herausgehoben im Plan erkennbar werden. Mit der Aufnahme wird diesseitiger Auffassung der Hinweis-

pflicht im Planverfahren hinreichend genügt.

5 Der Dokumentationswert besteht im Zeugnis der bäuerlichen Wirtschaftsweise vergangener Zeiten i.V.m. der

historischen Fachwerkbauweise. Eine darüber hinausgehende herausgehobene orts- und landschaftstypische

oder gar ortshistorische Bedeutung ist nach der Beschreibung der Kulturdenkmalliste nicht verbunden. Be-

reits das Wohnstallhaus auf der Nordwestseite des Vierseithof-Ensembles ist nicht als Denkmal geschützt.

6 Daran – und an den bereits vorhandenen baulichen Gegebenheiten - haben sich die Anforderungen an den

Umgebungsschutz zu orientieren.

7 In Ergänzung und zur Dokumentation denkmalrechtlicher Genehmigungserfordernisse bzgl. des unmittelbaren

Umgebungsschutzes wurde der entsprechende Hinweise der UDB ihrer Stellungnahme vom 18.09.2023 noch

in den TH 3.9 aufgenommen.



Begründung BBP Wohngebiet „Mühlberg“ Ortsteil Thurm 33

8 Bereits im Zuge der erneuten Auslegung zum BBP „Rathausweg“ gingen mehrere Stellungnahmen zum Um-

gebungsschutz und weitergehend zur Bewertung der Ortsstruktur im Umfeld des Bereichs zwischen Buswen-

deschleife und Rathausweg ein. Deswegen wurde die Thematik auch an dieser Stelle bereits zur frühzeitigen

Beteiligung aufgegriffen und thematisiert.

9 Sinngemäß äußerten sich die Stellungnahmen zur Ortsstruktur, mit Bebauung dieses Bereichs würde die historisch

gewachsene Siedlungsstruktur in dieser landwirtschaftlich geprägten Ortslage zerstört werden. Die UDB des Land-

kreises Zwickau brachte in ihren Stellungnahmen vom 10.01.2023 und vom 18.09.202330 erneut die Beeinträchti-

gung des Ortsbildes vor, ohne aber neue Aspekte bzgl. der nachfolgenden Darlegungen anzuführen. Diesseits wird

daher an den nachfolgenden Ausführungen einer inzwischen durch die baulichen Einflüsse seit fast 150 Jahren

Überprägung der historischen Strukturen unverändert festgehalten. Sie sind typisch für ein Industriedorf.

10 Die Einlassungen entsprechen nicht der örtlich prägenden Umgebungsstruktur. Die örtliche Siedlungsstruktur

im Umfeld des Plangebiets stellt baukörperseitig eine Melange verschiedenster Baustrukturen und zeitlicher

Baukulturansichten dar, wie

· Einfamilienhaussiedlung mit weit überwiegend standardisierten, einheitlichen Baukörpern ohne baulichen

Bezug zur ursprünglich dörflichen Struktur (bes. Neue Siedlung),

· mehrgeschossige Industriedorfwohngebäude im Stil unterschiedlicher Zeitepochen mit vereinzelt einge-

streuten niedriggeschossigen, kleinkörnigen Einfamilienhäusern,

· dem zeitlichen Repräsentationsgeschmack der Bauherren entsprechende öffentliche Bauten,

· Gewerbebauten und die reliktisch noch vorhandenen, z.T. stark devastierten beiden Vierseithöfe.

11 Insbesondere im 20. Jahrhundert wurde im Zuge der industriellen Entwicklung die bis ins 19. Jahrhundert gut

erkennbare historische dörfliche Struktur Thurms eines Waldhufendorfs, mit Waldhufen, Gutsblöcken u.

Häuslerzeilen stark überformt und in der Flurstruktur gestört. Auch die heute in der Umgebung ablesbare

bauliche Dichte und Flurstruktur entspricht gemäß voranstehender Aufzählung weit überwiegend nicht mehr

der historischen Struktur (vgl. Abb. 3 - 5).

12 Eine auf wirtschaftliche Gewinnerzielung ausgerichtet landwirtschaftliche Nutzung i.S. des § 201 BauGB wird

im PG, wie auch im angrenzenden Bereich bis zum Rathausweg Umgebungsbereich schon längerfristig nicht

mehr betrieben. Es findet nur noch eine hobbymäßig betriebene temporäre, teilflächig wechselnde Pferdebe-

weidung. Die Landwirtschaft ist im Umgebungsbereich mindestens seit einem Jahrzehnt überhaupt nicht mehr

prägend.

13 Das PG ist zwar kein Bestandteil der im FNP dargestellten archäologischen Denkmalzone für den OT Thurm.

Trotzdem ist das PG aufgrund der bestehenden unmittelbaren Nähe zu der örtlichen archäologischen Denk-

malzone noch Teil eines fundreichen Altsiedelgebietes mit hoher archäologischer Relevanz. Mit seiner Stel-

lungnahme zeigte das Landeamts für Archäologie (LfA) vom 29.11.2022 das Erfordernis archäologischer

Grabungen vor Beginn der Bautätigkeiten an. Das LfA gab dazu Formulierungen zur Aufnahme als Texthin-

weis in die Planunterlagen vor. Diese werden entsprechend in den TH 3.9 der Planung aufgenommen. Der

Hinweis richtet sich an die nachfolgende Umsetzung der Planung. In seiner Stellungnahme vom 11.08.2023

bestätigt das LfA, dass seine Belange damit ausreichend berücksichtigt sind.

30 Bezug hierin ist nur noch die Bebauung der Hanglage, mithin des WA 3
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Abb. 3
Ortstruktur Thurm im Be-
reich Rathausweg / Mühl-
berg um 1800
Quelle: https://rapis.sachsen.de III / 2021

Abb. 4
Abb. 1 überlagert mit
Ortstruktur Thurm im Be-
reich Rathausweg / Mühl-
berg um 1930
Quelle: https://rapis.sachsen.de III / 2021

Abb. 5
Abb. 1 überlagert mit heu-
tiger Ortstruktur Thurm im
Bereich Rathausweg /
Mühlberg
Quelle: https://rapis.sachsen.de III / 2021
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14 Aufgrund eines darüber hinaus weiterhin möglichen Auffindens historischer Bodenfunde wurde gleicherma-

ßen die dafür gesetzlich bestehende Meldepflicht ergänzend in den TH 3.9 aufgenommen.

6.6 Technische Infrastruktur
a) Entwässerung / Entsorgung

o Schmutz- und Oberflächenwasser

1 Im Standort wurde und wird zur Ableitung ein eigenes Kanalsystem für Schmutzwasser aufgebaut. Die

Schmutzwasserentsorgung erfolgt weiter über die bestehende Entsorgungsinfrastruktur der Wasserwerke

Zwickau GmbH (WWZ) mittels inzwischen hergestelltem Anschluss an den 800‘er Staukanal in der Buswen-

deschleife Thurmer Nebenstraße.

2 Eine funktionierende Schmutzwasserentsorgung ist mit dem Anschluss an das zentrale Entsorgungssystem

der WWZ gegeben. In ihrer Stellungnahme vom 10.08.2023 bestätigt die WWZ, ihre dbzgl. Belange haben

Berücksichtigung gefunden.

3 Für das Niederschlagswasser wird ebenfalls ein eigenes Entwässerungssystem für den Gesamtstandort inner-

halb dieses PG aufgebaut. Die geplante und bereits teilgenehmigte Entsorgungsanlage besteht in der vorge-

sehenen Fläche aus drei Teilen, die da sind,

a) der Kiesfilter im Kern der Anlage zur Versickerung ankommenden Niederschlagswassers in den gemäß

der Anl. 8 der Begründung beigefügten Unterlagen ortskonkret nachweislich versickerungsfähigen Un-

tergrund (noch nicht wasserrechtlich genehmigt),

b) der diesen außen umfassende Stauraumkanal mit einer Überleitung zum Mülsenbach, in den 10 l/s Nie-

derschlagswasser eingeleitet werden dürfen (wasserrechtlich genehmigt am 13.10.22) und

c) der mit einem zusätzlichen Rückstauvolumen ausgestatteten Stellplatzanlage (wiederum noch nicht was-

serrechtlich genehmigt).

4 Die überdeckende Stellplatzanlage wird dazu mit einem Umlaufbord von + 20 cm und einem verfügbaren

Stauraum von ca. 118,8 m³ als zusätzliche Rückhaltefläche ausgebildet und vorgehalten.

5 Im Zuge der Planung für die Entsorgungsanlage wurde auch eine Gesamtermittlung zu den anfallenden Nie-

derschlagswassermengen getätigt. Danach kann mittels der im PG dieses BBP verorteten und räumlich festge-

setzten Fläche für Stauraumkanal, Kiesfilter-Versickerungsanlage zzgl. des zusätzlichen Rückstauvolumens der

oberirdisch darüber geplanten und festgesetzten Stellflächen für alle anzuschließenden Flächen der BBP „Rathaus-

weg“, „Oberer Rathausweg“ und dieses BBP abgebildet werden. Gemäß der aktualisierten Berechnung sind ins-

gesamt an die Anlage 18.872 m² undurchlässige Fläche anzuschließen. Das erforderliche Rückhaltevermögen be-

trägt 527,5 m³, das gesamte Rückhaltevolumen mit Versickerung beträgt 636,6 m³.

6 Standort Ausführung und Berechnung des Rückhaltevolumens sind in Anl. 11 dargestellt.

7 Planungsrechtlich wird die Gesamtanlage mittel der Planzeichen 9.1, 9.2 und 9.3 in diesem BBP auf der vor-

gesehen und, im durch den wasserrechtlich bereits genehmigten Stauraumkanal, fixierten äußeren Umgriff

zzgl. eines Pufferstreifens gesichert.
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8 Mit den ermittelten Werten, der den Anl. 8 und 11 beigefügten Unterlagen, zum insgesamt erforderlichen und

geplanten Rückhaltevolumen und der ortsgenau gegebenen Versickerungsfähigkeit des Untergrunds sowie

dem einbezogenen Drosselabfluss in den Mülsenbach lässt sich die Entsorgungssicherheit für den gesamten

Wohnstandort Rathausweg – Mühlberg, bestehend aus dem rechtswirksamen und bereits überwiegend bebau-

ten BBP „Rathausweg“ sowie dem BBP „Oberer Rathausweg“ und diesem BBP Wohngebiet „Mühlberg“

insgesamt gewährleisten.

o Abfälle

1 Anfallende Abfälle sollen über die örtliche Abfallentsorgung entsorgt werden. Das Amt für Abfallwirtschaft

des LRA Zwickau stimmt der Planung in seiner Stellungnahme zum Vorentwurf grundsätzlich zu. Es werden

Hinweise zu Bereitstellung und Leerung der Abfallbehälter gegeben. Diese werden in die Anl. 6 dieser Be-

gründung übernommen.

2 Weiter werden Hinweise zur erforderlichen Erschließung gegeben. Das Plankonzept sieht für die WA 1 und

WA 2 eine durchlaufende Erschließungsstraße bis ins Baugebiet „Rathausweg“ vor. Der Verkehrsraum ist mit

6,5 m Breite hinreichend bemessen, die Straße entsprechend dem zugefügten Regelquerschnitt entsprechend

auszubauen. Zur Erschließung des WA 3 wird eine ebenso breite Verkehrsfläche mit hinreichend bemessener

Wendeanlage festgesetzt, die eine Andienung ohne Rückwärtsfahren möglich macht.

3 Alle künftigen Grundstücke werden so angelegt, dass die Abfallbehälter am Leerungstag an den öffentlichen

Straßen bereitgestellt werden.

b) Versorgung

o Trinkwasser / Löschwasser

1 Die Versorgung mit Trinkwasser (TW) soll aus dem örtlichen TW-Netz erfolgen.

2 In der Betrachtungsweise des gesamten Wohnungsbaustandortes wurden neue Versorgungsleitungen in das

gesamte Baugebiet hinein verlegt. Die Anbindepunkte befanden sich an den Versorgungsleitungen 125x11,4

PE in der Thurmer Nebenstraße am Schieberkreuz in Höhe der Wendeschleife sowie an der Versorgungslei-

tung DN 150 AZ im Rathausweg. Ein Ringschluss wurde hergestellt. Die künftigen Gebäude der BG 1 und

BG 2 sollen hier angeschlossen werden.

3 Für das südöstlich anschließende PG des BBP „Oberer Rathausweg“ muss ebenfalls eine neue Versorgungs-

leitung mit Anbindepunkt an der Versorgungsleitung, die den Ringschluss bildet, hergestellt werden. An diese

neue Stichleitung ist am Endpunkt ein Hydrant zu setzen. Alle geplanten Häuser sind jeweils separat an die

neue Versorgungsleitung anzuschließen. Diese Leitung ist in das BG 3 dieses BBP zu verlängern. Der letzte

Hausanschluss bindet am Endpunkt auf.

4 Für die Löschwasserversorgung steht zur Erstbekämpfung ein System mehrerer Ober- und Unterfluthydranten

in der Umgebung bis 300 m um das PG zur Verfügung, so in der Nähe des Hausgrundstückes Rathausweg 7

auf der Leitung DN 150 AZ 48 m³ / h über 2 Stunden). Weitere Hydranten stehen am Rathausweg 14 und an

der Neuen Siedlung 10 zur Verfügung (jeweils 24 m³ / h über 2 Stunden).
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5 Die aufgrund der bis zu viergeschossig möglichen Bebauung in den WA 1 und WA 2 erforderliche Löschwas-

sermenge von 96 m³ / Stunde ist damit darstellbar. Im BBP „Oberer Rathausweg“ soll am Ende der Plan-

straße i.V.m. der Einrichtung einer, gemäß Stellungnahme der WWZ erforderlichen, Druckerhöhungsanlage

ein Hydrant errichtet werden. Das ist im erforderlichen Erschließungsvertrag des Erschließungsträgers mit

der WWZ zu regeln. Dieser Hydrant kann dann auch zur LW-Versorgung diese WA 3 genutzt werden.

o Strom

1 Die Versorgung mit Strom soll aus dem örtlichen Netz erfolgen. Die Versorgung mit Strom ist für die PG der

BBP „Rathausweg“ und „Oberer Rathausweg“ vom Rathausweg in die Straße Am Mühlberg erfolgt.

2 Ab hier kann die Anbindung dieses PG erfolgen. Der anstehende Vierseithof im BG 2 hat eine eigenständige

Stromerschließung von der Thurmer Nebenstraße.

3 Die übergebenen Trassenführungen in der festgesetzten öffentlichen Verkehrsfläche der Straße Am Mühlberg

sowie von der Thurmer Nebenstraße zum Vierseitgehöft Nr. 22 sind in die Planzeichnung nachrichtlich über-

nommen worden. Zur Leitungssicherheit gegebene Hinweise sind in den TH 3.8 und die Anl. 6 übernommen

worden. Damit wird seitens dieser Planung der Hinweispflicht genügt.

o Telekommunikation

1 Die Telekommunikations-Versorgung soll aus dem örtlichen Versorgungsnetz erfolgen.

2 Das Baugebiet WA 2 ist TK-seitig versorgt. Die im Lageplan zur Stellungnahme vom 05.09.2023 der Deut-

schen Telekom übergebene Linienführung ist in die Planzeichnung nachrichtlich übernommen worden.

3 Darüber hinaus befinden sich im PG entsprechend den Stellungnahmen zum Vorentwurf innerhalb der WA 1

und WA 3 keine TK-Linien. Diese sind nachfolgend neu ins Gebiet zu ziehen. Dazu sind in den öffentlichen

Verkehrsflächen entsprechende Versorgungsleitungen festgesetzt. Zur Leitungssicherheit und bzgl. der An-

schluss- und Beantragungsmodalitäten gegebene Hinweise sind in den TH 3.8 und die Anl. 6 übernommen wor-

den. Damit wird seitens dieser Planung der Hinweispflicht genügt.

o Gas

1 Eine gasseitige Erschließung des geplanten Wohngebietes in der geplanten Nutzungsstruktur ist seitens des

zuständigen Versorgungsträgers, der inetz GmbH, für die WA 1 und WA 2 vorbereitet.

2 Für das geplante WA 3 wird seitens des Versorgungsträgers derzeit von der Einrichtung einer Versorgung

aus wirtschaftlichen Gründen abgesehen.

7 Begrünungs- und Ausgleichskonzeption
7.1 Vorbemerkung zum Eingriffserfordernis

1 Den nachstehenden Ausführungen zur Begrünungs- und Ausgleichskonzeption ist voranzustellen, dass nach §

1a III S. 6 BauGB ein Ausgleich nicht erforderlich ist, soweit die Eingriffe innerhalb seines PG bereits vor der

planerischen Entscheidung zugelassen waren. Dem ist hier so bzgl. des WA 2 so. Das Gehöft soll lediglich

saniert und einer neuen Nutzung zugeführt werden. Eine Ausdehnung der Baurechte ist nicht vorgesehen.
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7.2 Grundlage der Begrünungs- und Ausgleichskonzeption
1 Die natürlichen Grundlagen werden ausführlich im Umweltbericht beschrieben.

2 Aus der Vergleichsrechnung des Plankonzepts (Basis Handlungsempfehlungen zur Bewertung und Bilanzierung

von Eingriffen [HE]31) ergibt sich unter Einbeziehung der festgesetzten Vermeidungs-, Minderungs- und Begrü-

nungsmaßnahmen aus der innergebietlichen Verrechnung erheblich vorteilhafter mit erheblich negativen Aus-

wirkungen eine positive Bilanz von 0,038 Punkten (vgl. Anl. 5).

3 Erhebliche Eingriffe betreffen die Schutzgüter Boden mit den Funktionen Ertrag, Wasserkreislauf und Puffer-

vermögen sowie Wasser mit dem flächenbezogenen Retentionsvermögen. Darüber hinaus sind keine als erheb-

lich negativ zu qualifizierenden Auswirkungen zu erwarten.

4 In Ergänzung der vorgenommenen verbal - argumentativen Bewertung können unter Einbeziehung der fest-

gesetzten Pflanzgebote der Pflanzflächen Pb1 - Pb6 und der Gehölzgruppen innerhalb des Erholungsparks sowie

der ergänzenden Festsetzungen mit ökologisch wirksamen Nutzen die als erheblich angesprochenen Umwelt-

auswirkungen dieser Planung als insgesamt ausgeglichen gelten.

5 In der Stellungnahme des PV regte dieser unter Bezug auf die Karte 13 „Gebiete mit besonderer Bedeutung

für Fledermäuse“ I. V. m. Kap. 2.1.3 an, das Anbringen von Fledermauskästen verbindlich vorzugeben. Dem

wird nicht gefolgt. Der untersetzenden Strukturkarte ist zu entnehmen, dass die einbezogenen Flächen als

relevante Struktur ausgewiesen sind. In Auswertung der Karte 13 ist festzustellen, dass das PG den relevanten

und relevanten Räumen für Fledermäuse unterfällt und damit nicht den Multifunktionsräume mit einer beson-

ders hohen Bedeutung für Fledermäuse.

6 Seitens der UNB gingen keine Hinweise zum speziellen Artenschutz ein. Auch darüber hinaus gingen keine

Hinweise auf Fledermäuse ein. Dies gilt gleichermaßen bzgl. zur Bewertung herangezogener Untersuchungen

im Bereich des Gesamtstandorts Wohngebiet Rathausweg - Mühlberg.

7 Liegen keine Anhaltspunkte für artenschutzrechtliche Betroffenheiten vor, ist der Planungsträger weder bau-

planungs- noch artenschutzrechtlich verpflichtet, weitere Ermittlungen anzustellen32.

8 Die Verfahrensweise mit dem TH 3.12 wurde im Rahmen der Aufstellung der 2. Änderung des BBP „Ritter-

gut/Schloss/Park“ Thurm mit der UNB abgestimmt.

7.3 Festsetzung von Pflanzerhaltungen
1 Das Erhaltungsgebot betrifft die anstehende Baumreihe innerhalb des PG an dessen Grenze zum BBP „Oberer

Rathausweg“. Die jeweiligen Gründe für das Erhaltungsgebot werden in nachfolgender Tabelle dargelegt.

Tab. 1 Zuordnung Erhaltungsgründe zu bestehenden Bepflanzungen
Quelle Eigene Darstellung I / 2024

Bezeichnung Er-
haltungsgebot

Betroffene Bepflanzung Gründe für das Erhaltungsgebot

Pe 1 Baumreihe aus mehreren Laubbaumarten
(62400030)

· hohe Biotopwertigkeit,
· hohe Lebensraumfunktion,
· mittlere Sichtschutzwirkung,
· mittlere Frischluft- und Filterfunktion

31  Berechnungsgrundlage bildet die HE in der Fassung 2009, mit Anhang 2017
32  vgl. Blessing / Scharmer; Der Artenschutz im Bebauungsplanverfahren, Rn. 373, S. 106; 3. Aufl. Stuttgart 2022
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7.4 Festsetzung von Vermeidungsmaßgaben und Pflanzgeboten zum Ausgleich
a) Maßnahmen zur Minderung und Vermeidung von Eingriffswirkungen

1 Durch die TF 1.2.1 (Begrenzung Gesamt-GRZ auf 0,5 [WA1 + WA2] und 0,3 [WA 3], 1.5 (wasserdurchlässige

Befestigung, Gestaltung von mind. 50% [WA1 + 2] und 70% [WA3] als unbebaute und unbefestigte Grünflä-

chen) und 2.4 (3) (Verbot von Stein-, Kies- und Schottergärten) soll der Umfang erheblicher Eingriffe innerhalb

WA durch die geplante bauliche Entwicklung in die Schutzgüter Boden und Wasserhaushalt minimiert werden.

2 Die Verwendung wasserdurchlässiger Materialien minimiert den Abflussbeiwert auf den privaten Verkehrsflä-

chen, Zufahrten und Stellplätzen gegenüber einer Vollversiegelung nochmals erheblich weiter. Grundsätzlich

kann hier auftreffendes Niederschlagswasser in der Fläche und seitlich weiter flächenhaft versickern. Dies be-

grenzt die lokalen und punktuellen Beeinträchtigungen auf die Grundwasserneubildung und bei Starkregener-

eignissen.

3 Das Verbot von Stein-, Kies- und Schottergärten soll ergänzend zu TF 1.5 (2) einer unkontrollierten Versiege-

lung Einhalt gebieten und damit die Gartenflächen als unversiegelte Flächen erhalten.

4 Für die Baulandflächen der WA 1 und WA 3 innerhalb des gesetzlich vorgegebenen Waldabstands von 30 m

wird über die TF 1.3 i.V.m. Planzeichen 5 die Errichtung von Nebengebäuden und Garagen untersagt. I.V.m.

den TF 1.5 (2) und 2.4 (3) (Verbot von Stein-, Kies- und Schottergärten) sind damit beide Flächen [A] und [B]

mit einer Größenordnung von ca. 3.000 m² als faktisch unversiegbar anzusprechen. Auch der Wasserrückhalt

bzw. -abfluss wird daher i.V.m. den hier vorherrschenden weit überwiegend eben - flachhängigen topografi-

schen Bedingungen erfahrungsgemäß in seinem natürlichen Zustand verbleiben. Die üGF für die baulichen

Hauptanlagen ragt nicht in die durch Planzeichen 5 festgesetzte Freihaltefläche für Nebengebäude und Garagen.

b) Maßnahmen zum Ausgleich erheblicher Eingriffe

1 Das Anlegen der Hoch- und Niederstrauchhecken (Pb 1 - Pb 6) lassen über die Regeneration der Bodenfunk-

tionen und die Aufwertung des flächenbezogenen Retentionsvermögens hinaus weitere damit verbundene Ef-

fekte, wie Taubildung und Bodenfeuchte erfahrungsgemäß in den angrenzenden Bereichen ansteigen. Sie

können damit sogar eine lokale Verbesserung des Kleinklimas bewirken.

2 Die gleiche Zielrichtung wird mit der Vorgabe für die Gruppenpflanzungen von Gehölzen (Bäume, Sträucher)

in der als privater Erholungspark festgesetzten Fläche verfolgt. Darüber hinaus soll der Park insbesondere

der Erholung der Bewohner und Mitarbeiter der begleitenden Dienste der Wohnanlage des betreuten Woh-

nens dienen.

3 Durch die Anordnung der Niederstrauchhecken (Pb 2 - Pb 6) quer zur Falllinie der Hangflächen soll zusätzlich

die Hangdynamik unterbrochen und so der Erosionsschutz verbessert werden. Da dies insbesondere für die

Baulandflächen und künftigen Baugrundstücke von Bedeutung ist, werden an der südlichen Grenze zum BBP

„Oberer Rathausweg“ die Hecken Pb 4 - Pb 6 parallel als Falllinienquerungen angelegt. Im zentralen Bereich

puffern die die Falllinie querenden Teile der Pb 2 ebenfalls die Hangdynamik gebremst bzw. unterbrochen,

einmal zum Schutz der Erholungsfläche des geplanten Parks gegenüber dem WA3, aber auch des WA1 ge-

genüber der Erholungsfläche des geplanten Parks im hier besonders steilen Hangbereich.



Begründung BBP Wohngebiet „Mühlberg“, Ortsteil Thurm – Allgemeiner Teil 40

4 Durch die Vorgabe zur Verwendung heimischer und standortgerechter Gehölze gemäß Pflanzlisten „Hecken-

gehölze“ und „Laubbäume“ wird zugleich eine Stärkung der biologischen Vielfalt angestrebt. Niederstrauch-

hecke und Gehölz-Gruppenpflanzungen können als Trittsteinbiotop für Vögel und Insekten wirken. Es werden

Nahrungsquellen und Nistmöglichkeiten geschaffen.

5 Den Anliegen Verbesserung des örtlichen Retentionsvermögens, Schutz des Bodens vor Erosion, lokale Ver-

besserung des Kleinklimas durch ihre Filterwirkung sowie als Trittsteinbiotop für Vögel und Insekten dient

auch die Festsetzung zur Pflanzung von einzelnen Laubbäumen im WA3. Insgesamt sind nach Festsetzung

15 Laub- bzw. Obstbäume, gestaffelt nach Größe der jeweiligen Baugrundstücke zu pflanzen.

6 Mit dieser Festsetzung soll über die zusätzliche Durch eine harmonische Einbindung des WA3 in das Orts-

und Landschaftsbild vor dem anstehenden Laubmischwald aus nördlichen - nordöstlichen Blickrichtungen

erreicht werden.

8 Planverwirklichung
1 Die Kosten dieser Planung werden mittels städtebaulichem Vertrag vom Eigentümer des Flst. 230/17 und An-

tragsteller getragen.

2 Die Erschließung der Baugrundstücke erfolgt über den privaten Erschließungsträger des Gesamtstandorts

Rathausweg / Mühlberg, einschließlich der räumlich festgesetzten Ausgleichsmaßnahmen sowie der zulässi-

gen Maßnahmen innerhalb der privaten Grünflächen. Die vertraglichen Regelungen für diesen BBP sind

rechtzeitig abzuschließen.

3 Das Flst. verbleibt, ausgenommen die öffentlich zu widmenden Straßen, in privatem Besitz. Die Bau- und

Grünflächen sind, den Bedürfnissen der privaten Bauwilligen, Bauträger bzw. des Trägers des Betreuten

Wohnen entsprechend, in separate Baugrundstücke oder in Wohneigentum aufzuteilen und über private Ver-

äußerung zu ordnen. Das Erfordernis eines gesetzlichen Bodenordnungsverfahrens ist nicht erkennbar. Be-

grünungsfestsetzungen auf den Baugrundstücken sind entweder

a) durch den Investor und privaten Erschließungsträger oder

b) durch die künftigen Bauherren zu realisieren.

4 Deren Umsetzung ist im Falle von a) im Erschließungsvertrag mit dem Investor und privaten Erschließungs-

träger oder im Falle von b) in den Kaufverträgen zu regeln.

5 Der Gemeinde Mülsen entstehen die Satzung keine Planungskosten sowie Herstellungskosten an Erschlie-

ßungsanlagen und für den naturschutzfachlichen Ausgleich.

6 Der RG des BBP ist als Teil der EF 6.2 (Entwicklungsfläche der Innenentwicklung innerhalb des Siedlungs-

bereichs) in der in Aufstellung befindlicher Fortschreibung des FNP enthalten. Damit ist das Parallelverfahren

nach § 8 III BauGB die Aufstellung dieses BBP eröffnet. Dabei kann der BBP gemäß § 8 III S. 2 BauGB vor

dem FNP bekannt gemacht werden, wenn er aus den künftigen Darstellungen des FNP entwickelt sein wird.

Dies ist nach Auswertung der Stellungnahmen zum Vorentwurf des FNP und dem positiven Nachweis des

Wohnbaulandbedarfs für die EF 6.2 hinreichend sicher anzunehmen.
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7 Zwar äußert sich der PV RC kritisch zum räumlichen Umfang der EF 6.2, die Landesdirektion Sachsen hat

sich trotz detailliert vorgebrachter raumordnerischer Bedenken zu mehreren Entwicklungsvorschlägen des

Vorentwurfs, aus raumordnerischer Sicht nicht negativ zur EF 6.2 geäußert. Infolge der Ausführungen in Zi.

4, Rn. 13ff auf Basis der Ergebnisse der Baulandbedarfsermittlung zu diesem BBP gemäß Anl. 7 wird auch

in der Gesamtfortschreibung des FNP am der EF 6.2 festgehalten werden.

8 Mit der Aufstellung im Regelverfahren unterfällt der BBP Wohngebiet „Mühlberg“ infolge seines Abwei-

chens vom derzeit wirksamen FNP der Gemeinde Mülsen dem Genehmigungsvorbehalt des § 10 II BauGB.

9 Aufgrund der auch nach der 8. RBV weiter bestehenden Bedarfslücke für Wohnzwecke in der Gemeinde und

kurzfristig dringender werdenden Nachfrage nach preiswerten, bezahlbaren Wohnraum insbesondere für die

Bevölkerungsgruppen der familien- und niederlassungsgründenden Gruppe der 25 - 40 Jährigen und der noch

„sesshaften“ Gruppe der 20 - 25 Jährigen soll von einer vorzeitigen Genehmigung und Bekanntmachung des

BBP Wohngebiet „Mühlberg“ Gebrauch gemacht werden.

10 Die Fortschreibung des FNP wird zwar kurzfristig weiter bearbeitet und EF 6.2 wird darin enthalten bleiben.

Sollte sich dessen Fortschreibung aber dennoch weiter verzögern, wird auch in Anlehnung an die Stellung-

nahme der SG Kreisentwicklung des LRA Zwickau die Herstellung einer „Teilplanreife“ in Form einer räum-

lich begrenzten 5. Änderung des wirksamen FNP erwogen. Diese 5. Änderung kann dabei, unter Einbezie-

hung der Ausführungen der Zi. 5, Rn. 35ff für diesen BBP und den benachbarten BBP „Oberer Rathausweg

parallel zu den beiden weiteren BBP-Verfahren erfolgen.

11 Dabei können dann beide BBP auch vor Genehmigung des vorbereitenden Bauleitplans, genehmigt und in

Kraft gesetzt werden.

Lengenfeld, den 17.01.2024

...........................................

Dipl.-Ing. (FH) Uwe Zahn

Projektleiter und Geschäftsführer
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Allgemein verständliche Zusammenfassung
A. Festsetzungen für das Vorhaben

Das Plangebiet besitzt einen Umgriff von ca. 26.400 m². Es liegt zwischen der Ortsbebauung, umfasst den Vier-

seithof Thurmer Nebenstraße 22 und grenzt im Südosten an das Baugebiet „Rathausweg“. Nach Südwesten er-

streckt es sich den Hang des Mühlbergs hinauf bis an den sichtbegrenzenden Wald. Südöstlich am Hang ist der

Bebauungsplan „Oberer Rahausweg“ in Aufstellung.

Geplant ist die Umnutzung des Standorts zu einem Allgemeinen Wohngebiet mit allgemeiner und besonderer

Wohnnutzung (Betreutes Wohnen) freiberuflichen Nutzungen, nicht störenden Handwerksbetrieben und sozialen

Einrichtungen sowie ergänzend als ausnahmsweise zulässige Nutzungen in den Wohngebieten 1 und 2 Gaststätten,

Läden, Anlagen für kirchliche, kulturelle und gesundheitliche Zwecke sowie sonstige nicht störende Gewerbebe-

triebe. Im Wohngebiet 3 bilden Ferienwohnungen / Beherbergung die einzige ausnahmsweise zulässige Nutzung.

Als Besonderheit ist im Wohngebiet 1, die Errichtung einer Anlage für Betreutes Wohnen mit derzeitigem Stand 30

Wohneinheiten für Senioren vorgesehen, unmittelbar nach der Zufahrt von der Thurmer Nebenstraße (Buswende-

schleife) ins Plangebiet. Ergänzend soll ein Pflegedienstes mit den entsprechenden stationären, aber auch ambulanten

Dienstleistungsangeboten eingerichtet und Arztpraxen in Form eingerichteter Räume vorgesehen werden. Damit soll

die Daseinsvorsorge rund um das Service-Wohnangebot des Betreuten Wohnen ansprechend ergänzt werden.

Das Gehöft im Wohngebiet 2 soll im Zuge dieser Planung saniert und wieder einer Nutzung, vorzugsweise aus

einer Kombination aus Wohnen und Arbeiten oder auch einer handwerklichen Nutzung zugeführt werden.

Für allgemeines Dauerwohnen sollen im Gebiet sieben Baugrundstücken für ein Mehrfamilienhaus im Wohnge-

biet 1 und sechs Einfamilienhäuser im Wohngebiet 3 entstehen.

Die Ausnutzung soll dabei gestaffelt werden. In den Wohngebieten 1 und 2 in der Tallage sollen, einschließlich Ne-

benanlagen, bis zu 50% der Baulandfläche bebaut werden dürfen. Dabei wird im Wohngebiet 1 für die Gebäude des

Betreuten Wohnens und das geplante Mehrfamilienhaus eine Bauhöhe bis 15 m über der bestehenden Straße festge-

setzt. Im Wohngebiet 2 wird die Bauhöhe auf maximal 11 m über der Straße festgesetzt. Die erlaubte Ausnutzung

sinkt im Wohngebiet 3 auf 30% der Baulandfläche, die zulässige Höhe wird mit 2 Vollgeschossen angesetzt.

Die Anordnung der Baufelder erfolgt im Wohngebiet 1 parallel zur Straße und im Wohngebiet 3 hofförmig um die

erschließende Stichstraße. Im Wohngebiet 2 wird die Gehöftform festgeschrieben.

Es werden neben geneigten auch Flachdächer zugelassen. Solar- und Gründächer sind ebenfalls ausdrücklich zu-

gelassen. Dagegen werden flächenwirksame Schotter-, Kies- und Steingärten verboten.

Für einen hohen Grundwasserschutz im Talbereich des Mülsenbachs, aber auch dem Schutz vor Eindringen selbigen

in die Häuser im Hochwasserfall soll die erdgreifende Tiefe der Gebäude auf maximal 1,7 m unter künftiger Ver-

kehrsfläche begrenzt werden.

B. Umwelt im Einflussbereich des Plans

Innerhalb des Plangebiets und seiner mittelbaren Umgebung gibt es keine Schutzgebiete des Naturschutz- und des

Wasserrechts. Es liegt vollständig außerhalb der festgesetzten Überschwemmungsgebiete und überschwemmungs-

gefährdeten Bereiche des Mülsenbachs für 100- und auch für 200-jährige Hochwasser. Es ist keine Altlastenver-

dachtsfläche. Konkrete Anhaltspunkte über radiologisch relevante Hinterlassenschaften liegen ebenfalls nicht vor.

Gleiches gilt hinsichtlich Hinweise auf Lebensstätten streng geschützter Tier- und Pflanzenarten.
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Eine besondere Bedeutung bzw. hohe Beeinträchtigungspotenziale bestehen hinsichtlich der Schutzgüter

· Mensch / menschliche Gesundheit bzgl. der unmittelbar von Nordwesten bis in die südöstlich an das PG

angrenzenden Siedlungsbereiche mit überwiegenden und weit überwiegenden Wohnnutzungen,

· Boden, dies betrifft die Ertrags- Pufferfunktion des gewachsenen Bodens, ausgenommen der Bereich des

Gehöfts und tlw. der steileren Hanglagen sowie der Talsohle des Mülsenbachs (Ertragsfunktion),

· Wasser, bzgl. des flächenbezogenen Retentionsvermögens im Bereich der Dauergrünlandnutzung,

· die Anforderungen an den lokalen Grundwasserschutz sowie

· die Laubbaumreihe entlang der Grenze zum Flst. 232/5 im Oberhangbereich.

Für alle anderen  bewerteten  Funktionen  des  Naturhaushalts  im  PG und  im räumlichen  Bezugsfeld  lassen  sich

nachrangige oder mittlere Beeinträchtigungspotenziale ableiten.

C. Art und Umfang der zu erwartenden Auswirkungen

Im Plangebiet sind aus dem Planvorhaben folgende erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen zu prognostizieren:

· Lokal – kleinräumig weitgehender Verlust hoch- und mittelwertiger Bodenfunktionen(Ertrag, Puffer, Wasser-

kreislauf) ,

· zusätzlich dem Verlust des natürlichen Ertragspotenzials des Bodens wasserdurchlässig herzustellender Flä-

chen und

· der Verlust eines mittleren Wasserrückhaltevermögens innerhalb der geplanten Gebäude- und Straßenflächen.

D. Maßnahmen zum Ausgleich erheblicher Umweltauswirkungen

Zur weiteren Behebung der erheblich nahteiligen Umweltauswirkungen sind innerhalb des Plangebiets folgende

Ausgleichsmaßnahmen vorgesehen:

· Festsetzung einer Hochhecke zur Abgrenzung des Plangebiets und des Parks gegenüber der zu erhaltenden

Zuwegungen zu den Waldgrundstücken auf den Flst. 219 - 221 sowie im unteren Bereich zur Gliederung der

Ortslage,

· Festsetzung von Pflanzgeboten für Niederhecken

o Pb2 am nördlichen Rand des Wohngebiet 3 zum Park und diesen fortlaufend abgrenzend zum Wohn-

gebiet 1 auf ca. 790 m² (Gliederung Plangebiet + Erhöhung Erosionsschutz)

o Pb3 im Grenzbereich zum alten Bahndamm, auf ca. 300 m² sowie

o der Pb4 - Pb6 zur Gliederung des Plangebiets sowie zur Erhöhung des Erosionsschutzes quer zur

Falllinie des Hangs im Wohngebiet 3 und dessen Grenze zum Wohngebiet 1,

· Pflanzen eines Laub- bzw. alternativ Obstbaums je 800 m² Baugrundstücksfläche im Wohngebiet 3 sowie

· Festsetzung zur Pflanzung von Gehölzgruppen innerhalb der Parkfläche auf mindestens 15 - 25%.

Darüber hinaus werden zur Vermeidung unnötiger Bodenversiegelungen und zum weitgehenden Erhalt der Versicke-

rungsfähigkeit die Verwendung wasserdurchlässiger Baustoffe für Grundstückszufahrten, Stellplätze auf privaten

Baugrundstücken und ähnliche Flächen sowie die Begrünung bzw. der dauerhafte Erhalt der Gas- und Wasserdurch-

lässigkeit der Böden auf 50% der Baugrundstückflächen im WA 1 und 2 sowie 70% im WA 3 vorgeschrieben.

Zusätzlich werden mit der geplanten Versickerung des anfallenden Niederschlagswassers gebietsintern Eingriffe in

die Wasserkreislauf-, Filter- und Pufferfunktion des Bodens und das örtliche Retentionsvermögen tlw. ausgeglichen

und die lokale Wasserhaushaltsbilanz in etwa erhalten.
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E. geprüfte Alternativlösungen

Im Zuge der Aufstellung dieses BBP wurde eine Bauflächenbedarfsanalyse erstellt. Diese weist insbesondere im

kurzfristigen Zeitraum bis 2025 eine erhebliche Bedarfslücke an Baugrundstücken in Mülsen aus. Ebenso besteht

eine erhebliche Nachfrage nach Service-Wohnungen aufgrund der weiter alternden Bevölkerung in Mülsen.

Vor diesem Hintergrund ist die Planung städtebaulich erforderlich. Das Plangebiet liegt am Rand des Ortskerns

von Thurm. Einrichtungen der Infrastruktur und Daseinsvorsorge sowie der Versorgung mit Waren des täglichen

Bedarfs sind im unmittelbaren Umfeld vorhanden. Dies ist insbesondere für die Errichtung der Anlage für Betreu-

tes Wohnen wichtig. Von daher gibt es für die Planung keine vernünftige Alternative.

Die innere Anordnung des WA1 ist aufgrund der bereits im Unterbau errichteten Erschließungsstraße zum Bauge-

biet „Rathausweg“ vorgegeben. Ebenso topografisch bedingt ist die Anlage des WA 3 auf dem sich verebnenden

Oberhang mit Erschließung über das Baugebiet „Oberer Rathausweg“.

Bei der Nichtdurchführung entfällt zwar die Neubebauung. Die Fortnutzung der Dauergrünlandfläche würde wohl

fortgeführt. Damit würde sich der Biotopzustand in gleicher Perspektive fortentwickeln.

An einer Alternativnutzung für das leestehende und bzgl. der drei anstehenden Scheunen, denkmalgeschützte Ge-

höft wird zwar parallel gearbeitet. Eine Einschätzung, wann und welche Nachnutzung kommt muss an dieser Stelle

offen bleiben. Ein Abriss des Gehöfts ist nach derzeitigem Kenntnisstand nicht zu erwarten. Damit einhergehend

werden auch die sehr geringen Funktionserfüllungen insbesondere bei den Schutzgütern Boden und Wasser im

Bereich des Gehöfts fortbestehen.

F. Überwachungsmaßnahmen

Die Überwachungsmaßnahmen umfassen Kontrollen zur:

· Kontrolle der Umsetzung der Pflanzmaßnahmen (Pb 1 – Pb 6 sowie der Gehölzpflanzungen in der Parkfläche

sowie innerhalb der Baugrundstücke) nach Pflanzung / vollständiger Fertigstellung / Herstellung durch Auf-

nahme in den Erschließungsvertrag sowie im Rahmen vorzulegender Unterlagen in Genehmigungsverfahren

sowie nach ca. 10 – 15 Jahren eine Erfolgskontrolle und

· Kontrollen auf Verwendung wasserdurchlässiger Materialien für private Verkehrsflächen, Grundstückszufahr-

ten, Stellplätze auf den privaten Baugrundstücken, Lagerplätze u.ä. Flächen sowie auf Einhaltung der Vorga-

ben zu Eingrenzung der Versiegelungsanteile auf den Baugrundstücken im Rahmen vorzulegender Unterlagen

in Genehmigungsverfahren sowie nach Fertigstellung der betroffenen baulichen Anlagen.

G. Schwierigkeiten, die bei der Zusammenstellung aufgetreten sind

Teilweise fehlen für die Einschätzung Vorbelastungen zu den jeweiligen Schutzgütern Kenntnisse zur

· Einschätzung möglicher Auswirkungen aus der Luftsituation außerhalb des Planbereichs,

· eine detaillierte Einschätzung des bestehenden Verkehrsaufkommens auf den Straßen im unmittelbaren Be-

reich um das Plangebiet sowie

· detaillierte Aussagen zur Klimabewertung, besonders Angaben ab welcher Höhenlage der Ortslage Thurm mit

Kaltluftstaus zu rechnen ist.
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1 Art des Vorhabens
1 Das PG besitzt einen Umgriff von ca. 26.400 m². Im Talbereich liegt das PG zwischen der Ortsbebauung an

der Thurmer Nebenstraße (Hnr. 25, 26 nordwestlich) und Rathausweg (Hnr. 7, 10 - 15), umfasst im WA 2 den

Vierseithof Thurmer Nebenstraße 22 und grenzt im SO an das in seinem WA 2 bereits vollständig bebaute

Baugebiet „Rathausweg“. Nach SW erstreckt es sich den Hang des Mühlbergs hinauf bis an den sichtbegren-

zenden Wald. Südöstlich am Hang, auf Flst. 232/5, ist bis zu dem im Südosten einseitig mit der Neuen Sied-

lung angebauten Rathausweg der BBP „Oberer Rathausweg“ in Aufstellung.

2 mit allgemeiner und besonderer Wohnnutzung (Betreutes Wohnen) freiberuflichen Nutzungen, nicht stören-

den Handwerksbetrieben und sozialen Einrichtungen sowie ergänzend als ausnahmsweise zulässige Nutzun-

gen in den Wohngebieten 1 und 2 Gaststätten, Läden, Anlagen für kirchliche, kulturelle und gesundheitliche

Zwecke sowie sonstige nicht störende Gewerbebetriebe. Im Wohngebiet 3 bilden Ferienwohnungen / Beher-

bergung die einzige ausnahmsweise zulässige Nutzung.

3 Als Besonderheit ist im Wohngebiet 1, die Errichtung einer Anlage für Betreutes Wohnen mit derzeitigem Stand

30 WE für Senioren vorgesehen, unmittelbar nach der Zufahrt von der Thurmer Nebenstraße (Buswendeschleife)

ins Plangebiet. Ergänzend soll ein Pflegedienstes mit den entsprechenden stationären, aber auch ambulanten

Dienstleistungsangeboten eingerichtet und Arztpraxen in Form eingerichteter Räume vorgesehen werden. Damit

soll die Daseinsvorsorge rund um das Service-Wohnangebot des Betreuten Wohnen ansprechend ergänzt werden.

4 Das Gehöft im Wohngebiet 2 soll im Zuge dieser Planung saniert und wieder einer Nutzung, vorzugsweise

aus einer Kombination aus Wohnen und Arbeiten oder auch einer handwerklichen Nutzung zugeführt werden.

5 Für allgemeines Dauerwohnen sollen im Gebiet sieben Baugrundstücken für ein Mehrfamilienhaus im Wohn-

gebiet 1 und sechs Einfamilienhäuser im Wohngebiet 3 entstehen.

6 Die Ausnutzung soll dabei gestaffelt werden. In den WA 1 und WA 2 in der Tallage sollen bis zu 50% der

Baulandfläche bebaut werden dürfen. Dabei wird im WA 2 wird die Bauhöhe auf maximal 11 m über der

Straße Am Mühlberg festgesetzt. Im WA 1 für die hier angedachten Mehrfamilienhäuser eine Bauhöhe bis 15

m über der erschließenden Straße festgesetzt. Für einen hohen Grundwasserschutz im Talbereich des Mülsen-

bachs, aber auch dem Schutz vor Eindringen selbigen in die Häuser im Hochwasserfall soll die erdgreifende

Tiefe der Gebäude auf maximal 1,7 m unter künftiger Verkehrsfläche begrenzt werden. Beide Festsetzungen

korrespondieren insbesondere im WA 1 miteinander, da hier das geplante Mehrfamilienhaus mit Tiefgarage er-

richtet werden soll.

7 Die erlaubte Ausnutzung sinkt im WA3 auf 30% der Baulandfläche, die zulässige Höhe wird mit 2 Vollge-

schossen angesetzt. Damit wird die Höhe der prägenden Umgebungsbebauung der Neuen Siedlung und die

geplante Höhenentwicklung der baulichen Anlagen im angrenzend in Aufstellung befindlichen BBP „Oberer

Rathausweg“ aufgegriffen und für das WA 3 in oberer Hanglage fortgeschrieben. Zur harmonischen Einfü-

gung ins Ortsbild vor dem sichtbegrenzenden Laubmischwald werden

· die offene Bauweise sowie

· die Pflanzung von je 1 Laub- bzw. Obstbaum je angefangene 800 m² Grundstücksfläche festgesetzt.

8 Die Anordnung der Baufelder erfolgt im WA 1 parallel zur Straße und im WA 3 hofförmig um die erschlie-

ßende Stichstraße.
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9 Es werden neben geneigten auch Flachdächer zugelassen. Solar- und Gründächer sind ebenfalls ausdrücklich

zugelassen. Dagegen werden flächenwirksame Schotter-, Kies- und Steingärten verboten.

2 Umweltziele
1 Die für die weitere Aufstellung des BBP zu den jeweilig zu betrachtenden Schutzgütern gemäß ihrer Defini-

tion und Auslegung als relevant ermittelten Umweltziele sind in Anl. 2, Tab. 1 aufgeführt.

2 Zusätzlich zu den üblichen Schutzgütern nach § 1 VI Nr. 7 BauGB werden die Ziele zum großräumigen und

lokalen Freiraumschutz separat aufgeführt. Dies leitet sich aus der Stellungnahme der unteren Naturschutz-

behörde (UNB) zum offengelegten Entwurf im vormaligen beschleunigten Verfahren her, dass nach § 1 V

BNatSchG großflächige, weitgehend unzerschnittene Landschaftsräume vor weiterer Zerschneidung zu be-

wahren seien. In der Stellungnahme hebt die UNB dabei auf die - zusammen mit dem benachbarten BBP

Wohngebiet „Mühlberg“ geplante bauliche Inanspruchnahme des ostseitigen Hangs des Mühlbergs ab (vgl.

weiter Zi. 3.1, lit. a)).

3 Die Berücksichtigung der als relevant für diese Planung erkannten Umweltziele im BBP wird in Spalte 4 der

Tab. 1 dargestellt (vgl. auch Ziffer 3.4).

3 Umweltprüfung
1 Die Umweltprüfung (UP) zu diesem Entwurf basiert auf der Grundlage vorliegender Bestandsdaten sowie

Hinweisen / Ergänzungen aus der vorangegangen Beteiligung. Unter Einbeziehung dieser Daten wurden Un-

tersuchungsumfang und Detaillierungsgrad der nachfolgenden UP aufgestellt.

2 Angewandte Methoden werden in Anl. 3 aufgeführt.

3.1 Beschreibung des derzeitigen Umweltzustandes
a) Einordnung Planstandort in das freiraumstrukturelle Gesamtgefüge im Ortsteil Thurm

1 In ihrer Stellungnahme erhob die untere Naturschutzbehörde zum offengelegten Entwurf Bedenken gegen die

Planung mit der Begründung, es handele sich um einen großflächigen Landschaftsraum, der vor Zerschnei-

dung zu schützen wäre. Dies ist über die im Teil A Zi. 6.1 ausführlich dargelegte Lage innerhalb des Sied-

lungsbereichs auch inhaltlich noch einmal näher zu betrachten. Der dbzgl. ins Feld geführte Schutzanspruch

des § 1 V, Satz 1 richtet sich auf großflächige, weitgehend unzerschnittene Landschaftsräume.

2 Der in § 1 V,  Satz  1 BNatSchG zum Schutz unzerschnittener  Landschaftsräume,  den Schutzzweck weiter

untersetzende Begriff „großflächig“ ist gesetzlich nicht definiert. Er ist daher auszulegen.

3 Einen gewichtigen Anhaltspunkt, ab wann es sich um großflächig unzerschnittene Landschaftsräume i.S. des

§  1  V,  Satz1  BNatSchG  handelt,  liefern  die  Landesplanungen  in  der  BRD  mit  ihren  Raummaßen  für  die

unzerschnittenen verkehrsarmen Räume (UZVR). Diese werden sehr unterschiedlich dargestellt. In Sachsen

werden im LEP 2013 in der Festlegungskarte 6 UZVR ab einer Fläche von 40 km² ausgewiesen, im RPl

RC_SF 2023 in den übernommenen fachplanerischen Inhalten (Karte B) ab einer Fläche von 20 km². In Nord-

rhein-Westfalen werden dagegen UZVR ab einer Fläche von 1 km² (= 100 ha) ausgewiesen.
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4 Setzt man dieses letztgenannte Maß in etwa für den oben benannten Schutzanspruch an, liegt die gesamte

Außenbereichsinsel, von der das PG wiederum nur eine Teilfläche abbildet, mit einer Gesamtfläche inkl.

Laubmischwald von 5 ha sehr deutlich darunter.

5 Auch kann nicht von Zerschneidung gesprochen werden. Bei „Zerschneidung“ handelt es sich nach diesseitigem

Verständnis um eine Zerteilung eines Landschaftsraums durch linienhafte Infrastrukturanlagen in zwei oder meh-

rere Teilräume. Dies gilt in gleicher Weise auch bzgl. einer verbotenen Zersiedelung i.S. des Z 2.1.2.10 LEP 2013.

Zersiedelung meint eine unkoordinierte Entwicklung von Siedlungen in den Freiraum hinaus.

6 Die Höhenlage der Neuen Siedlung liegt in Verlängerung der nord-nordweststreichenden Strichlinie des Han-

ges um mindestens 5 m über der Geländeoberkante dieses BBP in der jeweiligen Strichlinie. Die Neue Sied-

lung prägt auch die nordwestlich anschließenden Bereiche des Mühlbergs des BBP „Oberer Rathausweg“ und

innerhalb dieser Planung bereits städtebaulich erheblich vor. Ebenso wird das Plangebiet von der Bebauung

der Ortslage im Talzug des Mülsenbachs geprägt.

7 Nach der Verkehrsauffassung entspricht das PG damit der Innenentwicklung gemäß der §§ 1a II und 13a I

BauGB und sinngemäß gleichlautend § 1 V Satz 2 BNatSchG. Die gegenständige Planung stellt eine, sich aus

dem zweiseitig unmittelbaren Angrenzen an den bebauten und maßstabsbildenden und das PG städtebaulich

erheblich vorprägenden Siedlungskörper von Neuer Siedlung und Bebauung der Ortslage ableitende, plan-

volle Erweiterung in den siedlungsangehörigen Freiraum dar (vgl. ausführlich Teil A, Zi. 6.1 u. Anl. 10).

8 Dem gegenüber steht der in § 1 VI BNatSchG formulierte Schutzanspruch für Freiräume im besiedelten Bereich.

Die Abwägungsentscheidung zwischen gesetzlich normiertem Vorrang der baulichen Innenentwicklung und dem

Freiraumschutz im besiedelten Bereich kann im Einzelnen schwierig zu treffen sein33. Die nachfolgenden Ausfüh-

rungen und Bewertungen dienen der Vorbereitung einer begründeten und sachgerechten Abwägung.

b) Beschreibung des derzeitigen Umweltzustandes des Planstandorts

1 Der Umweltzustand wird im räumlichen Bezugsfeld34 des RG beschrieben, soweit er schutzgutbezogen für

die UP dieses BBP relevant ist. Die Schutzgüter werden in ihrem bei Planungsbeginn angetroffenen Zustand

in die UP eingestellt. Daran anschließend werden die Schutzgüter, einschließlich bekanntgewordener beste-

hender Vorbelastungen, funktional bewertet und die Ergebnisse verbal – argumentativ bzw. in verbalisierten

Wertstufen dargestellt (vgl. Anl. 2, Tab. 2.1 u. 2.2).

2 Nachfolgend werden für die Bewertung sowie die Prognose der nachfolgenden Umweltauswirkungen und die

Umsetzung der Planung wesentlich erscheinende Aspekte nochmals gesondert ausgeführt.

3 Innerhalb des PG und seiner mittelbaren Umgebung gibt es keine Schutzgebiete des Naturschutz- und des

Wasserrechts. Es liegt vollständig außerhalb der festgesetzten ÜSG des Mülsenbachs (Bezug 100- jähriges

Hochwasserereignis) sowie dessen ügB (Bezug 200-jähriges Hochwasserereignis). Das PG ist keine Altlas-

tenverdachtsfläche.

33  vgl. Schumacher / Fischer-Hüftle; BNatSchG, Kommentar; Rn. 170 zu § 1, S. 146; 3. Auflage, Stuttgart 2021
34 Das räumliche Bezugsfeld umfasst im Wesentlichen das PG selbst mit anstehenden Gehöft im Talbereich als Teil der geschlossenen Ortslage. Der

Hang selbst ist unzugänglich. Von Nordosten bis in den südwestlich liegenden Bereich begrenzt die geschlossene, bebaute Ortslage im Talbereich das
Bezugsfeld. Zum Bezugsfeld der Ortslage gehört ebenfalls das Baugebiet „Rathausweg“ mit seinem bereits bebauten WA 2 (u.a. 2 viergeschossige
Mehrfamilienhäuser). Im Hangbereich bis zum begrenzenden Laubmischwald südwestlich der Kulminationslinie des Mühlbergs bilden nach Südosten
das PG des BBP „Oberer Rathausweg“ auf Flst. 232/5 sowie den umgebenden Landschaftsausschnitt mit der Neuen Siedlung südöstlich und der rück-
wärtigen Wald im Süd- bis Nordwesten. Nach Nordosten ist der obere Teil des PG über en Talzug hinaus bis auf die gegenüberliegenden, bis auf
Halbhöhe bebauten und mit weitreichenden Funk- und anderen technischen Anlagen, bestückte Höhen wahrnehmbar.
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4 Zum gegenwärtigen Kenntnisstand liegen, lt. Aussage des Landesamts für Umwelt, Landwirtschaft und Geolo-

gie (LfULG) keine konkreten Anhaltspunkte über radiologisch relevante Hinterlassenschaften für dieses Plan-

gebiet vor. Zum Vorhaben bestehen daher aus strahlenschutzfachlicher Sicht keine rechtlichen Bedenken.

5 Hinweise auf Lebensstätten streng geschützter Tier- und Pflanzenarten haben sich im Zuge der Planung nicht

ergeben (vgl. Anl. 2, Tab. 2.2). Auch nochmalige Auswertungen vorliegender Unterlagen / Begehung ergaben

keine anderslautenden Anhaltspunkte auf konkrete Fortpflanzungs- und Ruhestätten.

6 Eine besondere Bedeutung bzw. hohe Beeinträchtigungspotenziale bestehen hinsichtlich der Schutzgüter

· Mensch / menschliche Gesundheit bzgl. der unmittelbar von Nordwesten bis in die südöstlich an das PG

angrenzenden Siedlungsbereiche mit überwiegenden und weit überwiegenden Wohnnutzungen,

· Boden, dies betrifft die Ertrags- und Pufferfunktion des natürlich anstehenden Braunerdebodens,

o außerhalb der Hangbereiche mit Hangneigung ab 18% (überwiegend im unteren und zentralen

Bereich des PG über der Grenze zum Tiefenbereich des Mülsengrunds) sowie

o außerhalb des Tiefenbereich (Ertragsfunktion mittel)

· Wasser, bzgl. des flächenbezogenen Retentionsvermögens im Bereich der Dauergrünlandnutzung,

· den Anforderungen an den lokalen Grundwasserschutz sowie der

· Biotop- und Nutzungstypen, hier Laubbaumreihe entlang der Grenze zu Flst. 232/5 im Oberhangbereich.

7 Für alle anderen bewerteten Funktionen des Naturhaushalts im PG und im räumlichen Bezugsfeld lassen sich

nachrangige oder mittlere Beeinträchtigungspotenziale ableiten (vgl. Anl. 2, Tab. 2.1).

8 Die voranstehende Einschätzung gilt insbesondere auch bzgl. der klimatischen Funktion der einbezogenen

Hangfläche. Der Fläche wurde im Rahmen der Beteiligung zum Entwurf im beschleunigten Verfahren sowohl

seitens des PV Region Chemnitz wie auch der UNB eine hohe Funktionserfüllung zugeschrieben. Dies wurde

im Zuge der Erarbeitung dieses Entwurfs nochmals intensiv geprüft. Im Ergebnis ist festzuhalten, dass weder

in der Karte 14 „Siedlungsklima“ des RPl RC_SF 2023 noch in der Karte 9.1 „Klimapotential“ des Land-

schaftsplans (LSP) der Gemeinde Mülsen das PG mit einer besonderen Kaltluftentstehungs- noch -abfluss-

funktionalität gekennzeichnet sind (vgl. Abb. 9). Dies deckt sich mit den eigenen Bewertungen.

9 Danach ist den straßenbegleitenden Dauergrünlandflächen im Abstrahlbereich der bzgl. Kaltluftentstehung

nur gering wirksamen Neuen Siedlung sowie im Kulminations- und oberen Hangbereich aufgrund der gerin-

gen Hangneigung und zusätzlich der nahen Lage zum dbzgl. ebenso nur gering wirksamen Laubmischwald

durch die beeinflussende Wärmeabstrahlung abwertend ebenfalls eine nur geringe Funktionserfüllung bzgl.

Kaltluftentstehung und -abfluss zuzuwerten. Die überlagernde Abwertung ist dabei für die oberen und süd-

ostseitigen Hangbereiche bis in die Mitte des PG anzunehmen. Siedlungsflächen können Wärme bis zu ca.

200 m in ihre Umgebung abstrahlen.

10 Darüber hinaus ist die freie Hanglänge vom Kulminationsbereich bis an den Tiefenbereich der Ortslage mit

i.M. ca. 160 m sehr gering im Verhältnis zu den südlich, nördlich des Bebauungszusammenhangs an Zwick-

auer, Schneeberger und Bergstraße und von der Ostseite in die Ortslage wirkenden Kaltluftströme der groß-

flächigen Entstehungsgebiete (südlich Pfarrholz, vom Leithenberg, Wilhelmsgrund und ostseits genau vis a vis

des PG. Auch hier stimmen RPl RC und LSP in ihren Einschätzungen mit der gegenständigen Bewertung
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überein (vgl. Abb. 9). Von diesen großräumigen Kaltluftentstehungsgebieten mit barrierefreien und -armen Ab-

flussbahnen fließen erheblich wirksame Kaltluftströme in die Ortslage von Thurm.

11 Weiterhin ist die Ortslage Thurm im Talbereich des Mülsengrunds unter des Hanges nicht als klimatisch belasteter

Wirkraum einzuschätzen. Der LSP ermittelte für den Bereich einen geringen - mittleren Versiegelungsgrad.

12 Ebenso ist im Zusammenhang mit der Fortführung der Planung die Bewertung der Nutzungseignung und

agrarstrukturellen Relevanz der einbezogenen Grünlandfläche ausführlicher darzulegen. Aufgrund der nur

mäßigen Ertragsfähigkeit, der schwierigen topografischen Bedingungen und der nachrangigen Wirtschafts-

funktion ist der Grünlandfläche eine nur untergeordnete Nutzungseignung und eine untergeordnete agrar-

strukturelle Relevanz zuzuschreiben.

13 Wie bereits mehrfach in dieser Begründung dargelegt, ist das PG Teil einer Außenbereichsinsel im Innenbereich

(vgl. Abb. 1, 2). Die zur einbezogenen Grünlandfläche nächstgelegenen landwirtschaftlichen Nutzflächen liegen

minimal ca. 320 m entfernt (vgl. Abb. 1). Von diesen, den großflächigen Freiräumen westlich und östlich des

Siedlungsbereichs Mülsens zugehörigen Flächen, ist die gesamte Grünlandfläche, über die in diesen BBP ein-

bezogene Teilfläche hinaus, vollständig durch Siedlungs- und Waldflächen getrennt. Sie ist weder anschluss-

noch erweiterungsfähig.

14 Insbesondere im unteren Hangbereich liegt die Hangneigung mit über 18% bis an die 30% deutlich darüber und

die Wertzahlen der Bodenschätzung unter 34. Dies sind sogenannte Grenz- und Untergrenzflächen, sprich

schlechte und ungeeignete Böden. Unter Zurechnung des zwar mäßig höherwertigen, aber nur schmal verbliebenen

Grenzstreifen zum rechtskräftigen BBP „Rathausweg“ dazu, ergibt dies einen Flächenanteil von ca. 30% innerhalb

des PG. Auf den angrenzenden Flächen liegen die Wertzahlen der Bodenschätzung insgesamt unter 50.
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Abb. 6 Bereiche mit einer besonderen Kaltluftentstehungs- noch -abflussfunktionalität nach RPl RC (links) und LSP Mülsen (rechts)
Quelle RPl RC_SF 2023; Auszug Karte 14 „Siedlungsklima und LSP Gemeinde Mülsen; Karte 9.1 „Klimapotential“; (ergänzt I/2024)

Das Plangebiet (PG) ist jeweils mit dem roten Kreis gekennzeichnet, die Kaltluftentstehungsgebiete (KEG) sind jeweils gelbflächig dargestellt, die bedeutsamen Kaltluftab-

flussbahnen (KAB) sind blau gekennzeichnet.

PG

KEG

KAB
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15 Ein weiteres, sehr starkes Indiz für eine fehlende wirtschaftlich tragfähige Nutzung der Grünlandflächen, ist

das Fehlen einer erwerbslandwirtschaftlichen Nutzung.

3.2 Prognose der Auswirkungen auf die Umwelt
1 Mögliche erhebliche Umweltauswirkungen des Plankonzepts werden nachfolgend schutzgutbezogen detail-

liert prognostiziert.

2 Die Detailbewertung erfolgt tabellarisch (vgl. Anl. 2) bzw. durch die Ermittlung von Beeinträchtigungsin-

tensitäten gemäß den zur Auswirkungsermittlung herangezogenen schutzgutbezogenen Steckbriefen und der

Ökologischen Wirkungsprognose (vgl. Anl. 3). Dabei wird das Vorhaben mit der Entwicklung ohne die

Verwirklichung des BBP verglichen.

3 Potenzielle Wirkungen werden sachlich und zeitlich lt. Tab. 2 unterschieden.

Tab. 2 Unterscheidung potenzieller Wirkungen
Quelle Umweltplanung Zahn und Partner GbR; Umweltverträglichkeitsstudie Motorsportarena Mülsen, 2015 (verändert)

potenzielle Wirkungen Kürzel Kurzerläuterung
baubedingte Wirkungen BAU Ø sind spezifisch baubedingte Einflüsse;

Ø umfassen baulich bedingte Umwelteinflüsse und evtl. außerge-
bietliche Flächeninanspruchnahmen (u.a. Baustraßen);

Ø beschränken sich in der Regel auf die Bauphase vor Nutzungs-
bzw. Teilnutzungsbeginn;

Ø haben also vorübergehenden Charakter und sind nach Inbetrieb-
nahme der Anlage nicht mehr existent bzw. Teil davon

anlagenbedingte Wirkun-
gen

ANL Ø ohne sie wäre die Nutzung des Wohngebiets nicht möglich;
Ø betrifft Wirkungen aller baulichen Anlagen und Betriebseinrich-

tungen, der notwendigen Verkehrserschließungen sowie Ver- und
Entsorgungsanlagen einschließlich ihrer erforderlichen Flächen-
versiegelungen;

Ø sind lang anhaltend und treten meist dauerhaft auf
betriebsbedingte Wirkun-
gen

BTR Ø entstehen durch Nutzung des Wohngebiets, sind also unmittelbar
mit diesem verbunden bzw. sind sie für die vormals bebauten Be-
reiche bereits langfristig vorhanden;

Ø treten meist dauerhaft auf

4 Baubedingte und betriebsbedingte Wirkungen treten also in aller Regel (hier für den Neubaubereich zutref-

fend) nicht gemeinsam auf.

5 Soweit in den nachfolgenden Prognosen nicht ausdrücklich nach den voranstehenden Wirkkategorien unter-

schieden wird bzw. diese benannt werden, gilt die Prognosen für alle Wirkkategorien zusammen.

a) Landschaft

1 Abzuprüfen auf mögliche erheblichen Beeinträchtigungen und Konflikte sind nachfolgende Wirkfaktoren,

· Veränderungen durch bildwirksame Eingriffe in bzw. auf Gebiete mit untergeordneter Bedeutung für

das Orts- und Landschaftsbild (LB 1; BAU, ANL) sowie

· Veränderungen der visuellen Erlebbarkeit durch die Nutzung des Vorhabens in Gebiete mit untergeord-

neter Bedeutung für das Orts- und Landschaftsbild (LB 2: ANL, BTR).
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2 Die Wirkprognosen werden in Anlehnung an NOHL35 und STRATMANN36 durchgeführt. Bewertet wird

die von außen sichtbare Grenzfläche des jeweiligen Baufelds in Bezug auf den jeweils sichtrelevanten LEB.

Sie wird bei diesem Vorhaben bestimmt durch die Gebäudehöhe, äußere dauerhafte Sichtverschattungen,

gegenseitige Sichtverschattungen anstehender und geplanter Bebauungen und die Höhenlage. Daraus leiten

sich die Veränderung des visuellen Wirkraums ab (vgl. Anl. 2, Tab. 3.1ff).

3 Auf den Neubauflächen innerhalb des WA1 ist die Errichtung von Gebäudehöhen, inkl. aller noch prägenden

Bauteile bis max. 15 m ü öVF zulässig. Innerhalb des WA 2 beträgt die max. zulässige Höhe entsprechend

Satz 1 11 m ü öVF. Die Bezugnahme auf die öVF, hier der Straße am Mühlberg, als unterer Bezugspunkt

ist für die Auswirkungsbewertung auch hinreichend. Die Straße ist bereits für die Erschließung des südöst-

lich angrenzenden Baugebiets „Rathausweg“ hergestellt, der untere Bezugspunkt damit feststehend. Die

Bauflächen beider Baugebiete liegen im verebneten Talbereich des Mülsenbachs niveaugleich der anstehen-

den Umgebungsbebauungen mit gestaffelten Bauhöhen bis an die Grenze des hier zulässigen Maßes (z.B.

realisierte Mehrfamilienhäuser im Baugebiet „Rathausweg“).

4 Der südwestlich des WA 1 unmittelbar anschließende Hang steigt lehnhängig um ca. 25 Höhenmeter an. Er

wirkt für beide Baugebiete, unabhängig von seiner geplanten Bebauungen mit dem WA 3 dieses BBP sowie

des BBP „Oberer Rathausweg“ in westliche und südliche Richtungen vollständig sichtbegrenzend. Von Wes-

ten ist der unmittelbar am Siedlungsrand ansteigende Hang von einem alten Laubwald bestockt. Dieser

stockt hangaufwärts im Kulminationsbereich bis über den Bereich der im SO anstehenden Neuen Siedlung

hinaus. Wald und Hanglage wirken damit nach Westen bis SW sichtbegrenzend gegenüber dem sich westlich

anschließenden im Zusammenhang bebauten Ortsteil Thurms. Nach SO begrenzt die anstehende Bebauung

der Neuen Siedlung das Sichtfeld wirksam. Insbesondere sie prägt auf ihrer Plateaulage zwischen 20 – 35 m

Geländehöhe über dem Talzug des Mülsenbachs das Ortsbild über ihre nähere Umgebung hinaus städtebau-

lich erheblich mit.

5 Aus den Ausführungen leitet sich aus den zu erwartenden Gebäudehöhen < 20 m im WA 1 und WA 2 ein auf

den Nahbereich beschränkter, nach außen degressiv abnehmender visueller Wirkraum37 von maximal 200 m

ab.

6 Durch die geplante Bebauung im WA 3 (max. 2 Vollgeschosse) werden die anstehenden Bauhöhen der Neuen

Siedlung und die Planhöhen des BBP „Oberer Rathausweg“ aufgegriffen und, getrennt durch die zur dauer-

haften Erhaltung festgesetzte Baumreihe, in den oberen Hangbereich dieses BBP fortgeführt. Die geplante

bauliche Dichte ist gering (GRZ inkl. zulässiger Garagen = 0,3). Die Ausweitung der Bebauung nach NW

ist bereits in Folge der vorbeschriebenen erheblichen Vorprägung des Hangbereichs durch die Neue Siedlung

räumlich untergeordnet. Dazu ist weiter zu berücksichtigen, die Höhenlage der Neuen Siedlung liegt in Ver-

längerung der nord-nordweststreichenden Strichlinie des Hanges um mindestens 5 m über der Geländeober-

kante dieses BBP in der jeweiligen Strichlinie.

35 vgl. Nohl, Werner; Landschaftsplanung, Ästhetische und rekreative Aspekte; Berlin, Hannover 2001
36 vgl. Stratmann L., Heiland S., Reinke M., Hauff M., Bölitz D., Helbron H., Schmidt M. (2007): Strategische Umweltprüfung für die

Regionalplanung – Entwicklung eines transnationalen Prüf- und Verfahrenskonzeptes für Sachsen, Polen und Tschechien (am Bei-
spiel der Umweltprüfung zum Regionalplan Oberlausitz-Niederschlesien). Endbericht zum INTERREG III A-Projekt. Dresden.

37 Dem visuellen Wirkraum entspricht die Fläche, von der aus das Eingriffsgebiet sichtbar sind (vgl. Nohl, W.; a.a.O.; S. 144). Die
Fläche kann über das UG hinausragen. Bei der Beurteilung wird die Vorbelastung mit berücksichtigt.
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7 Aus den Ausführungen leitet sich aus den zu erwartenden Gebäudehöhen < 20 m im WA 3 i.V.m. der Lage

im Oberen Hangbereich nach NO ein nach außen degressiv abnehmender visueller Wirkraum von maximal

1.500 m ab. Die volle visuelle Wirkung setzt aber erst nach über ca. 650 m auf der gegenüberliegenden

Hangseite des Mülsenbachs wieder ein.

8 Aufgrund der

a) bis in etwa gleiche Höhenlage bis ca. 302,5 m ü NN anstehenden Bebauung an der St. Egidiener Straße,

b) der weiteren visuellen Vorbelastungen durch technische Bauwerke (bes. Mobilfunkmast ostseits weiter

außerhalb Ortslage, aber in Höhenlage weiter darüber liegend),

c) der bereits bestehenden erheblichen städtebaulichen Vorprägung des Hangs durch die Neue Siedlung,

d) einer fehlenden Veränderung des visuellen Höhenprofils im PG und

e) der dauerhaft in der Höhe überragenden rückwärtigen Sichtbegrenzung durch den stockenden Laub-

mischwald

ist die Bebauung des PG und speziell auch des WA 3 jedoch insgesamt nicht als erheblich nachteilige Aus-

wirkung zu qualifizieren.

b) Arten- und Biotopschutz

1 Abzuprüfen auf mögliche erheblichen Beeinträchtigungen und Konflikte sind nachfolgende Wirkfaktoren,

· Beeinträchtigungen durch Nutzungsänderungen anstehender Nutzungstypen für das ökologische Gefüge

(AB 1; BAU, ANL, BTR),

· mögliche Erfüllung der Verbotstatbestände des § 44 BNatSchG hinsichtlich streng geschützter Pflan-

zenarten und Tierarten (AB 2, AB 3; BAU, ANL).

b.a) Schutzgebiete nach Naturschutzrecht / gesetzlich geschützte Biotope/ Biotopverbund

1 Das Gebiet ist keinen Schutzgebieten nach Naturschutzrecht zugeordnet. Gesetzlich geschützte Biotope sind

nach Aussage der Unteren Naturschutzbehörde nicht verzeichnet. Daraus lassen sich keine dbzgl. erhebli-

chen Beeinträchtigungen ableiten.

2 Dies kann gleichermaßen für Auswirkungen auf den Biotopverbund gelten. Es fehlt der Außenbereichsinsel

im Innenbereich, wie Abb. 1 eindrücklich darlegt, an einer hinreichenden Verbindung den nächstgelegenen

Freiraumnutzungen.

3 Zwar ist der anstehende Wald als FFH-Lebensraumtyp erfasst. Die in das PG einbezogene Freiraumteilflä-

che ist davon allerding nicht umgriffen. Sie ist, wie auch die Baumreihe an der Grenze zu Flst. 232/5 kein

geschütztes Biotop i.S. § 30 BNatSchG. Aus dem geplanten Nutzungsspektrum des WA lassen sich keine

dbzgl. erheblichen Beeinträchtigungen ableiten. Zusätzlich wurde die südwestliche PG-Grenze in Teilen

weiter vom Laubmischwald abgerückt.

b.b) Biotop- und Nutzungstypen (BNT)

1 Bauliche Eingriffe durch Flächenentzug u/o Nutzungsänderungen erfolgen dabei ausschließlich in nachran-

gig zu bewertenden Biotop- und Nutzungstypen (BNT). Daraus lassen sich bereits für die Teilfläche keine

erheblich negativen Beeinträchtigungen bzgl. des Wirkfaktors AB 1 auf das ökologische Gefüge ableiten.
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Tab. 3 Auswirkungsprognose Biotop- und Nutzungstypen (BAU, BTR)
Quelle Eigene Darstellung IV / 2023

Wirk-
faktor

Zustands-
bewertung

Änderungen / Beeinflussende Wirkungen Ermittlung Erheblichkeit

Änderungs-
grad

Räumliche
Ausdehnung

Dauer

AB 1 vb

BAU untergeordnet temporäre Eingriffe in
anthropogen, stark kulturbeeinflusste
Nutzungstypen

sehr gering
negativ

punktuell vorüberge-
hend

svb

weit überwiegend Öffnen und Wieder-
verschließen von Bodenflächen

sehr gering
negativ

lokal vorüberge-
hend ah.
baulicher
Anlagen

BTR keine keine keine Keine
Erheblichkeit punktuell nicht erheblich nachteilig

2 Baubedingt sind außerhalb der dauerhaften baulichen Anlagen punktuell nicht erheblich nachteiligen Aus-

wirkungen zu erwarten. Aus dem nachfolgenden Betrieb innerhalb des PG sind keine über die in der Ein-

griffsbilanzierung berücksichtigten und der Anlagenphase zuzurechnenden Veränderungen zu erwarten.

3 Bau- und betriebsbedingt sind daraus folgend keine erheblich negativen Auswirkungen zu erwarten.

4 Die baubedingt einsetzenden Veränderungen zur Errichtung der baulichen Anlagen wirken unter Bezug-

nahme auf die Festsetzungskulisse dieses BBP zur Ausnutzung der baulichen Grundstücke gemäß Zi. 1 die-

ses UB dauerhaft in die Anlagen- und auch die Betriebsphase hinein. Diese Veränderungen werden insge-

samt der Anlagenphase zugerechnet.

5 Die anlagenbezogenen Auswirkungen werden detailliert in der Anl. 2 ermittelt. Aus den anlagenbezogenen

Veränderungen sind aufgrund der bereits hohen anthropogenen Nutzungsüberprägung des PG keine erheb-

lich negativen Auswirkungen abzuleiten.

b.c) Pflanzen / Tiere

1 Bezüglich streng geschützter Pflanzenarten (AB 2) sind aufgrund fehlender Nachweise über alle Wirkkate-

gorien auch keine erheblich nachteiligen Umweltauswirkungen zu erwarten.

2 Innerhalb des PG sind aufgrund dessen anthropogener Überprägung und Nutzung sowie der bestehenden

Straßen- bzw. Siedlungsnähe keine streng geschützten Tierarten zu erwarten. Auch aus örtlichen Begehun-

gen sowie herangezogenen regionalen und örtlichen Planungen sowie Unterlagen bzw. Stellungnahmen im

Zuge der frühzeitigen Beteiligung ergaben sich keine gegenteiligen Hinweise bzw. Anhaltspunkte. Nur bzgl.

einzelner Vogelarten mit hervorgehobener artenschutzrechtlicher Bedeutung haben sich Erkenntnisse als

mögliche Nahrungsgäste oder potenzielle Brutvögel im Umfeld des plangegenständigen Gebiets ergeben.

3 Das PG ist durch angrenzende Siedlungsbebauungen (Ortslage, Baugebiet Rathausweg, Neue Siedlung) und

im Baugebiet Rathausweg noch laufende Bautätigkeiten zu dessen weiterer Aufsiedlung mindestens zwei-

seitig beeinflusst. Bei örtlichen Begehungen wurden keine über die in Anl. 2, Tab. 2.2 der Begründung hin-

ausgehenden Tierarten sowie Lebens- und Ruhestätten festgestellt. Auch gingen im Zuge der bisherigen

Beteiligung keine Anhaltpunkte für artenschutzrechtliche Betroffenheiten ein. Solche waren auch der Stel-

lungnahme nicht zu entnehmen. Die Einwendung betraf auch ausschließlich die formale Berücksichtigung

im Rahmen der Abwägung.



Begründung BBP Wohngebiet „Mühlberg“, Ortsteil Thurm – Umweltbericht 56

4 Das PG zählt gemäß nochmaliger Prüfung der Karte 13 des RPl RC_SF 2023 nicht zu den sehr relevanten

bzw. relevanten Multifunktionsräumen. Bzgl. der Artengruppe der Fledermäuse ergingen auch keine auf eine

Beeinträchtigung hindeutenden Hinweise ein.

5 Damit sind auch bzgl. eines Vorkommens streng geschützter Tierarten (AB 3) keine erheblich nachteiligen

Auswirkungen zu erwarten. Es bestehen auch keine Anhaltspunkte dafür, dass die Verbotstatbestände des §

44 I BNatSchG berührt würden.

c) Boden/ Fläche

1 Abzuprüfen auf mögliche erheblichen Beeinträchtigungen und Konflikte sind nachfolgende Wirkfaktoren,

· Flächenentzug von / Nutzungsänderungen auf Böden mit funktionsbezogen besonderer, allgemeiner und

untergeordneter Bedeutung der Bodenfunktionen (BO 1; BAU, ANL),

· Veränderungen des Versiegelungsgrades (BO 2; ANL),

· Risiko von Schadstoffimmissionen in Böden mit besonderer, allgemeiner und untergeordneter Bedeu-

tung (BO 3; BAU, BTR)

· Inanspruchnahme landwirtschaftlich genutzter Flächen im unbeplanten Außenbereich (FL 1; ANL);

c.a) Boden

1 Die Böden in der in das PG einbezogenen Teilfläche besitzen hohe - mittlere Bodenfunktionen. Sie gehen

unter den hier für die Überbauung mit Haupt- und Nebengebäuden sowie der Straßenflächen vollständig

verloren. Unter den wasserdurchlässig zu befestigenden Flächen, wie Stellplätzen geht die Ertragsfunktion

ebenfalls verloren. Die Funktion im Wasserkreislauf und die Pufferfunktion werden dagegen nur gemindert.

Diese auch von tieferliegenden Bodenschichten erbrachten Leistungen bleiben dort gegenüber dem eindrin-

genden Niederschlagswasser erhalten.

2 Die zu erwartenden dauerhaft wirkenden bau- und anlagenbedingten Eingriffe sind als lokal erheblich nach-

teiligen Auswirkungen zu qualifizieren.

3 Die temporären bauseitigen Eingriffe sind dagegen nur als nicht nachteilige Auswirkungen zu prognostizieren.

c.b) Schadstoffimmissionen

1 Aus der weit überwiegenden Wohnnutzung des Vorhabens sowie den möglich werdenden freiberuflichen

sowie kleingewerblichen und handwerklichen Nutzungen lässt sich allenfalls ein Risiko geringer Intensität

bzgl. möglicher Einträge von Schadstoffen in den Boden ableiten.

2 Der Einsatz gefährlicher Stoffe sowie Be- bzw. Verarbeitungstechniken im Rahmen des zulässigen gewerb-

lichen Nutzungsrahmens erfahrungsgemäß nicht zu erwarten.

3 Danach sind bei betriebsgemäßen Nutzungsausübungen insgesamt hinsichtlich möglicher Schadstoffein-

träge in den Boden (Wirkfaktor BO 2) keine erhöhten Risiken bzgl. möglicher erheblichen Auswirkungen

zu erwarten. Mögliche Einträge aus Unfällen, z.B. mit Kraftfahrzeugen oder aus einem Einsatz wasserge-

fährdender Stoffe sind an dieser Stelle unwägbar.
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Tab. 4 Auswirkungsprognose Veränderungen Böden mit besonderer und untergeordneter Bedeutung
der Bodenfunktionen (BO 1: BAU, ANL)

Quelle Eigene Darstellung VI / 2023

Wirk-
faktor

Zustandsbe-
wertung

Änderungen / Beeinflussende Wirkungen Ermittlung Erheblichkeit

Änderungs-
grad

Räumliche
Ausdehnung

Dauer

BO 1

IST: BB (F, P:
hoch; W, mi.)
Prognose: BB
HN > 18% (AB;
F,P: mi., W, ge.)
Prognose: AB

BAU Zeitlich begrenzte Belastung mit schwe-
ren Maschinen / evtl. Bodenlager ah.
üdGF;
Bodenöffnungen und Wiederaufbau Bo-
denprofil nach Leitungsverlegungen

sehr stark -
stark nega-
tiv punktuell vorüberge-

hend

BO 1,
BO 2

IST: BB (F, P:
hoch, W mittel)
Prognose: AB
HN > 18% (AB;
P: mi., W, ge.)
Prognose: AB

Errichten von Zufahrten, Stellplätzen
Lager- u.ä. Flächen i.S. Nutzungsän-
derung in wasserdurchlässiger Bau-
weise (Minderung Pufferfunktion);
Ausschluss Stein-, Schotter- u. Kiesgärten

gering ne-
gativ

punktuell
IST: BB / AB (F,
hoch / mittel);

obige Zeile bzgl. Ertragsfunktion

IST: BB (F,P;
hoch; W, mi.)
HN > 18% (AB;
F,P: mi., W, ge.)
Progn: UB (alle
s. ger.)

BAU;
ANL

Überbauung mit Haupt- und Nebenge-
bäuden auf TF WA 1 (Gesamt-GRZ
0,5), WA 3 (Gesamt-GRZ 0,3) u. öff.
VF, Stellplätze BW

stark nega-
tiv

andauernd

Erheblichkeit BAU ah. üdGF: unerheblich nachteilig
ANL: Verlust F,W,P; Mind.Ferhebl. nachteilig;

Minderung W, P: unerheblich nachteilig

c.c) Fläche

1 Das Vorhaben wandelt eine Grünlandnutzung mit Pferdebeweidung in ein Wohngebiet mit überwiegend lo-

ckerer Bebauung um.

2 Die nach der 7-stufigen Wertskala nach MARKS & SCHULTE 1988 ermittelten Hemerobiegrade werden

zur Bewertung des Wirkfaktors FL 1 in das 5-stufige Bewertungsraster der Risikoanalyse überführt. In An-

lehnung an SUKOPP 1972 ist das Dauergrünland mit Pferdebeweidung als euhemerob (Wertstufe IV) damit

geringwertig und einzuschätzen.

Tab. 5 Auswirkungsprognose Inanspruchnahme von Flächen (FL 1; ANL)
Quelle Eigene Darstellung IV / 2023

Wirk-
faktor

Zustands-
bewertung

Änderungen / Beeinflussende Wirkun-
gen

Ermittlung Erheblichkeit

Änderungs-
grad

Räumliche
Ausdehnung

Dauer

FL 1 IST: gering
(euhemerob)
Prognose:
polyhemerob

ANL

Überbauung mit Haupt- und Nebenge-
bäuden ih. WA 1 (Gesamt-GRZ 0,5),
WA 3 Gesamt-GRZ 0,3 u. öff. VF;
Zufahrten, Stellplätzen, Lager- u.ä. Flä-
chen wasserdurchlässig zu befestigen

gering ne-
gativ lokal

andauernd
IST: gering
(euhemerob)
Prognose:
euhemerob

Abstandsgrün, Grünfläche mit Zweck
privater Erholungspark keine Än-

derung
punktuell -
lokal

Erheblichkeit punktuell - lokal nicht nachteilig;
lokal unerheblich nachteilig
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3 Aus den Einschätzungen der Tab. 3.X lassen sich bzgl. der einbezogenen Dauergrünlandfläche keine aus-

gleichspflichtigen erheblich nachteiligen Auswirkungen durch Inanspruchnahme für die baulichen Anlagen

ableiten. Dies gilt gleichermaßen für die über die Anlagenflächen hinaus nur temporär bodengreifenden Bau-

maßnahmen und den nachfolgenden Anlagenbetrieb durch wohn- und wohnnahe Nutzungen.

4 Der Überplanung der Dauergrünlandfläche als Abstandsgrün (festgesetzte Grünfläche ohne weiter Zweckbe-

stimmung) sowie als Grünfläche mit Zweck privater Erholungspark ist weder eine vorteilhafte noch eine nach-

teilige Wirkung zuzuschreiben.

d) Wasser / Niederschlagswasserrückhaltung

1 Abzuprüfen auf mögliche erheblichen Beeinträchtigungen und Konflikte sind nachfolgende Wirkfaktoren,

· Anfall von häuslichem und haushaltsnahem Schmutzwasser im PG (WA 1; ANL, BTR),

· Erzeugung / gefahrloser Rückhalt bzw. Ableitung von Niederschlagswasserabfluss aus dem PG (WA 2;

ANL + BTR),

· Veränderung des flächenbezogenen Retentionsvermögens bzgl. natürlichen / freiraumnutzungsbeein-

flussten Gegebenheiten (WA 3; ANL, BTR);

· Entzug von Flächen bzgl. der Grundwassergeschütztheit mit untergeordneter Bedeutung (GW 1; ANL),

· Schadstoffimmissionen auf Flächen mit untergeordneter Bedeutung für die Grundwassergeschütztheit

(GW 2; BAU, BTR).

d.a) Schutzgebiete nach Wasserrecht

1 Das Gebiet ist keinen Schutzgebieten nach Wasserrecht zugeordnet. Daraus lassen sich dbzgl. keine aus-

gleichspflichtigen erheblich nachteiligen Umweltauswirkungen ableiten.

d.b) häusliches und haushaltsnahes Schmutzwasser

1 Aus dem festgesetzten Nutzungsspektrum (Wohnen und ergänzende wohnnahe freiberufliche, kleingewerbli-

che und handwerkliche Ergänzungen sowie als Ausnahmen Ferienwohnen und Beherbergung) ist nur der An-

fall häusliches und haushaltsnahes Schmutzwasser zu erwarten. Nach Stellungnahme der Wasserwerke

Zwickau GmbH ist ein Anschluss des PG an die zentrale Schmutzwasserversorgung gegeben.

2 Damit kann eine gesicherte Entsorgung des anfallenden Schmutzwassers als gegeben angesehen werden. Es

sind dbzgl. keine erheblich nachteiligen Auswirkungen zu erwarten.

d.c) Retentionsvermögen / Niederschlagswasser

1 Im PG besitzen die Bauflächen hohe - mittlere Retentionsvermögen. Das Vermögen geht unter den hier für

die Überbauung mit Haupt- und Nebengebäuden sowie der Straßenflächen vollständig verloren. Unter den

wasserdurchlässig zu befestigenden Flächen, wie Stellplätzen wird die Funktion dagegen nur gemindert.
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Tab. 6 Auswirkungsprognose flächenbezogenes Retentionsvermögen (WA 3)
Quelle Eigene Darstellung II / 2023

Wirk-
faktor

Zustands-
bewertung

Änderungen / Beeinflussende Wirkun-
gen

Ermittlung Erheblichkeit

Änderungs-
grad

Räumliche
Ausdehnung

Dauer

WA 3
IST: BB (F,
P: hoch)
Prognose:
BB

BAU Zeitlich begrenzte Belastung mit schweren
Maschinen / evtl. Bodenlager ah. üdGF;
Bodenöffnungen und Wiederaufbau Boden-
profil nach Leitungsverlegungen

sehr stark -
stark nega-
tiv punktuell vorüberge-

hend

WA 3

IST: BB (F,
P:  hoch,  W
mittel)
Prognose:
AB  (W,  P:
mittel, F s.g.)

Errichten von Zufahrten, Stellplätzen La-
ger- u.ä. Flächen i.S. Nutzungsänderung in
wasserdurchlässiger Bauweise (Minde-
rung Pufferfunktion);
Ausschluss Stein-, Schotter- u. Kiesgärten;
Versickerungsanlage mit Stauraumkanal u. Zu-
satzrückhalt Stellplätze BW (Gesamtvolumen
mit Versickerung 636,6 m³; Bedarf aus Plannut-
zung 527,5 m³)

gering ne-
gativ

punktuell
IST: BB
(F,P; hoch)
Progn: UB
(alle s. ger.) BAU;

ANL

Überbauung mit Haupt- und Nebengebäu-
den auf TF WA 1 (Gesamt-GRZ 0,5), WA
3 (Gesamt-GRZ 0,3) u. öff. VF, Stellpätze
BW (ausgebildet mit zusätzlichem Rück-
haltevermögen von 118,8 m³)

stark nega-
tiv

andauernd

Erheblichkeit BAU ah. üdGF: unerheblich nachteilig
ANL: Verlust F,W,P erhebl. nachteilig;
Minderung W, P: unerheblich nachteilig

2 Dadurch verbleiben anlagenbezogen auf das Gesamt-PG lokal gesehen zunächst erheblich nachteilige Aus-

wirkungen auf das flächenbezogene Retentionsvermögen.

3 Das anfallende Niederschlagswasser soll über die im PG festgesetzte Versickerungsanlage ortsnah dem Was-

serkreislauf zurückgegeben werden. Für den 1. BA besteht eine wasserrechtliche Erlaubnis.

4 Die geplante und bereits teilgenehmigte Entsorgungsanlage besteht in der vorgesehenen Fläche aus drei

Teilen, die da sind,

d) der Kiesfilter im Kern der Anlage zur Versickerung ankommenden Niederschlagswassers in den gemäß

der Anl. 8 der Begründung beigefügten Unterlagen ortskonkret nachweislich versickerungsfähigen Un-

tergrund (noch nicht wasserrechtlich genehmigt),

e) der diesen außen umfassende Stauraumkanal mit einer Überleitung zum Mülsenbach, in den 10 l/s Nie-

derschlagswasser eingeleitet werden dürfen (wasserrechtlich genehmigt am 13.10.22) und

f) der mit einem zusätzlichen Rückstauvolumen ausgestatteten Stellplatzanlage (wiederum noch nicht was-

serrechtlich genehmigt).

5 Die überdeckende Stellplatzanlage wird dazu mit einem Umlaufbord von + 20 cm und einem verfügbaren

Stauraum von ca. 118,8 m³ als zusätzliche Rückhaltefläche ausgebildet und vorgehalten.

6 Im Zuge der Planung für die Entsorgungsanlage wurde auch eine Gesamtermittlung zu den anfallenden Nie-

derschlagswassermengen getätigt. Danach kann mittels der im PG dieses BBP verorteten und räumlich festge-

setzten Fläche für Stauraumkanal, Kiesfilter-Versickerungsanlage zzgl. des zusätzlichen Rückstauvolumens der

oberirdisch darüber geplanten und festgesetzten Stellflächen für alle anzuschließenden Flächen der BBP „Rat-

hausweg“, „Oberer Rathausweg“ und dieses BBP abgebildet werden. Gemäß der aktualisierten Berechnung sind

insgesamt an die Anlage 18.872 m² undurchlässige Fläche anzuschließen. Das erforderliche Rückhaltevermögen

beträgt 527,5 m³, das gesamte Rückhaltevolumen mit Versickerung beträgt 636,6 m³.
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7 Die wasserrechtliche Erlaubnis soll baugebietsbezogen erweitert werden.

8 Standort Ausführung und Berechnung des Rückhaltevolumens sind in Anl. 11 dargestellt.

9 Bzgl. des Wirkungspfades Rückhalt anfallenden Niederschlagswassers und Ableitung in den Untergrund

innerhalb des Baubereichs lassen sich die zunächst erheblich nachteiligen Auswirkungen auf das flächen-

bezogene Retentionsvermögen in den Baugebieten durch die gebietsinterne weitestgehende Abführung in

den Untergrund bereits in weit überwiegend ausgleichen.

d.d) Grundwasser

1 Es erfolgt ein zusätzlicher Flächenentzug innerhalb der WA 1 und 3 sowie der Verkehrsflächen.

Tab. 7 Auswirkungsprognose Flächenentzug Grundwasser (GW 1)
Quelle Eigene Darstellung VI / 2023

Wirk-
faktor

Zustands-
bewertung

Änderungen / Beeinflussende Wirkun-
gen

Ermittlung Erheblichkeit

Änderungs-
grad

Räumliche
Ausdehnung

Dauer

BAU
1

Kein dauerhafter Flächenentzug, nur
temporäre Eingriffe im neu einbezo-
genen Bereich

gering nega-
tive Intensität punktuell vorüberge-

hend

GW 1  UB ANL
1

Überbauung mit Gebäuden
Festsetzung wasserdurchlässiger
Ausbildung von Zufahrten, Stellplät-
zen u.ä. Flächen;
Begrenzung der max. zulässigen Tie-
fen für bauliche Anlagen, bes. WA 1
auf 1,7 m unter anstehender Straße
„Am Mühlberg“

gering nega-
tive Intensität punktuell andauernd

BTR Wohn- u. wohnnahe Nutzungen er-
fahrungsgemäß ohne tief bodenein-
greifende Maßnahmen

s. gering ne-
gative Inten-
sität

lokal andauernd

Erheblichkeit nicht erheblich nachteilig

2 Zwar wird punktuell - lokal der Boden mit geringem Schutzpotenzial unter den Gebäuden dauerhaft entzo-

gen. Nach der Systematik des Steckbriefs ist dies aber nicht als erblich negativ einzuschätzen.

3 Bei den Nutzungsänderungen entfalten sich nur oberflächennahe Veränderungen. Daraus sind keine aus-

gleichspflichtigen erheblich nachteiligen Umweltauswirkungen bzgl. des Wirkfaktors GW 1 auf die gebiets-

bezogene Grundwassergeschütztheit zu erwarten.

4 Ein dauerhafter Anschnitt von Grundwasserhorizonten ist nicht vorgesehen. Aus dem festgesetzten Nut-

zungsspektrum (Wohnen und ergänzende wohnnahe freiberufliche, kleingewerbliche und handwerkliche

Ergänzungen sowie als Ausnahmen Ferienwohnen und Beherbergung) sind in aller Regel keine Schad-

stoffimmissionen in den Boden zu erwarten.

5 Aus den geplanten Eingriffen i.V.m. dem Vorhaben lassen sich nur Wirkungen geringer Intensität auf das

Grundwasser ableiten, d.h. nicht erheblich nachteiligen Umweltauswirkungen.

6 Havarien sind als Sonderfälle bzgl. ihres Risikos unwägbar.
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Tab. 8 Auswirkungsprognose Eingriffe / Schadstoffimmissionen in Grundwasserschichten (BAU, BTR)
Quelle Eigene Darstellung IV / 2022

Wirk-
faktor

Zustands-
bewertung

Änderungen / Beeinflussende Wirkun-
gen

Ermittlung Erheblichkeit

Ände-
rungsgrad

Räumliche
Ausdehnung

Dauer

BAU Temporäre Eingriffe in Boden-
schichten (Anschnitt temporärer
GW-Leiter eher unwahrscheinlich)

sehr gering
- gering ne-
gativ

punktuell -
lokal

vorüberge-
hend

BTR keine keine keine Keine
Erheblichkeit nicht erheblich nachteilig

e) Klima / Erneuerbare Energien

1 Abzuprüfen auf mögliche erheblichen Beeinträchtigungen und Konflikte sind nachfolgende Wirkfaktoren,

· Flächeninanspruchnahme von Flächen mit besonderer bzw. hoher und allgemeiner bzw. mittlerer Be-

deutung hinsichtlich lokalklimatischer Ausgleichspotenziale (KL 1; ANL),

· Beseitigung von Hindernissen zur / Förderung der Nutzung erneuerbarer Energien (EE 1, EE 2; ANL, BTR).

f.a) Lokalklima

1 Das PG steht in keiner Beziehung zu einem klimatisch belasteten Wirkraum.

2 Gemäß der ausführlichen Darlegungen der Zi. 3.1 i.V.m. Abb. 6 besitzt das PG gemäß Klimakarte 9.1 des

Landschaftsplans der Gemeine nur eine Funktion im Klimagefüge. Der RPl RC_SF 2023, Karte 14 „Sied-

lungsklima“ ordnet das Gebiet keinem relevanten Kaltluftentstehungs- bzw. -abflussgebiet zu. In der Folge

dieser ausführlichen Darlegungen ist die lokalklimatische Funktion als insgesamt nachrangig einzuschätzen.

3 In der Fortfolge sind also nur nicht erheblich nachteilige Wirkungen auf das Schutzguts Klima zu erwarten.

e.a) Einsatz erneuerbare Energien

1 Der BBP begründet die Zulässigkeit von Solaranlagen auf allen Dachflächen. Die üGF der Baufelder zur Auf-

nahme der Hauptgebäude sind ausreichend bemessen, um aus der Stellung der baulichen Anlagen das Ausnut-

zen solarer Energien gut zu ermöglichen. Für zulässige Flachdächer wird zur Ausnutzung aktiver solarer Po-

tenziale eine Schrägaufständerung bis 70° (max. zulässige Dachneigung für Schrägdächer) zulässig.

2 Damit wird der Nutzung erneuerbarer Energien ein Nutzungsfreiraum eröffnet und zusätzlich die Einsparung

von Heizenergie durch eine nahezu optimal mögliche Ausnutzung passiver solarer Potenziale ermöglicht.

So wird auch aus dem BBP heraus gleichzeitig positiv auf den Schutz des lokalen und allgemeinen Klima-

schutzes hingewirkt.

3 Untereinander und gegenüber benachbarten Grundstücken sind aus der Anordnung der Baugebiete und des

PG, der möglichen Stellung zu den Gebäuden und den Entfernungen keine erheblich nachteiligen Beein-

trächtigungen der Nutzung solarer Potenziale zu erwarten.

f) Techniken / Stoffe / Abfälle

1 Aus dem Zulässigkeitsrahmen, der über die Wohnnutzung hinaus nur beschränkte wohnnahe Nutzungen

vorsieht sind nur Haushaltsabfälle und ähnliche gewerbliche Abfälle zu erwarten. Dafür stehen die entspre-

chenden Entsorgungssysteme zur Verfügung. Jeder Haushalt bzw. jede gewerbliche Einrichtung des PG ist

daran anzuschließen (vgl. Anl. 5, „Organisatorische Hinweise“).
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2 Der Einsatz gefährlicher Stoffe sowie Be- bzw. Verarbeitungstechniken sind nicht zu erwarten (Zulässigkeit aus-

schließlich typischerweise nicht störender Handwerksbetriebe (hier erfahrungsgemäß nur Ansiedlung wohnnaher

kleingewerblicher Nutzungen i.V.m. der Wohnnutzung) und im städtebaulichen Sinn freiberuflicher Tätigkeiten

sowie ausnahmsweise von gebietsdienenden Läden. Typischerweise mit ggf. nicht nur häuslichen oder haushalts-

nahen Gewerbeabfällen oder gar gefährlichen Stoffen umgehende Nutzungen Tankstellen, Gartenbaubetriebe

werden dagegen ausgeschlossen. Sonstige Gewerbebetriebe sind zwar in den WA 1 und WA 2 ausnahmsweise

zulässig. Die Anforderungen „nicht störend“ i.V.m. mit dem Ausnahmecharakter und der Kleinteiligkeit des PG

lassen keine Betriebsansiedlungen mit regelmäßigem Umgang mit relevanten Mengen an wassergefährdenden

Stoffen erwarten.

3 Die Einrichtung klassischer Ölheizungen mit größeren Tanks ist, entsprechend den Verschärfungen des GEG

ab 2024 hinreichend sicher auszuschließen.

4 Für Bautätigkeiten sind unter den Texthinweisen 3.1 und 3.3 Hinweise zum Verhalten beim Auffinden von

Schadstoffen im Boden sowie dem Umgang mit Boden und Erdaushub ergangen.

5 Unter Berücksichtigung der aufgenommenen Hinweise lassen sich bzgl. der voranstehenden potenziellen

Risikopfade keine erheblich nachteiligen Umweltauswirkungen ableiten.

g) Luft / Emissionen

1 Abzuprüfen auf mögliche erheblichen Beeinträchtigungen und Konflikte sind nachfolgende Wirkfaktoren,

· Einwirken von Luftschadstoffen, Stäuben und Gerüchen sowie Strahlung erheblichen Umfangs auf das

PG von außen (LU 1: BAU, ANL, BTR),

· Entstehen von Luftschadstoffen, Stäuben und Gerüchen im PG (LU 2: BAU, BTR).

2 Anlagen und Nutzungen, die von außen einwirkend, erheblich nachteilig wirkende Emissionen vorgenannter

Art erzeugen, sind um das PG nicht erkennbar. Insgesamt erreichen die bestehenden Belastungen nur ein

nachrangiges Beeinträchtigungsniveau.

3 Während der Baumaßnahmen kann es zu baubedingten Emissionen, insbesondere Staub kommen. Durch die

Umsetzung der Einzelvorhaben ist im Umfeld nach der Aufsiedelung eine auf kaum angebaute Straßen be-

grenzte Zunahme des Verkehrs und, damit verbunden, von Emissionen (Luftschadstoffe, Stäube) zu erwar-

ten. Dabei ist zu beachten, dass die regelmäßige Zufahrt ins übergeordnete Netzt über die Brücke zur Nie-

dermülsener Hauptstraße erfolgen wird. Ab dort ordnet sich der Verkehr in den allgemeinen Verkehr ein.

4 Durch die Umsetzung des BBP mit der Wohnanlage für Betreutes Wohnen, 1 Mehr- und 6 Einzelhäusern ist

im Umfeld eine begrenzte Zunahme des Verkehrs und, damit verbunden, von Emissionen (Luftschadstoffe,

Stäube) zu erwarten. Dabei ist zu beachten, dass die regelmäßige Zu- und Abfahrt ins übergeordnete Netz

entweder direkt vom Einfahrtsbereich Thurmer Nebenstraße (Wohnanlage Betreutes Wohnen nebst Stell-

platzanlage), im weiteren ausschließlich über die Straße Am Mühlberg auf die Thurmer Nebenstraße erfol-

gen  wird.  Die  Erschließung  von  5  der  6  Einzelhäuser  des  WA 3  über  die  Planstraße  A  im PG des  BBP

„Oberer Rathausweg“ ist in der dortigen überschlägigen Ermittlung des Verkehrsaufkommens berücksich-

tigt. Sie ist für sich genommen von geringer Intensität. Ab Anschluss an die Thurmer Nebenstraße (Buswen-

deschleife) ordnet sich der Verkehr in den allgemeinen Verkehr ein.
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5 Das Gehöft Thurmer Nebenstraße 22 verfügt nordseitig zudem über einen eigenen Anschluss an die Thurmer

Nebenstraße.

6 Aufgrund sich regelmäßig verschärfender Anforderungen an Heizungsanlagen gemäß GEG ist die Errich-

tung emissionsträchtiger Kohle-, Öl- und Gasheizungen für die Zukunft unwahrscheinlich.

Tab. 9 Auswirkungsprognose Entstehen von Luftschadstoffen im PG (LU 2: BAU, BTR)
Quelle Eigene Darstellung I / 2024

Wirk-
faktor

Zustands-
bewertung

Änderungen / Beeinflussende Wir-
kungen

Ermittlung Erheblichkeit

Emissions-
belastung

Ände-
rungsgrad

Räumliche
Ausdehnung

Dauer

BAU Temporäre Emissionen von Stäu-
ben durch sukzessiv fortschrei-
tende örtlich veränderlicher Bau-
maßnahmen

vorüberge-
hend

zusätzlicher Verkehr BW wird unmit-
telbar an der Zufahrt ins PB auf Stell-
platzfläche gelenkt; kein weiterfüh-
render Ziel- u. Quellverkehr ins PG;
Quell- u. Zielverkehr im Zuge regelmä-
ßiger Nutzung von sieben Wohngrund-
stücken, eines mit MFH; Heizungsan-
forderungen gemäß GEG

sehr gering
negativ -
sehr gering
positiv

lokal

andauernd
LU 2 nachrangig BTR punktuell - lokal wirksame Filterwir-

kung anzulegender Hoch- und Nieder-
hecken sowie Baumpflanzungen
Erheblichkeit nicht erheblich nachteilig - nicht erheb-

lich vorteilhaft

7 Insgesamt kann davon ausgegangen werden, dass keine erheblich nachteiligen erheblichen Beeinträchtigun-

gen durch die in Rn. 1 aufgeführten Emissionen zu den Wirkpfaden LU 1 und LU 2 anfallen.

h) Mensch / menschliche Gesundheit / natur- und landschaftsbezogene Erholung

1 Abzuprüfen auf mögliche erheblichen Beeinträchtigungen und Konflikte sind nachfolgende Wirkfaktoren,

· Entstehen von Verkehrsaufkommen / Lärmimmissionen durch das Vorhaben (ME 1: BAU, ANL + BTR);

· Einwirken von Lärmimmissionen aus dem Verkehrsaufkommen umliegender Straßen sowie von Ge-

werbelärm erheblichen Umfangs auf das PG von außen (ME 2 / ME 3: ANL, BTR),

· Flächenentzug / Nutzungsänderung von Gebieten mit besonderer, allgemeiner und untergeordneter Be-

deutung für die naturnahe, landschaftsbezogene Erholung (ME 4: ANL + BTR).

h.a) Verkehrsaufkommen / Lärmemissionen durch das Vorhaben / Gewerbelärm

1 Während der Baumaßnahmen ist mit Baulärm und Baustellenverkehr in den Baubereichen und auf der Straße

Am Mühlberg bis Einmündung in die Thurmer Nebenstraße (Buswende) zu rechnen.

2 In der Betriebsphase ist mit einem erhöhen Aufkommen an Bewohner-, Besucher- und Versorgungsverkehr

i.V.m. dem Betreuten Wohnen zu rechnen. Dessen Standort wird daher bewusst unmittelbar an die Gebietszufahrt

von der Thurmer Nebenstraße (Buswendeschleife) gelegt. Zusätzlich wird gegenüber, hinter der anstehenden

Garagenanlage) deren Stellplatzanlage geplant. Das WA 2 verfügt zudem über eine separate Zuwegung von der

Thurmer Nebenstraße.
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3 Kurz zusammengefasst, nach dem Betreuten Wohnen werden mit den weiteren Vorhaben ausschließlich die An-

siedlung emissionsarmer Wohnnutzungen sowie in einem engen Rahmen ergänzender nicht störender freiberuf-

licher handwerklicher, sozialer sowie möglichen Anlagen der Gebietsversorgung und kleingewerblicher Nutzun-

gen ermöglicht. Eine Ansiedlung lärmintensiver Gewerbe ist mit dem Vorhaben nicht geplant (vgl. Zi. 1).

4 Im PG ist ab Inbetriebnahme eine Zunahme des Verkehrs durch das Vorhaben verbunden. Damit verbunden,

ist eine Zunahme der Lärmemissionen zu erwarten. Diese sind planerisch, wie bereits in Rn. 2 beschrieben,

bzgl. des Betreuten Wohnens auf den Bereich der Gebietszufahrt beschränkt und darüber hinaus als wohn-

üblich einzuschätzen.

5 Es ist die zusätzliche Belastung gegenüber den umgebenden schutzbedürftigen Nutzungen auf Erheblichkeit

zu bewerten. Bereits unmittelbar nach Ausfahrt mündet die Straße Am Mühlberg in den Anschlussast Thur-

mer Nebenstraße. Dort lässt das gebietsbezogene Verkehrsaufkommen sich dem allgemeinen Verkehrsauf-

kommen zuordnen. Eine zusätzliche verkehrsseitige Nutzung des Rathauswegs wird nicht erfolgen.

1 Insgesamt kann davon ausgegangen werden, dass durch die vom Vorhaben ausgelösten Emissionen (Wirk-

pfad ME 1) keine erheblich nachteiligen erheblichen Beeinträchtigungen anfallen.

2 Das Verkehrsaufkommen auf der Thurmer Hauptstraße / Zwickauer Straße mit einem durchschnittlichen

täglichen Aufkommen von ca. 4.000 Fahrzeugen lässt aufgrund der Distanz von ca. 200 m keine von außen

auf das PG einwirkenden erheblichen Auswirkungen erwarten.

Tab. 9 Auswirkungsprognose Entstehen von Lärmemissionen im PG (ME 1)
Quelle Eigene Darstellung VI / 2023

Wirk-
faktor

Zustands-
bewertung

Änderungen / Beeinflussende Wirkungen Ermittlung Erheblichkeit

Emissions-
belastung

Änderungs-
grad

Räumliche
Ausdehnung

Dauer

BAU

Temporäre Emissionen von Bau- u.
Bauverkehrslärm durch sukzessiv
fortschreitende örtlich veränderlicher
Baumaßnahmen;
Hinweise zu Eingrenzung Baulärm in
Anl. 6 aufgenommen

sehr gering
- gering
negativ

punktuell -
lokal

vorüberge-
hend

ME 1 hoch
ANL
+
BTR

WA mit zulässigem Nutzungsrahmen
Wohnen und ergänzend freiberuflichen
Nutzungen, nicht störenden Handwerksbe-
trieben sowie Ferienwohnungen / Beher-
bergung als ausnahmsweise Nutzung;
ergänzend in WA 1, WA 2 größere Freibe-
rufler, Gaststätten und ausnahmsweise
auch Läden, nicht störendes Gewerbe

sehr gering
- gering ne-
gativ

lokal andauernd

erfahrungsgemäß fast ausschließlich
wohnübliches Nutzungs- und Ver-
kehrsaufkommen,
zusätzlicher Verkehr BW wird unmittelbar
an der Zufahrt ins PB auf Stellplatzfläche
gelenkt; kein weiterführender Ziel- u.
Quellverkehr ins PG

sehr gering
- gering
negativ

lokal andauernd

Erheblichkeit nicht erheblich nachteilig
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h.b) Erholungseignung

1 Das Planvorhaben findet in einem Gebiet mit allgemeiner Bedeutung für die natur- und landschaftsbezogene

Erholung statt (Lage an Radweg Alter Bahndamm; Laubmischwald, aber dbzgl. herausgehobene Funktion).

2 Aus den zu erwartenden Veränderungen durch das PG lassen sich keine erheblich nachteiligen Umwelt-

auswirkungen auf den Radverkehr ableiten. Auch hinsichtlich der natur- und landschaftsbezogene Erholung

insgesamt ergeben sich danach keine erheblich negativen Umweltauswirkungen.

i) Kultur- und Sachgüter

1 Abzuprüfen auf mögliche erheblichen Beeinträchtigungen und Konflikte sind nachfolgende Wirkfaktoren,

· visuelle Beeinträchtigung der Erlebbarkeit von Kulturdenkmalen, einschließlich ihrer Umgebungsbe-

reiche mit allgemeiner Bedeutung (KS 1: BAU, ANL, BTR),

· Eingriffe in Bodendenkmale und (KS 2: BAU, ANL)

· Eingriffe in / Beseitigung ausgeübter Nutzungen (KS 3: BAU, ANL).

i.a) Kulturgüter

1 Innerhalb des PG befindet sich das Kulturdenkmal Thurmer Nebenstraße 22. Denkmalgeschützt sind die

drei Scheuen, nicht jedoch das nordwestseitige Wohngebäude. Bei der südwestseitigen Scheune ist nur das

innenliegende Langhaus geschützt, der mit einem Kreuzdach nach oben abschließende Quer-Anbau nach

Südwesten in gesamter Breite unterfällt dagegen nicht dem Denkmalschutz (vgl. Abb. 7).

2 Das nächste Kulturdenkmal innerhalb der Ortsbebauung liegt an der Thurmer Nebenstraße 19. Es ist nur

mittelbar sichtbar.

Tab. 11 Auswirkungsprognose Schutzgut Kultur- und Sachgüter (KS 1)
Quelle Eigene Darstellung IV / 2023

Wirkfak-
tor

Zustands-
bewertung

Änderungen / Beeinflussende Wirkun-
gen

Ermittlung Erheblichkeit

Änderungs-
grad

Räumliche
Ausdehnung

Dauer

BAU keine keine keine keine
HbA WA1 15 m ü öVF + - 1,7 m
uth. öVF [GW-Schutz]; WA 3 Z II;
Zulässigkeit Flachdächer +ge-
neigte Dachformen bis 70°);
WA 2 begrenzte Zulässigkeit Sat-
tel-, Kreuz- + Zwerchdächer mit
DN 35° - 70° sehr gering -

KS 1 AB ANL
teilsichtverschattet durch lineare u.
gestaffelte Bebauung; Neubebauung
nur nicht denkmalgeschützte Ge-
bäude- u. -teile zugewandt

gering nach-
teilig

lokal -
kleinräumig andauernd

grelle, selbstleuchtende u/o reflek-
tierenden Materialien für Dach,
Fassaden und Einfriedungen sind
unzulässig

BTR keine keine keine Keine
Erheblichkeit nicht erheblich nachteilig
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Abb. 7 Objekte des Denk-
malschutzes  Thurmer  Ne-
benstraße 19 und 22
Quelle: https://wikipedia.de III / 2023

2 Im Zuge des Planverfahrens wurden von der Unteren Denkmalschutzbehörde Hinweise bzgl. erforderlicher

denkmalschutzrechtlicher Genehmigungen für Arbeiten am Vierseitgehöft Thurmer Nebenstraße 22 selbst so-

wie im Rahmen des (unmittelbaren) Umgebungsschutzes vorgetragen. Diese Hinweise sind in den TH 3.9

übernommen worden.

3 Aus der Lage im Umfeld nicht flächenhaft wirkender Baudenkmale i.V.m. den Verschattung der denkmalge-

schützten Gebäude bzw. -teile durch das nicht dem Denkmalschutz unterfallende Wohnstallhaus und den

Kreuzdach-Anbau in gesamter Gebäudebreite an geschützte Langhaus auf der gebietszugewandten Südwest-

seite lassen bereits bzgl. der Erlebbarkeit Vierseithofs Thurmer Nebenstraße allenfalls Auswirkungen geringer

Intensität erwarten. Infolge der weiter hinzutretenden Verschattungen durch die Bebauung im Baugebiet „Rat-

hausweg“ sind die Auswirkungen auf das Gehöft Thurmer Nebenstraße 19 noch weit geringer anzunehmen.

I.V.m. der durch die Verschattungswirkungen nur untergeordneten Bedeutung der unmittelbaren Sichtbezüge

lassen sich keine erheblich nachteiligen Auswirkungen ableiten.

4 Das kann auch für das oberliegende WA 3 angenommen werden, wenngleich die dem Vierseitgehöft Thurmer

Nebenstraße 22 gebäudeimmanenten Verschattungen zurücktreten. Dies wird jedoch durch die zunehmende

Distanz zum Schutzobjekt wiederum ausgeglichen. Ergo lassen sich auch dbzgl. keine erheblich nachteiligen

Auswirkungen ableiten.

5 Bodendenkmale sind nicht wurde bekannt. Gegenüber dem Vorentwurf wurde aufgrund der Stellungnahme

des Landesamts für Archäologie (LfA) der TH 3.9 zur vorgezogenen archäologischen Vorprüfungen des PG

in die Planunterlagen aufgenommen. Diese Vorprüfungen finden vor allen bodeneingreifenden Arbeiten statt.

An der Abschluss steht bei negativem archäologischem Befund die Baufreigabe durch das LfA. Wird dagegen

ein archäologischer Befund sichtbar, wird dieser unmittelbar vor Beginn aller Bauarbeiten gesichert.

6 Für trotzdem nachfolgend nicht ausschließbare archäologische Funde oder Befunde wurde zusätzlich vor-

sorglich der TH 3.9 zur Meldepflicht gemäß § 20 SächDSchG bei deren Auftreten sowie die vorherige In-

formation gegenüber Baufirmen ergänzt. Dies soll Zerstörungen von, wenn zwar unwahrscheinlichen jedoch

nicht sicher ausschließbaren Bodenfunden vermeiden helfen.

7 Damit ist seitens der Planung sichergestellt, dass unbeabsichtigte Eingriffe in Bodendenkmale hinreichend

sicher vermieden werden. Es sind bzgl. des Wirkfaktors KS 2 keine weitergehenden erheblichen Beeinträch-

tigungen zu erwarten.
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i.b) Sachgüter

1 Die Grünlandfläche des Flst. 230/17 wird bereits längerfristig nicht mehr erwerbslandwirtschaftlich genutzt.

Was stattfindet ist eine hobbymäßig betriebene Pferdebeweidung, mit z.T. erheblichen Folgen für das anste-

hende Grünland. Die bereits mittelfristig fehlende erwerbslandwirtschaftliche Nutzung ist sehr starkes Indiz

für eine fehlende wirtschaftlich tragfähige Nutzung der Grünlandflächen.

2 Aufgrund der gemäß der ausführlichen Darlegung in Zi. 3.1, lit b) bzgl. der nur mäßigen Ertragsfähigkeit, der

schwierigen topografischen Bedingungen und der nachrangigen Wirtschaftsfunktion ist der Grünlandfläche

eine nur untergeordnete Nutzungseignung und eine untergeordnete agrarstrukturelle Relevanz zuzuschreiben.

3 Daraus lässt sich in fortfolgender Bewertung eine nur nicht erhebliche Wirkung auf die Agrarstruktur ab-

leiten.

j) Wechselwirkungen / Kumulierung mit anderen Vorhaben benachbarter Plangebiete

1 Da die Wechselwirkungen bei den jeweiligen Schutzgütern mit betrachtet werden, ergeben sich auch keine,

unter diesem Anstrich separat ermittelten ausgleichspflichtigen erheblichen Umweltauswirkungen.

2 Kumulierungen mit anderen Vorhaben benachbarter PG sind zwar gegeben, die Auswirkungen nur eng be-

grenzt und weit überwiegend auf das PG beschränkt. Die sichere Gebietsentwässerung für alle drei Plan-

und Baugebiete „Rathausweg“, „Oberer Rathausweg“ und dieses BBP Wohngebiet „Mühlberg“ kann gemäß

Anl. 11 auf dem für den Gesamtstandort in diesem BBP nahe der Gebietszufahrt von der Thurmer Neben-

straße (Buswendeschleife) nachgewiesen und sichergestellt werden. Eine 1. (Teil-)wasserrechtliche Geneh-

migung für den außenumgreifenden Stauraumkanal ist erteilt. Mit den Baufortschritten in den weiteren PG

werden der innenliegende Kiesfilter und die mit Zusatzstauraum ausgestattete Stellplatzfläche errichtet, (teil-

?)genehmigt und aktiviert werden.

3.3 Bewertung geprüfter Alternativen
1 Im Zuge der Aufstellung dieses BBP wurde eine Bauflächenbedarfsanalyse erstellt. Diese weist insbesondere

im kurzfristigen Zeitraum bis 2025 eine erhebliche Bedarfslücke an Baugrundstücken in Mülsen aus (vgl.

Anl. 7). Ebenso besteht eine erhebliche Nachfrage nach Service-Wohnungen aufgrund der weiter alternden

Bevölkerung in Mülsen.

2 Vor diesem Hintergrund ist die Planung städtebaulich erforderlich. Das Plangebiet liegt am Rand des Orts-

kerns von Thurm. Dem Ortsteil Thurm wurde bereits im FNPwirk die Bedeutung als funktionsteiliger Sied-

lungs- und Versorgungsschwerpunkt mit St. Jacob für Mülsen zugewiesen und die Festigung dieser Funktion

ist in der weiteren Entwicklung der Gemeinde definiert. Thurm bildet für die nördlichen Gemeindeteile den

Siedlungs- und Versorgungsschwerpunkt. Einrichtungen der Infrastruktur und Daseinsvorsorge sowie der

Versorgung mit Waren des täglichen Bedarfs sind im unmittelbaren Umfeld vorhanden.

3 Ein Anschluss an den Öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) erfolgt unmittelbar vor dem PG an der Hal-

testelle „Wendestelle Thurm“ (Umsteigehaltestelle für mehrere örtliche und überörtliche Buslinien).
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4 Zusätzlich ist inzwischen vom Landkreis Zwickau im Rahmen der Fortschreibung der Nahverkehrskonzeption

vorgesehen, ergänzend eine durchgängige und stündlich getaktete Buslinie von Thurm bis Marienau einzurichten.

Mit der darin ebenso kurzfristig geplanten Verknüpfung mit den Buslinien aus Richtung Zwickau in Richtung

Lichtenstein / Chemnitz an der Haltestelle Linde in St. Jacob wird die Erreichbarkeit des Standorts mit dem

ÖPNV nochmals erheblich verbessert.

5 Der Standort ist damit sehr gut geeignet, die Mobilität, gerade für die mobilitätsschwächer werdenden älteren

Menschen (hier in der Wohnanlage Betreutes Wohnen) erheblich zu verbessern und darüber hinaus allgemein

städtebaulich eine geordnete Arrondierung des Siedlungsgefüges im Einzugsbereich des örtlichen öffentlichen

Personennahverkehrs zu erreichen und so zu einer Reduzierung der Verkehrsbelastung beizutragen.

6 Dies alles ist insbesondere für die Errichtung der Anlage für Betreutes Wohnen (mobilitätsschwache Bevöl-

kerungsgruppe) sehr wichtig.

7 Als Alternativstandort für das betreute Wohnen wurde im Vorfeld auch das Schloss (Herrenhaus) geprüft.

Dieses liegt im Geltungsbereich des BBP „Rittergut/Schoss/Park“ Thurm. Die Fläche ist rechtskräftig als

Mischgebiet festgesetzt. Wohnen ist dort nur ausnahmsweise i.V.m. der Errichtung einer gewerblichen u/o

freiberuflichen Nutzung zulässig. Die Wohnnutzung ist auch nur der gewerblichen Nutzung untergeordnet

zulässig. Von daher gibt es für die Planung des Betreuten Wohnens am Standort im PG und innerhalb des

WA 1 unmittelbar an der Zufahrt von der Buswendeschleife ins Gebiet keine vernünftige Alternative. Die

weitere innere Anordnung des WA1 ist aufgrund der bereits im Unterbau errichteten Erschließungsstraße

zum Baugebiet „Rathausweg“ vorgegeben.

8 Die geplante Revitalisierung des anstehenden Gehöfts Thurmer Nebenstraße 22 ist standortgebunden.

9 Darüber hinaus soll für Mitarbeiter der ergänzenden Einrichtungen damit Wohnen und Arbeiten auf kurzen

Wegen miteinander verbindbar werden. Dabei sollen durchaus auch leitende Mitarbeiter angesprochen wer-

den. Vor diesem Hintergrund sind die Grundstücke im WA 3 ebenso erforderlich. Diese Zielrichtung er-

scheint insbesondere vor dem Hintergrund der aktuellen Entwicklungen (Steigerung der Energiepreise) und

den Herausforderungen der Klimaveränderungen (drastisch erforderliche Verringerung der CO2 – Emissio-

nen, z.B. durch Verkehrswegereduzierungen) angemessen.

10 Ebenso topografisch bedingt ist die Anlage des WA 3 auf dem sich verebnenden Oberhang mit Erschließung

über das Baugebiet „Oberer Rathausweg“.

11 Bei der Nichtdurchführung entfällt zwar die Neubebauung. Die Fortnutzung der Dauergrünlandfläche würde

wohl fortgeführt. Damit würde sich der Biotopzustand in gleicher Perspektive fortentwickeln.

12 An einer Alternativnutzung für das leestehende und bzgl. der drei anstehenden Scheunen, denkmalgeschützte

Gehöft wird zwar parallel gearbeitet. Eine Einschätzung, wann und welche Nachnutzung kommt muss an

dieser Stelle offen bleiben. Ein Abriss des Gehöfts ist nach derzeitigem Kenntnisstand nicht zu erwarten.

Damit einhergehend werden auch die sehr geringen Funktionserfüllungen insbesondere bei den Schutzgütern

Boden und Wasser im Bereich des Gehöfts fortbestehen.
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4 Empfehlungen zur Umweltvorsorge / Naturschutzfachlicher Ausgleich
1 Zur Behebung der in Ziffer 3.2 ermittelten erheblichen Beeinträchtigungen werden nachfolgend Empfeh-

lungen zu deren Vermeidung, Minderung und Kompensation erarbeitet und die geeignete Verankerungs-

bzw. Umsetzungsform beschrieben (vgl. Anl. 2, Tab. 4.1 u. 4.2).

2 Zur Sicherung der erarbeiteten Empfehlungen werden die daraus abgeleiteten Festsetzungen des BBP nach-

folgend hinsichtlich ihrer Wirksamkeit bewertet (vgl. Anl. 2, Tab. 5).

3 Die Begründung der Einzelfestsetzungen und der externen Maßnahme erfolgt im Teil A, Ziffer 7.

5 Überwachungsmaßnahmen
1 Die Gemeinde Mülsen überwacht gemäß § 4c BauGB die erheblichen Umweltauswirkungen, die aufgrund

der Durchführung der Bauleitpläne eintreten, um insbesondere auch unvorhergesehene nachteilige Auswir-

kungen frühzeitig zu ermitteln und in der Lage zu sein, geeignete Maßnahmen zur Abhilfe zu ergreifen.

Tab. 12 Maßnahmen zur Überwachung erheblicher Umweltauswirkungen
Quelle Eigene Darstellung I / 2024

Erhebliche Auswirkung Umsetzungs- und Überwachungs-
maßnahme

Informationsgewinnung

Weitgehender Verlust der
Bodenfunktionen hoch (Ertrag, Puffer)
u. mittel (Wasserkreislauf)

Kontrolle der Umsetzung der Pflanz-
maßnahmen (Pb 1 - Pb6), in den jewei-
ligen Grundstücken und dem privaten
Erholungspark

Begehungen vor Ort

zusätzlicher Verlust der hohen
Ertragsfunktion auf wasserdurchlässig
zu befestigenden Flächen

Kontrolle auf Einhaltung der vorgege-
benen GRZ-Festsetzungen

Weitgehender Verlust des bestehenden
hohen flächenbezogenen Retentions-
vermögens

Verwendung wasserdurchlässiger
Materialien zur Herstellung von
Grundstückszufahrten, Stellplätzen auf
privaten Baugrundstücken usw.

Begehungen vor Ort;
Unterlagen zur aus Entscheidungen in
bauaufsichtlichen o.a. Verfahren

sowie auf Einhaltung der Vorgaben zu
Eingrenzung der Versiegelungsanteile
auf den Baugrundstücken

2 Die Überwachung der erheblichen Umweltauswirkungen, die aufgrund der Verwirklichung des BBP eintre-

ten, soll nicht in festen Zeitabständen erfolgen, sondern an das Ausmaß der Durchführung des BBP gekoppelt

werden. Diese Vorgehensweise gewährleistet, dass eine erneute Überwachung nur dann vorgenommen wird,

wenn bei der Durchführung des BBP erkennbare Veränderungen gegenüber der vorhergehenden Überwa-

chung eingetreten sind. Soweit vor Aufsiedlung der Baugrundstücke sinnvoll realisierbar, sollen die festge-

setzten Pflanzgebote bzgl. einer zeitnahen Herstellung über den Erschließungsvertrag gesichert werden.

3 Folgende Umsetzungs- und Überwachungszeitpunkte sind vorgesehen:

· Anhörungen oder Beteiligungen in bauaufsichtlichen Genehmigungsverfahren,

· Abschließende Fertigstellung von baulichen Anlagen in den Baugebieten,

· Abschließende Fertigstellung der festgesetzten Pflanzgebote Pb 1 bis Pb 6 sowie der vorgesehenen

Gruppenpflanzungen von Bäumen und Sträuchern innerhalb des privaten Erholungsparks,

· nach Aufsiedlung Kontrolle auf Einhaltung der festgesetzten Pflanzgebote zu den Laub- bzw. Obst-

baumpflanzungen auf den privaten Grundstücksflächen des WA 3,
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· Entwicklungszielkontrolle der Ausgleichsmaßnahmen nach 10 - 15 Jahren,

· danach nur noch bei besonderer Veranlassung.

4 Die im Rahmen der Überwachung gewonnenen Umweltinformationen sind auszuwerten und im Hinblick

auf die weitere Umsetzung des BBP zu bewerten.

Lengenfeld, den 17.01.2024
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Dipl.-Ing. (FH) Uwe Zahn

Projektleiter und Geschäftsführer


